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HERMANN JAHRREISS: 
Europa — Germanische Gründung aus dem Ostseeraum Il 


2. Frage: 


Wie fügt sich der Ostseekreis in den Prozeß der Bildung und 
Umbildung des europäischen Staatensystems? 


Klären wir zunächst die Frage! 

Untersucht man die Herrschaftsverhältnisse für einen bestimmten Menschheits- 
kreis wie wir hier für den von den Germanen gesammelten europäischen, so muß 
man sich zunächst die zwei möglichen Hauptkonstellationen vor Augen halten: Ent- 
weder ist der ganze Kreis ein einziger Herrschaftsverband (oder gar bloß Teil eines 
weiterfassenden Herrschaftsverbands) oder nur Teile des Kreises sind Herrschafts- 
verbände; dort ist die herrschende Ordnung diejenige eines Staates, mag er sich 
vielleicht auch nicht Staat nennen; sie ist staatsrechtlich; hier ist sie eine Koordi- 
nation von Staaten, eine völkerrechtliche Ordnung. Man hat mit Recht gesehen 1), 
daß die Geschichte immer wieder das Streben der einzelnen Menschheitskreise 
zeigt, von einer dieser Formen zur anderen zu wechseln und wieder zu wechseln. 
Kontraktion und Lösung, Zusammenballung und Zerfall, Straffung und Auflocke- 
rung im ewigen Hin und Her! Eine Gesamtherrschaft, und wäre sie auch stark 
dezentralisiert, bricht auseinander im Kampf, der von der einen Seite als Separa- 
tismus, Rebellion verleumdet, von der anderen als Freiheitskrieg nach dem ‚„Selbst- 
bestimmungsrecht“, als Sturz rechtloser Hegemonie verteidigt wird. Und später 
will die staatsrechtliche Form wiederkommen; imperialistische Brutalisierung heißt 
jetzt die Verleumdung des Kommenden, seine Verteidiger aber predigen: heraus 
aus der Anarchie zur Ordnung und Leistung! 

Für die ganze europäische Menschheitsgruppe ist nun dieser Wechsel bisher nicht 
raktisch geworden. Sie hat bisher nie unter einer Herrschaft gestanden. Der 
inzige Anlauf dazu — der napoleonische — ist knapp vor dem Ziel stecken- 
eblieben. 

Aber für Untergruppen Europas, oft sehr große Untergruppen, haben wir 
iederholten Wechsel dieser Art erlebt. Das Bild verschiebt sich nur hier regel- 
äßig dadurch, daß mit dem Wechsel der Verfassung für die betreffende Gruppe 
ine Vergrößerung oder Verkleinerung der Gruppe verbunden wird. Dies ist unser 
all. Zeiten, in denen der Ostseebezirk auf sich gestellt ist, eine deutlich greifbare 
Intergruppe Europas bildet, wechseln mit Zeiten, in denen dieser Bezirk in andere 


1)So vor allem neuerdings Richard Schmidt, Verfassungsausbau und Weltreichs- 


ildung, und Jahrreiß, Europa als Rechtseinheit. 
25 
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Bezirke eingreift oder von anderen Bezirken her in Anspruch genommen wird. 
Und im Ostseebezirk selbst erleben wir Zusammenziehungen und Zerstückelungen. 

Ich zeichne in großen Zügen: Auch in den Zeiten seiner größten Ausdehnung 
— unter Trajan — hat das Römische Weltreich aus dem mittleren Stockwerk 
Europas nie mehr als die Gebiete rechts der Donau und den ganzen Balkan umfaßt 
(und das war wohl schon ein Übernehmen, von Rom her gesehen! Das Reich bricht 
gerade an der Adria auseinander). Erst der zunächst fränkisch geleitete nachrömische ı 
Staatsbau auf weströmischem Boden reißt den größeren Teil Mitteleuropas in das 
kleinere Imperium, das sich aber immer mehr nur formal um das Ringen in den 
Marken kümmert und kümmern kann. Im Ostseekreis zwar wird das Dänemark 
Göttriks von Karl dem Großen getroffen und in der Folgezeit sogar einmal tribut- 
pflichtig; die Beziehungen bleiben aber sehr lose, und im übrigen greifen die 
Machtausstrahlungen des Reichs nach der Süd- und Südostküste der Ostsee während 
des Rekolonisationsprozesses gegen die Slawen; aber auch da ist das „‚Reich‘ doch 
mehr eine Kulisse; es sind schon deutsche Angelegenheiten, die man ver- 
handelt1). 

Wir dürfen deshalb an den Eingang unserer weiteren Darstellung den Satz stel- 
len: der Ostseekreis, von dem jene Kräfte ausgingen, die unser „‚Europa“ als einen 
Menschheitskreis schufen, hat nie zu jenem Imperium gehört, das als germanischer ' 
Nachfahr des Römischen Weltreichs den selbstmörderischen Kampf mit dem Sacer- 
dotium austrug; er ist deshalb auch nicht hineingerissen worden in den Prozeß 
des Zerfalls dieses Reiches in Nationalstaaten. Der Ostseekreis, in dem der National- 
staatsgedanke älter, aber auch anders fundiert ist, hat so stark für sich gelebt 2), 
daß er in seinem nordgermanischen Teil noch heute in einer gewissen Isolierung ' 
steht und aus dieser Isolierung geradezu ein Programm macht 9); 

Es hat nun in der Geschichte dieses Kreises Zeiten gegeben, in denen sein 
Staatenbildungsprozeß den Raum sprengte (wie unter Knud dem Großen und. 
unter Gustav Adolf) oder fremder Staatenbildungsprozeß in ihn eindrang (wie 


unter Peter dem Großen); im ganzen aber hat er sein Leben für sich gelebt. Davon 
sei zunächst die Rede. 


Der Ostseekreisin vergleichsweiser Isolierung 


Als die Normannen nach allen Seiten zu sporadischer Kolonisation ausholten, 
traten in Dänemark, Norwegen und Schweden als größere nordische Reiche auf. Ja, 


1) 1227 siegen die Norddeutschen über Waldemar II., den mit Papst und Welfen verbün- . 
deten Herrscher des dänischen Östseegroßreiches. — Über die Auswirkung des Kampfes der ' 
Staufer gegen die Welfen im Norden vgl. neuerdings Otto Westphal, Gustav Adolf, 
S. 32ff. 2) Die Ausstrahlungen des Kampfes zwischen Kaisertum und Papsttum auf die 
inneren Kämpfe der nordischen Reiche wie auf ihre Beziehungen zueinander sollen dabei nicht ; 


verkleinert werden. 3) Das gilt besonders für die Zentralmacht dieses Gebiets, Schweden, . 
wie Schrepfer, a.a.O,, S. 99, richtig sieht. | 
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die Bildung dieser ‚„‚Groß“staaten ist wohl eine der Ursachen für die früher skiz- 
zierten Normannenzüge. 

Die drei Reiche haben etwa ein Jahrtausend gebraucht, ehe sie sich im Großen 
und Ganzen mit ihrem nationalen Besitzstand begnügten und die Bahn frei mach- 
ten für den heutigen Zustand der kaum noch bedrohten, wenn auch nicht rei- 
bungslosen Koordination einer stattlichen Zahl von Östsee-Anrainerstaaten. Däne- 
mark und Schweden haben dabei abwechselnd, in jahrhundertelangem Kampf mit- 
einander, den Versuch gemacht, einen größeren Teil, wenn nicht die gesamte Weite 
‚des Ostseebezirks in die eine Hand zu bekommen. 


| Die Dänen 

Dänemark wird durch die Meerengenkonstellation!) auf den Weg von Byzanz 
‚gezwungen. Die Ostsee soll dänisches Binnenmeer werden. Schon unter Knud dem 
Großen hält es den Eingang zur Ostsee in der Hand. Unter Waldemar dem Großen 
und seinen Söhnen gehört ihm Südschweden und weithin die deutsche Ostsee- 
‚küste, später sogar Estland. Nach einem kurzen Emporschnellen der schwedischen 
Schale der Waage bringt Margaretes Kalmarer Union durch mehr als ein Jahr- 
hundert ganz Skandinavien unter dänische Führung. Und noch um 1600 ist Däne- 
mark, im Besitz der Linie Schonen, Gotland und Ösel, die erste Ostseemacht. 


Die Schweden 


Schweden, dessen staatsbildendes Kernland um Uppsala liegt, holt dreimal in 
Intervallen von rund dreihundert Jahren aus. 

Um 1000 hält es — zum Teil schon seit mehr als hundert Jahren — Finnland, 
große Teile der späteren Ostseeprovinzen, Teile der deutschen Ostseeküste und des 
Insel-Dänemark. Doch ist da vieles fraglich?). Dann sinkt Schweden in einem 
hundertjährigen inneren Krieg zwischen Goten und Schweden, zwischen Christen 
und Heiden zurück (seit 1050). 

Bald nach 1300 — Finnland ist in Kreuzzügen von rund 1050 bis 1300 ge- 
wonnen — wird dem inzwischen zur ersten Macht aufgestiegenen Dänemark Scho- 
nen wieder abgenommen, bald jedoch abermals verloren. 

Das 17. Jahrhundert bringt die schwedische Großmacht; um 1660 umfaßt sie 
außer dem alten Außenland Finnland Karelien, Ingermannland, Estland, Livland, 
Memel, Pillau, Elbing, Vorpommern, Rügen, Wismar und die strategisch ent- 
scheidenden Inseln Gotland und Ösel. Wir stehen unmittelbar vor der Verwirk- 
lichung eines schwedischen Ostsee-Imperiums. Da kommt Hemmung und Rück- 
schlag. War früher dänischer Gegenstoß die Ursache des Abstiegs, so diesmal der 
Aufstieg Brandenburgs — die moderne Ostseemacht Deutschland ist im Keim zu 


1) Vgl. Braun, Die dänische Landbrücke (Nordische Rundschau, Oktober 1929). 2) Vgl. 
z.B. C. Weibull, Sveriges och Danmarks äldsta historia. 
20% 
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sehen — und der russische Sprung an das Baltische Meer. Es geht jetzt Schweden so 
wie um dieselbe Zeit an der symmetrisch entsprechenden Stelle dem Osmanenreich. 


Die Deutschen 


Deutscher Initiative entspringt das Werk des Deutschen Ordens. Er dringt 
in den preußischen Raum ein, den die seit rund ıı4o von der Ostsee überhaupt 
zurückweichenden Polen freigegeben haben. Der Vormarsch wird ausgedehnt und 
treibt heimatangeschlossene deutsche Herrschaft bis an den Finnischen Meerbusen, 
als der Schwertritterorden, auch eine deutsche Gründung, in seiner Litauernot 
seinen livländischen und kurländischen Machtbereich dem rettenden Deutschen 
Orden übergibt. Auf dem Höhepunkt seiner Macht wird dann der Orden Gegen- 
spieler der Kalmarer Union. 

Die Polen 


Polen, mittlerweile mit seinem Schicksal an Böhmen geknüpft (dessen König Otto- 
kar II. übrigens infolge seiner Kreuzzugshilfe für den Deutschen Orden der Namens- 
vater Königsbergs geworden ist), dann mit Ungarn verbunden, wendet sich rund 
ein Vierteljahrtausend nach seinem Abzug aus dem Ostseebezirk wieder dem Norden 
zu. Seine Vereinigung mit Litauen schafft die Großmachtgrundlage. Es durchstößt 
die Stellung des Ordens, vertreibt ihn zum einen Teil, zum anderen bringt es ihn 
in Lehnsabhängigkeit; schließlich kommt es unter Polens Führung zur Verwelt- 
lichung des Ordens und zur Gründung des Herzogtums Preußen unter Polens Ober- 
herrlichkeit. Zu einer ausschlaggebenden Ostseemacht wird Polen aber nicht. Schwe- 
den, Brandenburg, Rußland drängen es, einander dabei oft hemmend, nach 
schweren Kämpfen ab. 

Das Ergebnis: eine ausgesprochen germanische Triebkraft bringt durch 
fast tausend Jahre höchst wechselvollen Kampf um das Binnenmeer. Aber keine 
der Mächte kann es zu ihrem Binnenmeer machen. Der Grund oder die Gründe? 
Wir werden sie sofort über die bisherigen Andeutungen hinaus erkennen, wenn wir 
den Östseekreis nunmehr in die Staatenumwelt eingliedern. 


Der Östseekreis in der Staatenumwelt 

Jetzt stehen wir in der Nordsee und sehen von außen auf die Meerengen: 
England, vielleicht auch Holland können jederzeit an das Tor von Kopenhagen 
pochen. Und wir stehen jetzt am Limes: Deutschland, noch nicht fest um- 
rissen, aber ungeheuer aktiv, wird wohl nicht immer nach Rom sehen, sondern die 
Chancen seiner Flurnachbarschaft wahrnehmen. Und wir stehen an der Wol ga, 
gewöhnt an unendliche Räume; die Ostsee ist uns nicht ferner als das Schwarze 
Meer und nicht weniger nötig. England, Deutschland und Rußland F 
drei Großmächte, die Gründung und Aufstieg dem Blut aus dem 


OÖstseekreis verdanken, wirken auf diesen Kreis zurück und emp- 
fangen neuerlichen Einfluß. 
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Die Nordsee 


Knud der Große, dessen Bündnis dem Deutschen Konrad II. die Auseinander- 
selzung mit dem König Polens erleichtert, trägt um 1000 die Krone eines Reichs, 
das Südschweden, Norwegen und Mittelengland umfaßt, wie Griechenland von 
Italien bis Kleinasien — allerdings nicht in sich geschlossen — regiert hatte; und 
später gleicht Dänemark mit seiner Herrschaft über Norwegen und Island dem Ost- 
rom um 500 n. Chr. Das Reich um Sund und Belte hat schließlich auf die Allein- 
kontrolle der Meerengen verzichten müssen. Der große Seehandel der Holländer in 
der Ostsee, die der deutschen Hanse Boden abjagen und gerade darum von Schwe- 
den und Dänemark als Bundesgenossen gegen die deutschen Kaufherren gefördert 
werden, war nicht bloß ein Zwischenspiel, und die erzwungene Einfahrt einer 
holländischen Flotte in die Ostsee in den letzten Jahren des Dreißigjährigen Krieges 
mußte warnen. In der weiteren Auseinandersetzung zwischen Dänemark und dem 
Schweden Karls X. hilft holländische Seemacht den Dänen, englische zeitweilig den 
Schweden. Im „Haager Konzert‘ Englands, Hollands und Frankreichs werfen sich 
die Randmächte der nördlichen ‚Adria‘ und Paris zu Schiedsrichtern über das 
nördliche „Schwarze Meer“ auf. Schon im Nordischen Krieg setzt dann der Gegen- 
satz zwischen kommender britischer Weltseemacht und drohendem russischen 

Riesenlandblock ein. Und in den napoleonischen Wirren gelingt England vor 
Kopenhagen, worum es bei Gallipoli wider die mit Deutschland verbündete Türkei 
rund ein Jahrhundert später vergeblich anstürmt, um es dann kurz darauf doch 
zu erreichen. Heute hat England in den ehemaligen Ostseeprovinzen starken Ein- 
fluß; es liegt nicht mehr vor der Einfahrt in die Ostsee, die nichts ist als der 
riesigste Hafen des ganzen Kontinents; wir denken an die Position Genuas und 
Venedigs um Kertsch herum gegen 1200, als sie das griechische Kaisertum in 
Konstantinopel gestürzt hatten und nun den Handel aus Südrußland durch die 
Meerengen nach Italien in ihrer Hand hielten. 


Der Druck von Osten 


Der slawische Raum, der dem Ostseekreis im Grunde immer fremd geblieben 
ist, gewinnt mit dem polnischen Durchbruch durch die Ordenslande im 15. Jahr- 
hundert und mit dem russischen Marsch nach dem Westen von rund 1700 bis 
ı810 — Newamündung, dann Umklammerung des Finnischen Meerbusens und nun 
Sicherung der Klammer durch Erwerb der beiderseitigen Randländer — die Be- 
deutung einer ständigen Störung der immer wieder nach Isolierung strebenden 


germanischen Staatenwelt. Wir sprechen davon noch. 


Das Reich der Mitte 


Das Reich der Franken kommt, wie wir schon andeuteten, unter Karl dem 
Großen und seinen Nachfolgern zu einem gewissen Einfluß in Dänemark; es bleibt 
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eine kurze Fühlung. In großem Maßstab geht deutsche Initiative mit der 
Deutschen Hanse in den Ostseekreis. Die rechnende Kraft eines durch politische ı 
Städtebündnisse gestützten Handelsimperialismus, der uns modern anmuten möchte, , 
durchdringt den ganzen baltischen Bezirk, dazu aber das Nordseebecken, ganz ! 
Nord- und Mitteldeutschland und das Reich von Nowgorod1). Seit dem Sieg über : 
Waldemar Atterdag und dem Stralsunder Frieden blüht diese äußerlich lockere 
Herrschaft ohne massierte, aber wirkungsvolle Kraft?); den üblichen Methoden | 
der Länderkriege, besser Dynastienkriege durchaus nicht vergleichbar, schiebt sie ı 
sich über die Prestigepolitik der Staaten hinweg. So hat sie freilich auch nicht, , 
als Schwedens Große ı363 dem Mecklenburger Herzog ihren Thron gaben, den ı 
Rückhalt für eine deutsche Nordreichspolitik liefern können. Nach dem Abstieg ; 
des Kaisertums und des Papsttums und bei der Schwächung des Deutschen Ordens i 
wäre aber die Hanse die einzige mögliche Stütze überhaupt gewesen; Schweden ı 
focht zwar im Krieg der Hanse gegen Waldemar Atterdag mit ihr, aber die: 
Hanse, in sich wegen der lübischen Hegemonieansprüche nicht einig, konnte den ı 
deutschen König der Schweden nicht stützen, als ihm der Adel alle Festungen ı 
nahm und ihn zwang, die den deutschen Kaufleuten eingeräumten politischen ı 
Rechte zu nehmen. Durch Margarete wird Dänemark in den deutsch-schwedischen ı 
Kampf gezogen, der mit dem Einsatz der Viktualienbrüder zu einem nicht mehr ' 
klassifizierbaren Krieg wird. Die Macht der Hanse ist zerbrochen. Ihre letzte: 
große Tat ist die Hilfe, die sie Gustav Wasa im schwedischen Freiheitskampf gegen ı 
die Dänen bringt. Sie entscheidet den Krieg. 


Die Beziehungen des Ostseekreises zu der Staatenumwelt zei-- 
gen uns also die germanischen Nordreiche als im ganzen passiv.. 


Das gilt in gewissem Sinn sogar von der größten Kraftanstrengung des Nordens ; 
in der Neuzeit, von dem schwedischen Eingreifen in den Dreißigjährigen Krieg, , 
das uns zunächst überraschen muß 3). Die damals von Schweden hereingeworfene : 
Energie wirkt sich noch heute formend aus. Daß sie mindestens mit ausgelöst ; 
wurde, um dem von Anfang an katholisch erzogenen Wasa auf dem polnischen ı 
Thron, dem Verbündeten des Kaisers, den Griff nach Schwedens Krone zu wehren, . 
steht fest. Aber in jener Lage ging es tatsächlich nicht bloß und nicht im letzten, , 


1) Sie hat „den Norden und Osten“ Europas „dem Verkehr voll erschlossen“ (Vogel 
S. 36). 2) Hieran knüpft Herbert Schroeder, Der Hanseatische Block (Baltische Monats- - 
hefte, 1932, Heft 10) sichtlich an, wenn er ganz Europa in ein mediterranes (lateinisches) und | 
in ein hanseatisches zerlegen will. Er rechnet zum „hanseatischen Nebenraum“ als Eckpfeiler ' 
Deutschland und England. Sodann Skandinavien, Finnland und die baltischen Länder, weiter ' 
aber auch Belgien und die Niederlande und als Ausläufer Österreich, die Schweiz, schließ- 
lich Island. 3) Im einzelnen vgl. darüber jetzt Johannes Paul, Gustav Adolf ; Leipzig 1932. k 


Paul betont sehr richtig, daß bis Breitenfeld das schwedische Eingreifen einen defensiven ı 
Grundzug hat. 
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um Throne, und Gustav Adolf hat jedenfalls nicht nur den weltlichen An- 
spruch der Weichselgroßmacht zurückgewiesen, sondern ein anderes gerettet, 
die Reformation. Was er sich dabei gedacht hat, ob er zuerst um den Thron 
besorgter König oder Imperialist oder Verteidiger des Glaubens gewesen ist, bleibt 
für unseren Zusammenhang ohne Bedeutung. Der Erfolg der schwedischen In- 
tervention in Deutschland steht fest1). Man kann ihn aber nicht feststellen, ohne 
unsere bisherige Fragestellung zu erweitern. Das sei unserem Schlußwort vor- 
behalten. 


Vorerst ist hier ein anderes zu berichten. 


Die Politik der Abschließung der Ostsee 


Mit dem Zusammenbruch der schwedischen Großmachtstellung kommt der Ge- 
danke der Interessenverbundenheit der nordgermanischen Ostseeländer im gesamt- 
kontinentalen, ja weltweiten Spiel der wahren Großmächte zum Leben. Es wurde 
Zeit, daß man zu verwirklichen versuchte, was im schwedisch-dänischen ‚‚Frieden“ 
von Roskilde 1658 von den Schweden als Grundsatz diktiert worden war und wo- 
gegen sich die Mächte des Haager Konzerts selbstverständlich hatten wenden müssen 
und mit Erfolg gewandt hatten, nämlich die gemeinsame Abschließung der Ost- 
see gegen feindliche Kriegsschiffe der Nicht-Ostseestaaten. Der dänisch-schwedische 
_ Block war nun in der gleichen Lage wie die Hohe Pforte. Er hat das Problem der 
Schließung der Meerengen so wenig wie sie gemeistert. 

Der Zar, der Hauptmieter des europäischen Erdgeschosses, hat die endlose Mit- 
telwohnung; aber es sind nur „Berliner Zimmer“; die Sonne scheint in die klei- 
neren Wohnungen des Sultans und der skandinavischen Könige; der großenteils 
vereiste, dann wieder versumpfte und auch in seinen blumigen Bezirken ausgangs- 
lose sibirische Riesengarten kann den Zaren nicht trösten und nicht hindern, sich 
wenigstens nach der einen Seite auf den Katechismus der Selbsthilfe zu besinnen. 
Aber hinter einem schwachen türkischen Flurnachbarn sieht er vor allem den 
Widerstand dessen, der die sonnigsten Häuser der Welt besitzt und im Europa- 
grundstück das am Boulevard gelegene Gartenhaus, dazu den lieblichen Malteser 
Gartenpavillon und im Hochhaus selbst das Turmzimmer Gibraltar mit dem all- 
sehenden ‚Spion‘ unkündbar bewohnt, und der dem Zaren nicht nur den Aus- 
gang ins Freie verschließen, sondern sich eine gewisse Kontrolle über das Erd- 
geschoß sichern will. So geht es denn um Öffnung und Schließung der beiden 
„Dardanellen‘“; bei Konstantinopel tritt Rußland gegen die Tür, bei Kopenhagen 
möchte es einen Riegel vorschieben. Uns trifft hier nur der Wunsch Petersburgs, 
in der Ostsee Rückendeckung zu haben. Im Englisch-Französischen Weltkrieg, 1759, 


1) So jetzt auch Richard Schmidt: Gustav Adolf; die Bedeutung seiner Erscheinung 
für die europäische Politik und für den deutschen Volksgeist (Zeitschrift für Politik, Bd. XXII, 


Heft ı1, 1933). 
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ist es freilich noch nur der Wunsch, nicht mit in den Strudel hereingerissen zu 
werden, wenn es sich mit Schweden auf die Schließung der Meerengen einigt; 
Dänemark tritt 1760 bei. Zwei Jahrzehnte später wird diese Haltung erneuert; 
Preußen tut jetzt mit. Kurz nach der Jahrhundertwende zerbricht England vor 
Kopenhagen den Riegel und damit Napoleons Hilfsstellung im Norden des ihm fast 
völlig hörigen Europa. Der englisch-russische Gegensatz, ohnehin immer noch mehr 
eine Zukunft als eine Gegenwart, kann im Augenblick der Bedrohung beider Groß- 
mächte durch: den korsischen Eroberer keine Realität sein. Fünfzig Jahre noch, 
und er wird für Rußland im Krimkrieg zum Schicksal werden: England steht, 
die militärische Hauptlast den Franzosen überlassend, von den Alandsinseln bis | 
Dagö-Ösel vorm Finnischen Ausfalltor des Zaren und im Süden ganz entsprechend 
vor Sewastopol. Im Russisch-Japanischen Krieg und bald danach (1907) in einer 
Anregung an Deutschland nimmt Rußland die Versuche wieder auf, die Zone vom 
Sund ostwärts zu einem Polsterpuffer für sich auszugestalten. Die Parole heißt 
im Jargon der Zeit: Die Ostsee den Ostseeländern! Es bleibt vergeblich. Und im 
Kampf des Westeuropa der Weißen Armeen gegen das junge Sowjetregiment steht 
Rußland vor einer genauen Wiederholung der Lage des Krimkriegs. Die Rechnung 
bezahlen diesmal aber die Gegner. 


Die Ostsee als protestantisches Meer 


Wir sagten: Der Ostseekreis ist, wenn man von flüchtigen Streifen absieht, immer 
außerhalb der Reichweite derjenigen Staatenwelt geblieben, die man weitherzig 
als Erben des Römischen Reichs ansprechen kann. Aber das gilt nur eben für die 
räumlich begründete Herrschaft, von der allein wir ja bisher sprachen und 
die unser Thema ist. Wir können aber das Bild, das sich uns bot, nicht vollendet 
sehen, wenn wir nicht dies bedenken: 

Neben räumlich begründeter Herrschaft kann unter Menschen auch Herr- 
schaft sein (und ist es wohl immer) über die Anhänger des gleichen Be- 
kenntnisses. Damit stehen wir vor einer Herrschaft auf konfessioneller 
Grundlage, vor kirchlicher Herrschaft. Zwischen Herrschaft auf räumlicher 
Grundlage, Staatsherrschaft, und Herrschaft auf dem Fundament des Bekennt- 
nisses, Kirchenherrschaft, kommt es stets zu gegenseitiger Einwirkung; Geburt, 
Wachstum, Krankheit, Tod der einen werden Mitursache für Kommen, Wand- 
lungen, Gehen der anderen; die eine stützt, paralysiert, tötet die andere. Damit‘ 
erreichen wir den äußersten Rand unseres Themas. Es unterliegt nun keinem Zwei- 
fel, daß die Fortwirkung des griechisch-römischen Staatsgedankens auf den größten 
Teil der Germanenreiche ohne die Ausbreitung der römischen Weltkirche nicht 
gedacht werden kann. Diese Weltkirche ist jedoch weiter gedrungen 
als das Rom-fortführende Imperium: Sie hat auch den Ostsee- 
kreis erobert. Aber eben, weil dort von Rom nur der kirchliche Einfluß 
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auf Dauer und wegen seiner Isoliertheit1) viel schwerer als anderswo Boden gewon- 
nen hatte, mußte es die Reformation leichter haben als etwa im Deutschland der 
geistlichen und weltlichen Rom-Nachfolge, und die Restaurationsgefahr mußte, 
da es um die Wiederherstellung des einzigen römischen Einflusses gegangen wäre, 
auf um so entschiedenere Abwehr stoßen. So glückt dieses: Schwedens Macht, auf 
weltherrschaftlichem Gebiet nie wirklich zum Dominium maris baltici aufsteigend, 
stützt die evangelische Konfession rings um die Ostsee, erhält sie und macht die 
Ostsee zum protestantischen Meer. 

Damit wird die Bilanz der Bedeutung des Ostseekreises für die Staatsentwicklung 
in Europa wenigstens mittelbar wieder aktiv. 


ALBERT HaHL: 
Deutschland und der Stille Ozean 


Wenn auch mit der Krise die amerikanische Durchdringung der pazifischen 
Randländer Mittel- und Südamerikas notwendig einen gewissen Stillstand erreicht 
hat, es wird dadurch an dem Ergebnis nicht gerüttelt, daß auf der östlichen Seite 
des Großen Ozeans ein stetig wachsendes Übergewicht der kontinental und südwärts 
gerichteten Entwicklung unter der Führung des Nordens zu verzeichnen ist. Uns 
Deutschen ist die Möglichkeit, von der Geldseite her eine Verstärkung der wirt- 
schaftlichen Verbindung mit Mittel- und Südamerika eintreten zu lassen, genom- 


men. Wir zehren überwiegend von der Vergangenheit und den aufgespeicherten 
Kräften. Diese sind beschlossen in dem Einflusse deutscher Wissenschaft auf die 
Entwicklung der pazifischen Randstaaten und in der Bodenständigkeit des Deutsch- 
tums in jenen Gebieten. Die Entfaltung hatte sich nicht überall gleichmäßig ge- 


staltet; wir haben in der Vergangenheit am stärksten wohl in Guatemala, Bolivien 
und Chile Wurzeln in den Boden getrieben. Aus dieser Verwurzelung sprießt heute 
unsere Kraft mit dem Ergebnis, daß für die nächste Zeit Anregung und Befruch- 
tung unserer Beziehungen ebenso stark von dem seßhaft gewordenen Deutschtum 
ausgehen werden wie von uns selbst. Damit bleibt die Frucht aus früheren Lei- 
stungen erhalten und leitet sich die Gewißheit her: daß wir wohl eingeengt, aber 
nicht verdrängt werden können. 


1) Es ist freilich nicht so, als hätten die Missionsreisen allein das schwere Werk vollbracht. 
Eine gewisse Rückendeckung hatte die Kirche bei ihrem Vormarsch im Norden: das 
dänische Großreich unter Knud, in dem Rom über England her der Staatsmacht und den 
Staatsmitteln die christlichen Ziele weist. Der Erzbischof von Canterbury läuft dem bremi- 
schen den Rang ab. Die Skandinavienreise des päpstlichen Legaten, des Engländers und 
späteren Papstes Hadrian IV., im Jahre ı152 versinnbildlicht im äußeren Abschluß der- 
Christianisierung zugleich deren Werdegang. 
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Die Brücke zwischen den östlichen und westlichen Gestaden des Großen Ozeans ; 
stellt die weit ausgedehnte Inselflur dar, die, von Japan auslaufend, ihre größte: 
Ausdehnung in der Breite von West nach Ost südlich des Äquators erreicht. Geo-- 
graphisch gehört sie nördlich dieser Linie zu Asien und im südlichen Teil zu Austra-- 
lien. Die umfassende Handelstätigkeit des Hamburger Hauses Johann Cesar Gode-- 
froy & Söhne in der pazifischen Inselwelt im vorigen Jahrhundert ist bekannt. Sie: 
erfuhr durch die finanziellen Schwierigkeiten der Firma Anfang der doer Jahre: 
eine wesentliche Einengung. Schließlich verdichteten sich die deutschen kulturellen ı 
und wirtschaftlichen Bestrebungen zur kolonialen Arbeit in Samoa und Deutsch- 
Neuguinea. Aber Deutschlands Einflußnahme war auch rege geblieben in Fidschi, , 
Tanga, Tahiti, um nur die wichtigsten Stützpunkte des Handelsverkehrs zu nennen. . 
Was an Werten zu Anfang der 80er Jahre verlorengegangen war, hatte sich inı 
30 Jahren unermüdlicher Arbeit wieder aufholen und vervielfältigen lassen. In ı 
Pflanzung und Handel der beiden Kolonien allein waren über roo Mill. M. deut- 
schen Kapitals angelegt, etwa 2000 Deutsche waren auf den Inseln in Stellung oder 
seßhaft geworden, deutsche Schulen und Missionen verbreiteten Wissen und Kultur. . 
Die wirtschaftliche Stellung und damit der Güterumschlag Deutschlands mit der 
pazifischen Inselwelt waren schließlich so weit wieder gediehen, daß der Zu-: 
sammenschluß aller wichtigen Stützpunkte zur Verbindung mit der Heimat wie zur ' 
gegenseitigen Förderung durch eine von Neuguinea aus laufende und umfassende ı 
Schiffsverbindung eben bei Kriegsausbruch vor der Verwirklichung stand. Die im 
Versailler Vertrag gebotenen Möglichkeiten wurden von Frankreich und England 
sowie seinen beiden Tochterstaaten Australien und Neuseeland gründlich ausgenützt . 
und führten zur Austreibung aller Deutschen, verbunden mit der Wegnahme aller 
wirtschaftlichen Werte und damit auch zur Vernichtung der deutschen kulturellen 
Bestrebungen, die sich einzig in Neuguinea noch im Wirken der deutschen Missions- 
gesellschaften teilweise behaupten konnten. Unmittelbare deutsche wirtschaftliche 
Beziehungen zur Inselwelt des Pazifischen Ozeans südlich des Äquators gibt es nicht 
mehr; die Franzosen und Briten beherrschen das Feld. 

Mit der Erwerbung der Karolinen, Palau und Marianen von Spanien im Jahre 
1899 hatte sich der deutsche koloniale Besitz vom Äquator bis zum 20° nördlicher 
Breite vorgeschoben. Er lag damit als Brücke zwischen dem australischen Süden und 
dem asiatischen Norden. Auf seinem Boden trafen sich, da die Kolonie jeder Mit- 
arbeit geöffnet stand, Australier, Malayen, Chinesen und Japaner im Anbau und 
Handel mit uns und unter sich. Die Inseln nördlich des Äquators sind Japan zu- 
gefallen; Neuguinea und die Melanesischen Inseln unterstehen Australien als Man- 
datsgebiet. Der australische Bundesstaat hat seine Abschließungspolitik gegen asia- 
tische Zuwanderung und Betätigung auf die Inselwelt übertragen. Der Äquator 
bildet damit heute die Trennungslinie. Mit der Erwerbung der Karolinen ist Japan 
Australien um 20 Breitegrade nähergerückt. Eine scheidende oder vermittelnde 


| 
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Macht steht nicht mehr dazwischen. Die für Amerika den Seeweg nach den Philip- 
pinen weisende Linie Hawai—Guam— Manila liegt weitab von dieser Grenzscheide. 
Australien, Neuseeland und die gesamte britisch-französische Inselwelt südlich des 
Äquators mögen rund g Millionen Bewohner zählen. Bei der Erschwerung oder 
Unterbindung der freien Zuwanderung ist an eine rasche Volkszunahme nicht zu 
denken. Die asiatischen Randländer des Großen Ozeans, Niederländisch-Indien, 
Siam, China und Japan bergen eine Bevölkerung von rund 650 Millionen Menschen 
und bieten damit einem Drittel der Menschheit Raum, einen viel zu engen Raum, 
wie die Erlebnisse der letzten 4o Jahre uns ebenso belehren wie die Gegenwart. 
Wie immer auch der heutige Gegensatz zwischen China und Japan sich gestalten 
möge, ob weiterer Kampf oder völkischer Ausgleich die Entscheidung bringen wird, 
so muß man sich klar halten, daß nicht zwei verschiedene Kulturwelten aufein- 
anderstoßen, sondern die Not des Tages aus der Menschenanhäufung die Ausdeh- 
nung fordert. Das vor unseren Augen sich abspielende Ringen hat aber noch eine 
weitere Bedeutung; es wird der Streit um die Führung ausgetragen. Sie wird be- 
deutsam werden, wenn der Raum in der Mandschurei in etwa einem Menschenalter 
ausgefüllt sein wird. 

Die Gütererzeugung beider Völker hat längst ihren Lauf über See genommen. 
Wir begegnen ihrem Wettbewerb nicht nur in Ostasien und Indien, sondern auch 
'im östlichen und westlichen Afrika. Aus der gleichen Wirtschaftslage und der 
Kulturverbundenheit beider Völker wird neue Stoßkraft sich entwickeln, die mit 
Notwendigkeit südwärts gerichtet sein wird, nicht nordwärts und noch weniger nach 
Westen; genau wie Nordamerika sich den Süden des Kontinents zum engeren Wir- 
kungsfeld erkoren hat. Die Vereinigten Staaten von Amerika haben sich der Mitte 
und dem Süden des Kontinents zugewendet, um Kapital und die Güter des Ge- 
werbefleißes unterzubringen. Japan und China müssen südwärts drängen, in erster 
Linie, um den Menschenmassen Raum zu bieten. Damit türmt sich für die kom- 
menden Zeiten ein gewaltiges Problem empor, gleichbedeutend für Wirtschaft, 
Volkstum und politischen Machtwillen. Kein Völkerbund und keine Pakte der 
‚Gegenwart können dieser kommenden Entwicklung Einhalt gebieten. In der Presse 
ist bereits die Frage erörtert worden, ob der Austritt Japans aus dem Völkerbund 
die Rückgabe des Mandates über die früher deutschen pazifischen Inseln nach sich 
ziehen würde. Japan hat diesen Darlegungen sofort eine Absage zuteil werden lassen. 
Die Ausfallstellung für eine Ausbreitung im südlichen Pazifischen Ozean wird in 
seiner Hand bleiben. 

Für uns erhebt sich die Frage, wo wir stehen und welche Ausblicke sich in den 
Randländern des Stillen Ozeans ergeben. Die Beantwortung setzt für einige der Ge- 
biete eine Untersuchung unserer Lage voraus. 

Neuseeland hat keine besondere deutsche Einwanderung aufgenommen. Dieses 
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Inselreich mit seinen ı,3 Millionen Einwohnern ist, von den Resten der Maori- 
bevölkerung abgesehen, in Wirtschaft und Kultur vollwertig englisch. Was an 
deutscher Beteiligung in der Wirtschaft vorhanden war, hat der Krieg vernichtet. 
Erst mit dem Jahre 1922 setzte ein Güteraustausch wieder ein, der im Jahre 1929 
in seinem Umfange etwa den Vorkriegsstand wieder erreicht hatte. Bei einem 
Gesamtaußenhandel von über 2 Milliarden Reichsmark entfällt auf Deutschland 
etwa 1,50% dieses Wertes. 

Australien weist eine verhältnismäßig starke deutsche Zuwanderung auf, an- 
hebend mit dem Ende der 30er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Die Pflege und 
Erhaltung des Deutschtums litt darunter, daß nicht, wie nach den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, ein gleichmäßig sich fortsetzender Zustrom erfolgte, son- 


dern die Zuwanderung in bestimmten Zeitabschnitten stattfand. 


Eine kulturelle Einwirkung auf die Lebenshaltung der Australier hat sich nicht bemerkbar 
gemacht. Der englische Zuschnitt überwiegt weitaus. Wirtschaftlich dagegen war der deutsche 
Zustrom zum Teil führend, namentlich in der Landwirtschaft. Auch die Einflußnahme auf 
Handel, Handwerk und Industrie läßt sich heute noch nachweisen. Der Krieg hat die Reichs- 
deutschen und Österreicher restlos vertrieben. Ihr Vermögen verfiel der Beschlagnahme und 
Enteignung. Damit gingen wertvolle deutsche Kapitalanlagen in Grundbesitz, Handel und 
Bergbau verloren. Nach Kriegsausbruch wurde die Zufuhr deutscher Waren verboten. Erstt 
1922 wurde diese Anordnung außer Kraft gesetzt. Seitdem hat sich der Handel mit Deutsch- 
land langsam wieder entwickelt und stand ab 1928 mit einem Umschlag von rund ı50 Mil- 
lionen Reichsmark etwa auf der Hälfte des Vorkriegswertes. Er erfuhr eine Belebung durch ı 
die Wiedereinsetzung der deutschen Schiffahrt nach Australien vom Jahre 1926 ab. Unsere ; 
Zufuhren wurden erschwert durch die Vorzugsbehandlung der englischen Waren, die vor der! 
Ottawa-Konferenz 12,5% des Fakturenwertes ausmachte. Die Bindungen der Ottawa-Be- - 
schlüsse haben nicht zu einer Senkung der Tarife gegenüber England und den Dominien ge- 
führt, sondern zu ihrer Erhöhung gegenüber den nichtbritischen Staaten. Der deutsche: 
Handel, ohnedies durch den Shirz der englischen Währung benachteiligt, wird sich in! 
der wieder erlangten Höhe nicht behaupten können. 


Das bodenständig gewordene Deutschtum hat unter den Bedrängnissen des Krie-: 
ges und unter der völligen Abschließung von der Heimat weit über die Zeit des; 
Friedensschlusses hinaus schwer gelitten. Nach allen Nachrichten darf man an-: 
nehmen, daß heute noch 50000 Personen im Fühlen und Denken deutsch sind! 
und sich unserer Sprache im Umgange bedienen. Aber der Nachschub fehlt. Der‘ 
eigene Nachwuchs verfällt steigend der Anpassung an die Umgebung. Man wird in. 
der Annahme nicht fehlgehen, daß nach zwei Menschenaltern nur noch eine Erinne- 
rung an eine deutsche Abstammung bestehen, das Deutschtum selbst aber erloschen 
sein wird, wenn nicht erneut die Zufuhr frischen Blutes stattfinden sollte. Diese 
Bevölkerung von etwa 50000 Seelen befindet sich zu etwa einem Siebentel in den 
großen Städten Melbourne, Sydney, Adelaide, Brisbane, Perth; zu sechs Siebentel 
ist sie in der Landwirtschaft tätig, und hier zum Teil in geschlossenen Siedlungen in 
Südaustralien, Victoria- und Queensland. Die gesellschaftliche und damit stärkende 
Zusammenfassung erfolgt in Vereinen und in den Kirchengemeinden. Hier muß 
rühmlich die deutsche Kirchengemeinde Sydney erwähnt werden, die als einzige 
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ich dem evangelisch-deutschen Kirchenbund angeschlossen und im Gottesdienst die 
eutsche Predigt beibehalten hat. 

Für uns Deutsche erscheint Australien für die nächste Zeit kaum als Zielland für 
ine Auswanderung geeignet. Es sind auch in den letzten sechs Jahren im ganzen 
aum 600 Reichsdeutsche wieder dorthin gegangen. 

Niederländisch-Indien gehört zu den wenigen Gebieten der Erde, in denen 
ie deutsche Betätigung durch den Krieg und den Versailler Vertrag nicht berührt 
orden ist. Das Inselreich liegt durchaus im tropischen Erdgürtel. Eine Einwan- 
erung und Seßhaftmachung kommt daher nicht in Frage, ganz 
gesehen von der Rücksichtnahme auf die starke und in der Zahl stetig wachsende 
ingeborenenbevölkerung. Gleichwohl hat sich unter der Führung der Holländer 
ine starke und einheitliche Überlieferung auf Grund der Erfahrungen von 4 Jahr- 
underten herausgebildet. Der Deutsche war immer ein willkommener Mitarbeiter 
s Soldat, Kaufmann, Pflanzer, Techniker, Missionar und Wissenschaftler. Die hol- 
ändische Regierung hat auch in letzter Zeit Forschungsreisen und Studien Deut- 
scher, soweit nur möglich, begünstigt. Im holländischen Inselreich mögen heute 
etwa 3000 Deutsche wohnen. Sie haben sich am 27. Jan. 1915 im Deutschen Bund 
zusammengeschlossen, der eine eigene Zeitschrift „Die deutsche Wacht“ herausgibt. 
An allen größeren Orten bestehen noch besondere, der Pflege der Geselligkeit und 
der Landsmannschaft dienende Vereine. Bemerkenswert ist, daß der Deutsche Verein 
in Soerabeia im Jahre 1927 einen wissenschaftlichen Sammeldienst begründet hat 
und in der Heimat das durch freiwillige Leistungen gesammelte Material zur Ver- 
fügung stellt. 


Die Barmener Rheinische Mission wirkt erfolgreich seit 80 Jahren unter den Ba- 
takern in Sumatra. Aus einem wilden, kampflustigen Bergvolk sind unter ihrem 
Einflusse Ackerbauern geworden. Die Mission unterhält über 400 Volksschulen, 
dazu noch Krankenhäuser und ein Asyl für Aussätzige. Wie sehr ihre Dienste aner- 
kannt werden, geht daraus hervor, daß die holländische Regierung ihr unterstützend 
zur Seite stand, als die Spenden aus der Heimat infolge der deutschen Armut nach- 
ließen. 


Auf dem Gebiete der Wirtschaft hat die Geldknappheit Deutschlands zur Abstoßung man- 
cher Werte geführt. Im Plantagenbau gibt es heute nur noch 2 deutsche große Unternehmun- 
gen, während im Handelsverkehr noch etwa 25 bedeutendere Firmen tätig sind. Im Güter- 
umschlag ist die deutsche Schiffahrt rege beteiligt, namentlich durch den Frachtschnelldienst 
der Hamburg-Amerika-Linie und des Norddeutschen Lloyd. Nach der deutschen Statistik 
lieferte Deutschland im Jahre 1930 nach Niederländisch-Indien Waren für ı3ı Mill. RM. 
und bezog von dort Landeserzeugnisse im Werte von 262 Mill. RM. Diese an sich beträcht- 
lichen Werte verleihen uns erst die 5. Stelle in der Außenhandelsbetätigung des Inselreichs. 
Nach Holland folgen unmittelbar die Vereinigten Staaten von Amerika. Der Gesamtaußen- 
handel ist von 2676 Mill. fl. im Jahre 1925 auf ı4ro Mill. fl. im Jahre 1931 gefallen. Der 
Ausfuhrüberschuß von fast ı Milliarde fl. im Jahre 1925 ist auf 194 Mill. fl. ı93ı zu- 
sammengeschrumpft. Auch dieses reiche Land leidet schwer unter der Krise, doppelt schwer, 
weil die Preise seiner Erzeugnisse rascher und tiefer gesunken sind als die der Fertigwaren. 
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Arbeitslosigkeit unter den Europäern wie unter den einheimischen Arbeitern war die unver-- 
meidliche Folge dieser Schrumpfung. Unter der Eingeborenenbevölkerung sind Störungen be.» 
sonderer Art nicht aufgetreten, weil die Heimatdörfer die aus den Städten und Pflanzungen ı 
Zurückgewanderten aufsaugen konnten. 

So schwer die Auswirkung der Krise auch auf den Deutschen lastet, so besteht! 


doch bis jetzt keine Gefahr für den Fortbestand unserer wirtschaftlichen, kulturellen ı 
und wissenschaftlichen Betätigung in dem gastfreundlich geöffneten holländischen ı 


Kolonialreiche. 
China 


Der in China vorhandene Gegensatz, ob die Fortentwicklung unter Aufnahme der ' 
technischen Errungenschaften der westlichen Kultur oder unter ihrem Ausschluß ) 
erfolgen soll, ist ıgıı mit dem Sturze der kaiserlichen Dynastie eindeutig im Sinne ; 
einer Aufnahmebewegung entschieden worden. China steht heute mitten im Kampfe : 
um seine Nordprovinz. Innere Kriege und Wirren haben seit dem Tage der Revo- : 
lution dazu noch das Land und seine Bevölkerung verheerend heimgesucht. 


Gleichwohl hat China bisher seine Stellung im Außenhandel behauptet. In dem chinesisch- : 
japanischen Tarifabkommen vom 6. Mai 1930 erkennt Japan die chinesische Zollautonomie ; 
an, der China in einem autonomen Zolltarif vom ı. Januar ıg3ı mit Zollsätzen von 5—50 ı 
vom Hundert des Wertes der Güter Ausdruck verlieh. Der jährliche Gesamtgüterumschlag im 
Außenhandel bewegt sich gegenwärtig zwischen 3—3,5 Milliarden RM.; für ein Volk von 
wenigstens 450 Mill. Menschen eine kleine Ziffer. Die Handelsbeziehungen zu Deutschland . 
haben unter dem Druck der Weltkrise und durch das anhaltende Fallen des Silberkurses ge- 
litten. Immerhin ist Deutschland an dem Außenhandel mit etwa 350 Mill. RM. beteiligt. In 
den letzten Jahren kauften wir von China doppelt soviel, als wir dorthin lieferten. Hier spielen 
unsere Bezüge von Soyabohnen, im Jahre ıg3ı über ı30 Mill. RM. wertend, eine ausschlag- 
gebende Rolle. Die neue chinesische Industrie, die nach moderner Art mit Maschinen be- 
trieben wird, bringt Streichhölzer, baumwollene Wirkwaren, Gewebe, Seife, Porzellan, Kerzen 
und Zement hervor. Diese Waren werden durch den neuen Zolltarif erheblich begünstigt. Die | 
Fabrikation liegt zur Zeit durch die Kriegswirren brach. Von uns nimmt China auf: Ma- 
schinen, Werkzeuge, Medikamente, Farben, Material für Verkehrsanlagen. In dem beider- 
seitigen Verkehr tritt aber das Verlangen Chinas in den Vordergrund, sich die technischen 
Errungenschaften der westlichen Welt anzueignen, um sich eigenes Rüstzeug in Wirtschaft 
und Machtstellung auszubauen. So weitreichend nun auch das Eindringen der westlichen 
Technik sich in den großen, dem Handelsverkehr offenen Städten schon ausgewirkt haben 
mag, das weite Innere des ungeheuren Landes ist davon noch kaum berührt. Das Volk lebt und 
arbeitet in der alten in Familie und Gilde verankerten patriarchalischen Weise. Es soll nur 
angedeutet werden, welche ungeheuren Umwälzungen vor sich gehen müßten, wenn die Los- 


lösung der Massen aus der alten engen Verbundenheit zur Wirklichkeit werden, der Strom 
der Menschen sich in Bewegung setzen würde. 


Wir sind in China im Vergleich zu anderen Völkern zahlenmäßig nie stark her: 
vorgetreten. Der Austreibung während des Krieges folgte ein bereits 1920 einsetzen- 
der rascher Rückstrom zunächst der erfahrenen alten Kaufleute, denen aber neue 
Kräfte sich anschlossen und sich auch gut behaupteten. Im Jahre ı91/, befanden sich 
rund 3000 Reichsdeutsche in China und waren 273 größere Handelshäuser tätig. 
Diese Zahlen sind in der Gegenwart wieder erreicht. Im Handel sind heute rund 
2000 Deutsche tätig, die übrigen verteilen sich auf Missionare, Lehrer, Ärzte, Tech- 
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iker und andere Berufe. Örtlich betrachtet, wohnt etwa die Hälfte aller Deutschen 
ın Shanghai, in Tientsin vielleicht 500, in Peking, Canton, Hankau, Charbin etwa 
je 150, um nur einige der Hauptniederlassungen zu nennen. Auch berufliche Ver- 
inigungen haben sich herausgebildet, so ein Verband deutscher Ingenieure und eine 
eutsche Ärzte-Vereinigung; der Geselligkeit tragen Sport- und Theatervereine Rech- 
ung. In allen Städten mit einer größeren deutschen Ansiedlung befinden sich auch 
deutsche Schulen für die heranwachsende J ugend. Für die Gesundheitspflege sorgen 
rühmlich das deutsche Hospital in Peking, das Faber-Krankenhaus in Tsingtau und 
das deutsch-chinesische Privatkrankenhaus in Tsinanfu. Der Handel wird gefördert 
on 6 deutschen Handelskammern und dem Geldverkehr dient die Deutsch-Asiatische 
Bank mit ihren verschiedenen Niederlassungen. 


Zusammenfassend darf gesagt werden, daß sich wirtschaftlich und geistig ein 
reges und fruchtbringendes deutsches Leben in China wieder entfaltet hat, gefördert 
und getragen durch verständnisvolle Mitarbeit in der Heimat, ausstrahlend vor allem 
von dem China-Institut der Universität Frankfurt a. M., dem deutschen China- 
Institut in Berlin, der Gesellschaft für ostasiatische Kultur in Berlin, dem Verbande 
für den Fernen Osten und dem deutsch-ostasiatischen Verein in Hamburg-Bremen. 
Chinesen und Deutsche begegnen sich in dem Bemühen, ihre Beziehungen auf allen 
Gebieten des Lebens zu vertiefen. Die Änderung unserer Rechtsstellung durch den 
Versailler Vertrag hat schädliche Wirkungen nicht ausgeübt. Der deutschen Be- 
tätigung in dem ungeheuren Raum Chinas stehen die Tore offen. Es bleibt nur zu 
wünschen, daß mit dem Erstarken des nationalen Gefühls auch die innere Be- 
ruhigung und der Friede nach außen dem vielgeprüften chinesischen Volke bald 
beschert sein möchten. 


Japan 


Die Japaner haben dem Neugestalter ihres Heerwesens, dem General Meckel, ein 
schönes Denkmal in Tokio gesetzt. Öffentliche Denkmäler erinnern auch an Robert 
Koch und an den Chemiker Gottfried Wegener, der Jahrzehnte hindurch Lehrer an 
den Hochschulen Japans und Berater seiner Industrie war. Das japanische Bürger- 
liche Gesetzbuch ist auf dem deutschen aufgebaut. Viele Bestimmungen wurden fast 
ohne Änderungen übernommen. Japan suchte und fand Vorbilder in Deutschland 
für Unterricht, Forstwirtschaft, Rechtswissenschaft, Gesundheitspflege, Philosophie 
und Technik. Die Verbundenheit Deutschlands und Japans in Wissenschaft und 
Kultur ist durch den Krieg nur vorübergehend gestört worden. Während desselben 
konnten die deutschen Schulen ihre Tätigkeit ungestört fortsetzen. Für das weg- 
genommene Privateigentum wurde nachträglich Entschädigung gezahlt. Bereits 1920 
konnten der deutsche Botschafterposten und kurz darauf auch die Konsulate in 
Kobe und Yokohama wieder besetzt werden. Die Pflege der deutschen Sprache hat 
aicht abgenommen. Die gegenseitige Vertiefung in die beiden Kulturen und das 
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Schöpfen aus den Darbietungen der beiden Völker ist im Flusse und wird weiter 
noch anwachsen. Diese Aufrechterhaltung der Beziehungen auf geistigem und kul-- 
turellem Gebiet führte auch zu einer raschen Wiederbelebung des Güteraustausches 3 
nach dem Kriege. Die in Japan lebenden Deutschen sind der Zahl nach längst wieder! 
so stark wie vor dem Kriege. Das Neueinströmen unserer Landsleute fand eine ge-- 
wisse Begünstigung durch die Nachfrage der japanischen Industrie nach Technikernı 
und Ingenieuren. Die früher üblichen Dauerstellungen für Lehrkräfte auf allen Ge-- 
bieten der praktischen Staatsverwaltung und der Wissenschaft werden dagegen heute: 
nicht mehr oder nur noch vereinzelt dargeboten. Japan hat gelernt; es begrüßt gern ı 
noch hervorragende Kräfte, ruft sie wohl auch noch herbei, aber nur noch in der! 
Form von zeitlich gebundenen Vortragsfolgen. In der Zusammensetzung hat durch ı 
diese Wandlung die deutsche Bevölkerung gegen früher eine gewisse Änderung er-: 
fahren. Der Techniker und der Kaufmann überwiegen. Von japanischer Seite wer-: 
den heute nicht mehr Massengüter gefragt, sondern überwiegend Qualitätswaren. . 
Die früher umfangreiche Einfuhr von Maschinen ist völlig zurückgegangen. Japan . 
stellt sie jetzt selbst her. Es kauft nicht mehr unsere Ausfuhrgüter, sondern geistige | 
Erzeugnisse. Deutsche Patente sind für eine Verwertung in Japan Gegenstand des 
Verkehrs geworden. Diese durch den Krieg und seine Geldgewinne beschleunigt . 
ausgelöste Umstellung in der Aufnahmefähigkeit Japans hat schließlich dazu ge- 
führt, daß nunmehr nutzbringende Verbindungen deutschen und japanischen Kapi- 


tals zur Auswertung von Erfindungen oder Patenten auf japanischem Boden sich 
bilden. 


Der Gesamtaußenhandel Japans ist von einem jährlichen Durchschnitt von über 4 Mil 
liarden Yen durch die Kriseneinwirkung um etwa über ı Milliarde gesunken. Der Rückgang 
hat sich auch für uns fühlbar gemacht. Immerhin stand unsere Einfuhr nach Japan im Jahre 
1930 mit über 93 Mill. Yen noch über der englischen. Japan hat seine Außenhandelsbeziehun- 
gen durch Handelsverträge unter Zugrundelegung der Meistbegünstigung weitreichend ge- 
regelt. Der zwischen Japan und Deutschland geschlossene letzte Handelsvertrag datiert vom 
17. April 1928. Er bedeutet in gewissem Umfange den Abschluß der ruhmvollen Tätigkeit 
des Botschafters Dr. Solf. Die japanische Wirtschaft ist dem Zuge der allgemeinen Wirtschaft 
gefolgt und hat mit weitgehender Unterstützung der Regierung die Industrie nach dem Kriege 
völlig neugestaltet. Die Zusammenlegung und Rationalisierung schien für die japanische Güter- 
erzeugung und für den Außenhandel ein unbegrenztes Gebiet zu öffnen. Seit 1930 ist aber 
die modernisierte japanische Industrie gleichfalls den Wirkungen der Weltkrise empfindlich 
ausgesetzt worden. Stockung des Absatzes, Stillegung von Betrieben, Arbeitslosigkeit, Sen- 
kung aller Löhne und Gehälter, Rückgang der Staatseinnahmen machen sich ebenso empfind- 
lich bemerkbar wie bei uns. Um diesen schlimmen Auswirkungen zu begegnen, hat Japa 
zunächst keine Zollerhöhungen vorgenommen. Dagegen hat sich das Verbot der Goldausfuhr 
in der internationalen Wertstellung des Yen sofort ausgewirkt. Die heimische Industrie er- 
hielt damit ‚einen gewissen Schutz, den man mit 20—250% in den Warenpreisen annehmen 
darf. Aber im Juni 1932 ist Japan mit scharfen Zollerhöhungen vorgegangen, die 35% für 
die ‚spezifischen Zölle betragen und die Einführung neuer Schutzzölle für 27 Gruppen bis 
dahin für die Einfuhr freier Waren geschaffen haben. Die Handelsbilanz hat sich indessen 
gleichwohl bisher nicht aktiv gestalten lassen, weil die Ausfuhr nach China unter dem seit 


Oktober 1931 allgemein in die Erscheinung getretenen Boykott der japanischen Waren in 
China zu leiden hat. 
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Innere Wirren und offener Kampf hemmen zur Zeit die Entwicklung im Fernen 

sten. Die Gegensätze ringen um die Lösung; der Streit um die künftige Führung 
itt in den Vordergrund. Der Ausgang ist noch ungewiß. Gleichwohl darf als Er- 
bnis einer Prüfung der Lage ausgesprochen werden, daß unser Einfluß in Kultur, 
issenschaft und Technik in den in kurzen Zügen gestreiften Ländern sich halten 

d festigen wird. Wirtschaftlich kämpfen wir für unsere Ware mit der eigenen 
rzeugung der Länder wie mit den großen Industrievölkern einen harten Streit um 
en Markt. Die Zeit der billigen Massenwaren ist im Fernen Osten vorüber. Er stellt 
e selbst her und wirft sie im Wettbewerb mit uns auf den Weltmarkt. Wir wer- 
en weiterhin nur vorankommen, wenn wir in der Auswahl der Personen zur Füh- 

ng der Geschäfte und in der Auswahl der Darbietungen unserer Industrie unser 

stes als ehrliche Kaufleute ebenso zur Verfügung halten, wie wir bisher schon aus 
em Schatze unseres geistigen Rüstzeuges willig und gern die auserlesenen Gaben 
argeboten haben und weiterhin darbieten werden. Unsere Wirksamkeit im Fernen 
)sten ist heute von politischen Hemmungen befreit. Hierin ruht eine Stärke, die 
e Ausbau und der Vertiefung der kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen 
uch inmitten der Kämpfe zugute kommt. 

Die aufgeworfene Frage nach unserer Stellung und unserer Zukunft im Stillen 
)zean darf zusammenfassend nun beantwortet werden. Wir haben uns überall 
ehauptet, wo bodenständiges Deutschtum der Heimat zu Hilfe 
‚am ‚vor allem in den Randstaaten Mittel- und Südamerikas; wir haben die durch 
en Krieg und seine Auswirkungen erlittenen Verluste wieder aufgeholt, wo wir 
hrlichem Verständnis gegenüberstanden, beruhend auf dem früher beiderseitig aus 
‚eistung und Gegenleistung geschöpften Vertrauen. Wir blieben in der pazifischen 
nselwelt und in den beiden britischen Dominien entwurzelt und werden dort auch 
icht wieder festen Fuß fassen, solange die Erschwerungen für Handel und Ein- 
yanderung in Geltung bleiben. Die weltumspannende Politik Englands hat es für 
ichtig gehalten, durch die Beschlüsse von Ottawa die Schranken zu verstärken. Die 
amit erhoffte Belebung des innerbritischen Verkehrs wird machtpolitisch in eine 
chwächung Australiens auslaufen. Seine Verteidigung wird allein bei England 
uhen, sobald die Menschenmassen des Fernen Ostens notwendig im Stillen Ozean 
ie Äquatorlinie überschreiten müssen. Unsere Blicke sind heute nach dem Norden 
es gewaltigen Weltmeeres gebannt. Sie werden aber südwärts gelenkt werden, so- 
ald im Norden der Kampf um die Führung ausgetragen sein wird. 
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OsKAR VON NIEDERMAYER: 
Wachstum und Wanderung im russischen Volkskörper Il 


2.Von ıgı4 bis 1933 


Den Einwirkungen des russischen Bevölkerungsdruckes auf den Weltkrieg 
den Einflüssen der aus Rußland sich gegen Westen in Heeresform in Beweguny 
setzenden gewaltigen Volksmassen auf Kriegsbeginn und Kriegspläne nachzugehen 
wäre ein anziehendes Thema, das aber nicht in den Rahmen unserer Betrachtunger 
gehört. Es sei nur erwähnt, daß diese Wirkungen sehr viel tiefer gehen und weiter 
reichen, als man gemeinhin annimmt. Ihre volle Bedeutung ist auch heute noct 
nicht von uns erkannt, sonst würde man in weiteren Kreisen die gegenwärtig% 
Entwicklung in Rußland mit anderen Augen verfolgen. 

Sehen wir uns jetzt den durch den Weltkrieg verursachten Bevölkerungswande: 
an! Der Krieg leitete mit einem Male den inneren Volksdruck ab; er öffnete eis 
Ventil im Westen, freilich wohl mit einer von den Reichslenkern nicht beabsicht 
tigten Wirkung. Er leitete tiefgreifende Strukturwandlungen der russischen u 


völkerungsverteilung und -zusammensetzung ein. 

Er mobilisierte einen großen Teil der arbeitsfähigen Bevölkerung, etwa ı6 Millionen 
Die gesamten Kriegsverluste an Toten, Vermißten und Verwundeten dürften 7 Mil 
betragen, darunter etwa 2 Mill. Tote. Dazu sind dann noch die durch Krankheit, Gefangen: 
schaft, Geburtenverringerung kommenden Verluste mit vielleicht 6 bis 7 Mill. zu rechnen 
Durch die Abtrennung der westlichen Randstaaten gingen Rußland etwa 26 Mill. Mensche 
verloren. Trotzdem war die Gesamtbevölkerungszahl des beim neuen Rußland verbliebene 
Landes gegenüber ıgı/ etwas gestiegen: ıgıl4 (neue Grenzen): ı4o Mill., 1917: ı42 Mill! 
wovon über 1/, in den Städten wohnte, die 12% Zuwachs erhalten hatten. 

Der Ausbau der Kriegsindustrie schuf neue Konzentrationspunkte. Je grö 
die Stadt, desto größer war auch ihr Wachstum. 

Aus den Kriegsgebieten wandte sich eine zahlreiche Flüchtlingsbevölkerung ins Inner 
Rußlands. Nach der amtlichen Registrierung soll ihre Zahl 2,7 Mill. betragen haben; doc. 
ist sie in Wirklichkeit sehr viel größer gewesen. Der größte Teil, darunter ein großer Prozen: 
satz Juden, entzog sich der Registrierung, welche auch nicht die zahlreichen unterwegs Ga 
storbenen enthält. Man schätzt die Gesamtzahl der Flüchtlinge auf über ı0 Mill. In diese 
Zahl sind auch über 1/, Mill. von der Kaukasusfront inbegriffen. Der größte Teil ließ sic 
im europäischen Rußland, und zwar in den Gouvernements Petersburg, Moskau, Charko 
und Jekaterinoslaw nieder, ein kleinerer Teil im Kaukasus und in Asien. 


Die Übersiedlungsbewegung nach Asien war in den Kriegsjahr 
fast ganz ins Stocken gekommen. Machte sie im Jahre ıgı4 noch etw 
300000 Menschen aus, so sank sie ıg16 auf 9000 bei 7000 Rückwanderern un« 
ı917 auf unter 5000 bei fast 6000 Rückwanderern. In Mittelasien erfuhr die 
völkerung eine nicht unerhebliche Veränderung durch den blutig niedergeworfen 
Aufstand des Jahres 1916, der zur Folge hatte, daß ein Teil der turkmenischen Be 
völkerung nach Persien und Afghanistan und etwa 30% der gesamten Kirgi 
nach China flohen. Die Russen besetzten deren freie Ländereien, ein Vorgehen 
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das nach der Revolution bald wieder gegen sie ausschlagen sollte. Diese empfind- 
liche Bevölkerungsverringerung wurde noch verstärkt durch die Mißernten der 
Jahre 1917/18 und die dadurch hervorgerufene Hungersnot, die Hunderttausende 
dahinraffte. 

Die Ernährungsverhältnisse hatten sich im Laufe des Krieges ım 
ganzen Lande erheblich verschlechtert; sie gaben auch den ersten Anstoß 
zur Revolution. Das Transportwesen versagte, die Nahrungsmittelzufuhr in 
die Städte stockte, die Industrie erhielt keine Brennstoffe mehr; ein Chaos begann. 
Die Provisorische Regierung wurde durch die Bolschewiken im November 1917 
vertrieben. Friedensschluß, Demobilisierung des zerfallenden Heeres, Kampf gegen 
“den inneren Feind, Nationalisierung der Wirtschaft, Wiederbelebung der gewaltig 
gesunkenen Produktion, Beseitigung der Spannung zwischen Stadt und Land, Ver- 
sorgung der Städte mit Brot, alles mußte zugleich in Angriff genommen werden. 
Die Bevölkerung des ganzen Landes war in gewaltiger Bewegung, deren zahlen- 
mäßige Erfassung außerordentlich schwer ist, da mit der Revolution die Registrie- 
rung gestört wurde, die kirchlichen Aufschreibungen aufhörten und die neuen 
Maßnahmen erst allmählich einsetzen konnten. 

Überall loderte der Bürgerkrieg auf, der den größten Teil des Territoriums des 
neuen Sowjetstaates ergriff. Nur der Moskauer Rayon, die zentralen Gebiete und 
ein Teil des Nordwestrayons blieben von ihm verschont. Besonders zerstörend 
wirkte er in der Ukraine, wo er mehrmals hin und her wogte. Alles, was sich 
mit Verpflegung versorgen wollte, wandte sich in die Ukraine, von der weite 
Gebiete zerstört und ausgeplündert wurden. 1920 war der Bürgerkrieg im 


wesentlichen beendet. 

Die zu den Weißen Truppen in die Ukraine flüchtenden politischen Emigranten schätzt 
man allein auf > Mill. Im Laufe des Bürgerkrieges wurden etwa 11%, d.h. 5 Mill. der 
| gesamten männlichen Bevölkerung mobilisiert. Seine Verluste sind- schwer zu schätzen, dürften 
aber nicht unter ı Mill. Menschen betragen. 


Durch Dekret vom Februar 1918 wurde der gesamte Boden dem werktätigen 
Volke zur Nutznießung überlassen. Damit kamen 4o Mill. Desjatinen in die Hände 
der Bauern, die so 860% des gesamten anbaufähigen Landes erhielten; 11% nahm 
sich der Staat für seine Sowjetbetriebe, 3% kamen an Kollektivwirtschaften. Der 
Anteil am Boden stieg von 1,87 auf 2,26 Desjatinen pro Bauer. Das brachte wohl 
vorübergehend eine Befriedigung — man brauchte ja die Hilfe der Bauern im 
Bürgerkrieg —, aber keine fühlbare Minderung des Landhungers. 

Die Versorgung der kämpfenden Armeen, der Städte, vor allem der Arbeiter- 
schaft und der sozial Bevorrechtigten mit Lebensmitteln fiel dem Bauern zur 
Last, gegen den sehr bald staatlicher Zwang angewendet werden mußte. Das 
Getreide wurde gewaltsam beigetrieben, auch die Überschüsse weggenommen. 
Die Verringerung der Aussaatflächen und die in den Jahren 1921/22 


in den südöstlichen und östlichen Gebieten herrschende außerordentliche Dürre 
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führte zu einer Hungerkatastrophe, von der mehr als ein Viertel der 
Bevölkerung Sowjetrußlands in den Landstrichen zwischen Wjatka und Astrachan, 
in der Ukraine und Teilen des asiatischen Rußland erfaßt wurden. Es war die 
größte Hungersnot der russischen Geschichte; sie war gefolgt von Seuchen aller 


Art. 


900.000 Menschen flohen vor dem Hunger und wurden mit der Bahn abtransportiert. Außer- 
dem gab es natürlich noch viele nicht registrierte Flüchtlinge, deren Zahl kaum geringer ge- 
wesen sein dürfte. Die meisten stammten aus den Gebieten von Samara, Saratow, der Tata- 
rischen Republik und Simbirsk. Die Cholerafälle werden auf 5 bis 600000 geschätzt. Die in 
den Jahren 1917/20, also schon vor der Haupthungersnot, von der Flecktyphus-Epidemie 
Heimgesuchten beziffert man auf 20 Mill., von denen 21/, bis 3 Mill. gestorben sein sollen. 
Seuchen und Hungersnöte haben also nicht weniger verändernd in den Bestand der russischen 
Bevölkerung eingegriffen als der Krieg. Die Hungerkatastrophe 1921/22 dürfte wohl im 
ganzen 5 Mill. Menschen das Leben gekostet haben. 

Diese ganze Periode ließ immer mehr die Differenzierung 
zwischen Stadt und Land hervortreten. Wir haben als ein Hauptmerkmal 
der Vorkriegs- und Kriegsperiode die große Zuwanderung der Landbevölkerung in 
die Städte bezeichnet. Die Stockung im wirtschaftlichen Leben und die Schwierig- 
keit der Versorgung der Städte zur Zeit des politischen Umschwungs erzeugten eine 
erhebliche Verminderung ihrer Bewohnerzahl durch erhöhte Sterblichkeit und Ab- 
wanderung ins Dorf, wo zudem der durch die Revolution neu gewonnene Bauern- 
boden lockte. Auch hier marschierten wieder die größten Städte mit der größten 
Abnahme an der Spitze. Am meisten wurden davon die großen Industriezentren be- 
troffen, wo die Arbeitslosigkeit bedrohliche Formen angenommen hatte. Soweit 
festzustellen, verloren die Städte Europäisch-Rußlands in den 
Jahren 1917 bis 1920 etwa 33% ihrer Bevölkerung; besonders stark 
wurde Leningrad betroffen, von wo ja auch die Regierung nach Moskau verlegt 
worden war. Es hatte 

1917: 2420000 Einwohner, 1919: 800 000 Einwohner, 
1918: 1 409 000 53 1920: 722 000 > 

Die Bevölkerung Moskaus fiel in den gleichen Jahren von 1,7 Mill. auf 900.000. 
Die Landbevölkerung dagegen nahm in gleichem Maße zu, aber auch ihre Betriebe, 
während die bisher Überschüsse liefernden Großbetriebe fortfielen. Das führte in 
den Jahren 1917/19 zu einer Verringerung des Viehbestandes und der Anbau- 
flächen. 

In den Hungerjahren 1921/22 erfolgte wieder eine Rückwan+ 
der ungin die Stadt. Die Landbevölkerung verminderte sich mit Ausnahme der 
nördlichen Rayone und eines Teiles der Ukraine durchschnittlich um 500; in der 
Krim sogar um 180%, in dem Gouvernement Samara um 19, in Tatarien um 
1090, Ungeheure Folgen zeigten sich in Kasakstan, wo sich in den Jahren 1917/23 
die gesamte Landbevölkerung um 31% verringerte. Im allgemeinen ist festzu- 
stellen, daß da, wo Bürgerkrieg und Hungersnot herrschten, die Bevölkerung ab- 
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nahm, in den übrigen Teilen durch natürlichen Zuwachs und durch Zuwanderung 
von Flüchtlingen aus den Kampf- und Hungergebieten zunahm. Das alles 
führte zu einer völligen Umgruppierung der Bevölkerung. Ein 
weiteres Charakteristikum der Kriegs- und Bürgerkriegsverluste ist die Verteilung 
der weiblichen und männlichen Bevölkerung; auf 100 Männer kamen in der 
Sowjetunion ı11,8 Frauen. Am stärksten überwogen sie in der RSFSR. mit fast 
121. Die männliche Bevölkerung überwog lediglich im Fernen Osten (Kolonial- 
land!), bei den Kirgisen und in Turkestan. 

Nach dem Wiederaufleben der Wirtschaft setzte bald wieder, mit Ausnahme 
der Hungerrayone, eine Zunahme der Stadtbevölkerung ein. Die Verbrauchsgebiete 
übertrafen dabei weit die Produktionsgebiete. Je größer die Stadt und je besser 
ihre Verkehrsverbindung, desto schneller zog sie wieder die Menschen an. Im 
Durchschnitt betrug diese Vermehrung in den Jahren 1920 bis 1923 15%; sie 
betraf vor allem den europäischen Teil der Russischen Republik, die Ukraine und 
Kasakstan, wobei die Städtebevölkerung in Turkestan sich infolge des Hungers, in 
Weißrußland infolge der Landumteilung und des polnischen Feldzuges und in 
Transkaukasien infolge Auswanderung nach Machtübernahme der Sowjets weiter 
verminderte. 

Was die natürliche Bevölkerungsvermehrung anbetrifft, so sank die Geburten- 
ziffer in den Hungerjahren und stieg 1923 erneut anl), erreichte aber noch nicht 
das Vorkriegswachstum. Während in Europa die nach dem Kriege gestiegene Zahl 
der Eheschließungen und Geburten bald wieder auf das frühere Niveau fiel, die 
Sterblichkeit aber bedeutend abnahm, blieben beide in Rußland im Laufe dieser 
Umwälzungszeit gleich hoch, höher als in den westeuropäischen Ländern. 

Die Übersiedlungsbewegung war durch den Bürgerkrieg, dessen 
Fronten die Siedlerwege sperrten, zum Stillstand gekommen, Viele mögen 
auch durch die Hoffnung auf die Agrarrevolution zurückgehalten worden sein. 


1918 überschritten 175000 Siedler vor allem aus den nördlichen Gouvernements den Ural; 
sie wurden aber durch den Bürgerkrieg aufgehalten und nach Süden, vorzugsweise in das 
Dongebiet abgelenkt. Die Mißernte 1920 erzeugte eine neue Siedlerwelle, die wohl 1/, Mill. 
betragen haben mag und sich nach der Ukraine und dem Nordkausasus wandte. Sibirien er- 
hielt in den Hungerjahren die meisten Flüchtlinge, vielleicht ı Mill., von denen ein Teil in 
der Folgezeit wieder in die Heimat zurückkehrte. Aus den westlichen, nordwestlichen und 
nördlichen Gouvernements fand fernerhin im Jahre 1923 eine Reihe von eigenmächtigen Über- 
siedlungen statt; ihre Zahl wird mit über 100 000 angegeben, von denen allein 58000 aus dem 
Westgouvernement stammten. Der größte Teil (62%) dieser Siedler hatte die Absicht, sich 
in das durch die Hungersnot entvölkerte Gebiet an der Wolga zu begeben, kleinere Teile 
wollten nach dem Nordkaukasus, der Ukraine und der Krim und nur 1% nach Sibirien, wo 
man kein freies Land mehr erwartete. 


Ja, aus Asien hatte sogar eine rückläufige Bewegung ein- 
gesetzt. Mit der Revolution und der Einführung der Autonomie waren die Agrar- 


1) 1923 in der RSFSR. ı9,30/,0, in der Ukraine 18,3 %/go Überschuß. 
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rechte der einheimischen Bevölkerung verkündet worden. Es begann die „Liqui- 
dation“ der durch die russische Kolonisation begangenen „historischen Ungerechtig- 
keit“. Aus Turkestan, Kasakstan, dem Transkaukasus und dem Nordkaukasus wurden 
die russischen Ansiedler vertrieben, ein großer Teil von ihnen niedergemacht. Un- 
ermeßlicher Schaden wurde angerichtet, wertvolle Kulturarbeit vernichtet. Allein 
in Turkestan wurden in der ersten Jahreshälfte 1921 6000 russische und menno- 
nitische Wirtschaften mit 30000 Menschen liquidiert. Ähnliches geschah in Kasak- 
stan. Besonders grausam ging die „Dekolonisierung“ im Nordkaukasus vor sich, wo 
es zu erbitterten Kämpfen kam. 

Auch in Sibirien war die Bevölkerung in Bewegung gekommen. Hier hatte sich 
die Ernährung in den Taigagebieten immer schwieriger gestaltet und so zu einer 
Massenabwanderung nach den südlichen Steppenlandschaften um den Altai geführt. 
Dabei soll das Gouvernement Tomsk gegen 10% seiner Bevölkerung verloren haben. 
Nach Europäisch-Rußland überwog die Zahl der Rückwanderer die von dort kom- 
menden Einwanderer. Nach dem Fernen Osten waren zur Bürgerkriegszeit nur 
einige wenige neue russische Siedler gekommen; dafür aber betrug die gelbe Zu- 


wanderung 700000 Mann! Machten die Chinesen und Koreaner 1917 


noch 17% der Gesamtbevölkerung aus, so 1923 bereits 25%. 

Es ist für uns kaum zu ermessen, was das russische Volk im Laufe ‘der Revo- 
lutions-, Bürgerkriegs- und Hungerjahre durchgemacht hat. Kaum ein anderes 
Volk hätte diese furchtbaren Leiden in der Form überstanden wie das russische, 
das, durch seine lange traurige Geschichte erzogen, gelernt hat zu wandern, feind- 
lichem Dank auszuweichen, sich umzustellen und umzugruppieren. Verwundert 
es da, wenn es nach solchen Katastrophen immer wieder neu sich zusammenfindet, 
neue Lebenskräfte aus neuem Boden schöpft und schließlich trotz oder vielleicht 
besser wegen seines niedrigen Lebensniveaus in seiner Zahl immer weiter steigt? 
Gegen Ende des Jahres 1923 begann sich bereits die Gesamtzahl der Bevölkerung der 
Sowjetunion der ıgı/ı auf dem gleichen Territorium Lebenden zu nähern. 


* 


Erst nach der Sicherung der Außengrenzen konnte die Sowjetregierung an den 
Innenaufbau, an die Beseitigung der inneren Nöte gehen. Der Druck vor allem 
vom Lande hatte bedenkliche Formen angenommen. Die Zeit des Kriegskommunis- 


mus mußte beendet, das Klasseninteresse des Proletariats vorübergehend zurück- 


gestellt werden, galt es doch, den Staat selbst und die Macht in ihm zu retten. Die 
Nep ersetzte die gewaltsamen Beitreibungen durch eine Naturalsteuer; die private 
Initiative der Bauern wurde begünstigt. 1922/23 konnte zum ersten Male wieder 
Getreide ausgeführt werden. Doch schon die Ernte des Jahres 1923, die geringer 
ausgefallen war, brachte eine Enttäuschung; die staatlich festgesetzten niedrigen 


Einkaufspreise ließen den Bauern, der die teuren Industriewaren nicht kaufen 


nn 
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onnte, mit seinem Getreide zurückhalten. Die Preisschere entstand; die kaum an- 
>»knüpften Beziehungen zwischen Stadt und Land wurden wieder gefährdet; der 
adustrieaufbau kam in eine immer schwierigere Lage; das Transportwesen ver- 
ıgte. Diese Entwicklung und die Mißernte des Jahres 1924 verhinderten dann 
gliche Getreideausfuhr. 1926 hörten die Aussaatflächen zu wachsen auf. Die un- 
leiche Entwicklung der russischen Volkswirtschaft, Industrie, 
andwirtschaft und Verkehr, begann sich in ihren Folgen zu zeigen. 
_ Wenn auch die Aussaatfläche in den Jahren 1922/26 nicht unbeträchtlich zu- 
enommen hatte, auch die Bevölkerung war weiter gewachsen. Sie drängte jetzt 
ieder vom Lande in die Industriegebiete und Städte, die um über ı Mill. Ein- 
ohner zunahmen. 1924 wurden 800000, 1927 1350000 Arbeitslose in den 
tädten registriert. 
Die Siedlungspolitik des Sowjetstaates nahm erst mit dem Jahre 1923 greifbare 
jestalt an. Es wurde ein Fünfjahrplan für die Zeit von 1923 bis 1928 zur 
jberführung von 630.000 Siedlern in die dünn bevölkerten Gebiete des Ostens und 
iordens aufgestellt. Man wollte die landwirtschaftlichen Randgebiete stärker be- 
ölkern. Die zahlreichen Umsiedlungsanträge der Bauern — fast 1,7 Millionen — 
eranlaßten die Regierung, dieses Kontingent auf 1,2 Millionen zu erhöhen. Tat- 
ichlich gelang es aber nicht einmal — die Übersiedlung selbst begann 1924 — 
ie erste Zahl von 630000 umzusiedeln, sondern lediglich 400000. Dazu kamen 
ann noch etwa 260000 eigenmächtige Siedler. Diesen Zuwanderern aber stand 
ine Rückwanderung von 224000 gegenüber. 
1925 wurde ein „Haupt-Umsiedlungs-Komitee“ gegründet, das einen zehnjährigen Siedlungs- 
1 für 5,2 Mill. Menschen aufstellte. Nach dem Plan wollte man die Hauptmasse der Siedler 
die näher liegenden europäischen Rayone und erst in zweiter Linie in das asiatische Kolonial- 
ebiet leiten, weil dort noch nicht die nötigen Vorbereitungen getroffen werden konnten. Über 
0% sollten in die Rayone der Wolga und des Nordkaukasus kommen, 20 in den Norden des 
uropäischen Rußland, die übrigen in den Ural und nach Sibirien. Tatsächlich aber kamen die 
neisten Umsiedler nach Sibirien (40%) und dem Fernen Osten (24%), nur 26% an die Wolga 
ind in den Nordkaukasus, und keiner nach dem Norden. Die für die Umsiedlung bereit- 
estellten Geldmittel reichten bei weitem nicht aus. Infolge der Nationalisierung des Bodens 


& dem Bauern die Möglichkeit genommen, sein Land zu verkaufen. Dieser Mangel wurde 
uch durch die kostenlose Überlassung von Ackerboden in den Kolonisationsgebieten nicht aus- 


‚eglichen. 
Die Siedler kamen in diesen Jahren großenteils aus dem zentralen Schwarzerde- 


‚ebiet und dem mittleren Wolgagebiet; im Vergleich zur Vorkriegszeit verringerte 
ich jetzt die Rolle der Ukraine und Westrußlands. Wieder war es der Landmangel, 
lie geringe Rentabilität, der zunehmende staatliche Druck, der die Bauern in die 
"erne trieb. Die Frage der agrarischen Übervölkerung wurdeimmer 
‚kuter. Von einer Reihe russischer Volkswirtschaftler und staatlicher Institute 
vurden Berechnungen der überschüssigen arbeitsfähigen Agrarbevölkerung vor- 
jenommen, die in ihren Ergebnissen zwar weit voneinander abweichen, aber immer- 
in einen Einblick in die Bedeutung dieses Problems gewähren: 
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Gosplan der Ukraine 1925 für die Ukraine etwa 7 Mill.; Lubny-Gerzyk 1923 für 4 Haupp 
rovinzen des zentralen Teiles der Sowjetunion etwa ı4 Mill.; Merkulow 1924 für das zentrah 
lc etwa 3 Mill.; Strumilin 1925 für USSR. 6 Mill.; Gosplan der USSR. 19323 
für USSR. 7 Mill.; Oganowsky 1924, für USSR. 20 Mill. 
Aber wo sollen denn nun alle diese Massen überflüssiger Bevölkerung anget 
siedelt werden? Wie weit reicht überhaupt der ganze zur Verfügunı! 
stehende Raum für diese Zwecke aus? Diese Fragen standen nun mi 
aller Schärfe vor der Sowjetregierung, wie sie auch die früheren Regierunger 
immer wieder beschäftigt hatten. Es ist aber wichtig, ihnen jetzt einmal etwa: 
näherzutreten, soweit das im Rahmen dieser Abhandlung möglich ist. 


en 


BEE landwirtschaftl. übervölkerte Gebiete 
ES vollbesiedelteGebiete ohne Bevölkerungsüberschuss 
MID qut bevölkerte Gebiete mit Siediungsmöglichkeiten | 
ESS halbbevölkerte Gebiete 
Bm für Landwirtschaft geeigneter Teil der Taiga 
2 ES landwirtschafti.ungeeigneter Teil,derTaiga 
m H zur Bewirtschaftung ungeeignete Gebiete 


Karte 3: Gebiete landwirtschaftlicher Siedlung in UdSSR. 


Von den 2093 Mill. ha des gesamten Territoriums der USSR. sind die Tundra und dia 
Wüstenzone mit 470 Mill. ha zur Besiedlung ungeeignete Gebiete (ich folge hier den von 
Bolschakow angestellten Berechnungen); ihnen gegenüber stehen die Gebiete, welche bei einer 
Dichte von 100 und mehr entschieden — für russische Verhältnisse — übervölkert sind; sid 
machen etwa 120 Mill. ha aus. Es sind dies das zentrale Schwarzerdegebiet, die Ukraine, Weiß: 
rußland, Teile der westlichen und nordwestlichen Rayone sowie das Mittelwolgagebiet. Eir 
anderer Teil umfaßt die Gebiete, welche zwar übervölkerte Landstriche, aber auch Landreserven 
haben und sich in einer gewissen Gleichgewichtslage befinden: etwa 300 Mill. ha. Eine letzte 
Gruppe, zu der die Taigazone, die Gebiete mit künstlicher Bewässerung in Mittelasien, aber: 
auch verhältnismäßig gut bevölkerte Gebiete, wie Teile der unteren Wolga, des Nordkaukasus;s 
des Ural und der an der sibirischen Bahn gelegenen Landstriche gehören, bieten theoretischl 
auf einem Flächenraum von 1200 Mill. ha Siedlungsmöglichkeiten; in der Praxis freilich ist 
deren Verwendbarkeit sehr viel geringer. Wirtschaftliche und klimatische Gründe ermöglichen 
nur am Südrand der Taigazone auf einer Fläche von ungefähr 230 Mill. ha landwirtschaft| 
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Karte 5: Städte, Industrie- und Arbeitersiedlung im asiatischen Teil 


Karte 4: Städte, Industrie- und Arbeitersiedlung im europäischen Teil der UdSSR. der UdSSR. 


: Verteilung der Landbevölkerung im asiatischen Teil der UdSSR. 
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lichen Anbau bei vorwiegender Viehhaltung. Nach entsprechender Melioration und verkehrs- 
technischer Erschließung könnte dieses Gebiet vielleicht bis zu 8 Mill. Menschen aufnehmen. 
Unter gleichen Voraussetzungen könnte man in Mittelasien etwa / Mill. Siedler noch unter- 
bringen. Der übrige Siedlungsraum von der unteren Wolga über den Ural bis zum Baikalsee 
gewährt nur einer beschränkten Zahl von Neusiedlern Platz (1 bis > Mill.?), da die un- 
günstige Marktlage der für eine Besiedlung größeren Stiles in Frage kommenden Gebiete zu 
extensiver Bewirtschaftung zwingt und eine größere Dichte als 10 kaum zuläßt. (Siehe Karte 3, 
die im wesentlichen einer Abhandlung von Czechowicz entnommen ist.) 


Diese Berechnung zeigt, daß im günstigsten Falle ı3 bis ı4 Millionen Menschen 


in Russisch-Asien neu angesiedelt werden könnten. 


Aber welche Voraussetzungen müßten dafür erst erfüllt werden! Selbstredend 
haftet allen diesen Zahlen eine starke Problematik an; zur genauen Bestimmung 
des Kolonisationsvolumens ist eine sehr viel bessere Erschließung Russisch-Asiens 
erforderlich. Aber man bekommt doch wenigstens einen ungefähren Anhalt. 


Vergleichen wir unsere eigene Volksdichte von 13/ mit der der Sowjetunion von 
1926, die noch nicht den Wert 7 erreicht, betrachten wir die Höchstwerte von 80 
bis 100 in einzelnen Landstrichen der Ukraine, berücksichtigen wir das ungeheure 
Territorium mit seinen ungemein fruchtbaren Schwarzerdeböden, so erscheint 
es uns verwunderlich, daß man in Rußland überhaupt von einer 
agrarischen Übervölkerung sprechen kann. Welche Abstriche an 
landwirtschaftlich nicht nutzbarer Fläche im großen zu machen sind, haben wir 
soeben ausgeführt. Wir müssen hier aber auch noch beachten, daß in Deutschland 
nur etwa 230) der Gesamtbevölkerung der Landwirtschaft angehören, im zentralen 
Schwarzerdegebiet dagegen fast 90%; ferner daß ein Viertel bis ein Drittel des 
Ackers Brache ist (im europäischen Rußland 30 Mill. Desjatinen) und für die 
Bebauung ausfällt und daß nicht zuletzt auch klimatische Einflüsse die volle Aus- 
nutzung der Schwarzerde verhindern. So kommt es, daß in Rußland die auf den 
einzelnen Menschen zu rechnende durchschnittliche Saatfläche teilweise erheblich 
geringer ist als in Deutschland. Und die gleiche Saatfläche ergibt in Deutschland 
den dreifachen Ernteertrag! Rückständige Kultur, rückständige Tech- 
nik und die anderen bereits erwähnten Faktoren führten zu einer immer 
weiteren Ausdehnung des Ackerbaues auf Kosten der Weide, 
zur Einschränkung der Viehhaltung, zur saisonmäßigen Abwanderung der Bauern 
zum Nebenerwerb und zur dauernden Übersiedlung in andere Gebiete. Kein Wun- 
der, daß daher die Agrarübervölkerung sich im Schwarzerdegebiet am ersten und 
am stärksten bemerkbar machte. 

Die Erweiterung des Nahrungsspielraumes kam der Bevölkerungsvermehrung 
in keiner Weise nach. Die Volkszählung vom Dezember 1926 gibt uns darüber 
nach der 1897 erfolgten Zählung zum ersten Male wieder zuverlässigeren Einblick. 
Danach betrug die Bevölkerung der USSR. 147 Mill., von denen ı2ı Mill. auf ‚das 
Land und 26 auf die Städte entfielen. Das bedeutet seit 1923 eine jährliche Zu- 
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nahme von etwa 3,5 Mill. und ein außerordentliches Wachstum der Städte, das 
vor allem auf die industrielle Entwicklung zurückzuführen ist, deren Arbeiter- 


zahl um ı Mill. zunahm. N 

Mit dieser Bevölkerungsvermehrung hielt die landwirtschaftliche Produktion nicht 
Schritt. Die ersten planwirtschaftlichen Versuche des Staates wurden vom Bauern 
durchkreuzt, der auf die wechselnden Preisfestsetzungen, Steuervorschriften und 
zunehmende Beschränkung des Privathandels mit Zurückhaltung der Ware ant- 
wortete. Die Nep hatte allmählich zu einer neuen sozialen Differenzierung im Dorfe 
geführt mit Folgen, ähnlich wie wir sie bei der Stolypinischen Reform beobachtet 
haben, nur daß jetzt die Kleinbauernschicht durch die inzwischen erfolgte stärkere 
Aufteilung des Grundbesitzes (1916: 21 Mill., 1927: »5 Mill. Bauernwirtschaften) 
erheblich angewachsen war. Der Kampf gegen den Großbauern, den Kulaken, 
und um die Sozialisierung der Landwirtschaft begann. 1928 war das Ende der Nep 
und der Beginn des ersten Fünfjahrplanes, welcher der schnellstmöglichen 
Industrialisierung des Landes (Landesverteidigung!) dienen sollte. Die Vor- 
aussetzungen dafür aber konnte nur wieder die Landwirtschaft 
schaffen, die man durch Mechanisierung und Kollektivierung 
unter bestimmenden staatlichen Einfluß bringen wollte. Die neue 
Sozialisierung der Landwirtschaft knüpfte an gewisse Gedankengänge der alten Mir- 


verfassung an. 


Nach dem Fünfjahrplan sollten 13,6% aller Bauernwirtschaften kollektiviert werden. 
Die 1929 einsetzenden Zwangsmaßnahmen verursachten eine fluchtartige Bewegung der Dorf- 
armut in die Kollektiven. Schon Ende Februar 1930 waren 55% der Bauernwirtschaften kollek- 
tiviert. Der Kampf gegen den Kulaken wurde immer rücksichtsloser geführt; nach Auhagen 
wurden im Winter 1929/30 500000 Menschen deportiert. Als man dann die ungeheure Gefahr 
dieser Massenbewegung erkannte und Stalin seinen berühmten Artikel: „Das Schwindeligwerden 
vor Erfolgen“ schrieb, setzte in großen Teilen der Sowjetunion eine rasche rückläufige Be- 
wegung ein, besonders in den zentralen und nördlichen Gebieten; sehr viel weniger in den 
Steppengebieten, die ja der maschinellen und kollektiven Betriebsform viel günstigere Be- 
dingungen boten. War so die Zahl der Kollektivbauern von ı5 auf 5 Mill. im Laufe des 
Jahres 1930 gesunken, so waren durch erneuten Druck im Herbst 1931 wieder über 600% der 
Bauernwirtschaft kollektiviert, in den Steppengebieten 80 bis 90%. Eine völlige Änderung des 
sozialen Aufbaues der russischen Landwirtschaft war erreicht. Die Auswirkung dieser 
Maßnahmen auf die Viehhaltung war katastrophal; sie ging um etwa 300% 
zurück. Aus 25 Mill. Kleinbauernwirtschaften entstanden 300000 Kollektivbetriebe, die von 
über 3000 Maschinen-Traktoren-Stationen bedient werden sollten. 


Daß eine solche Entwicklung auch einen gewaltigen Einfluß auf die Bevölke- 


rungsbewegung üben mußte, liegt auf der Hand. Da Bauern ohne Land vielfach 
in die Kolchosen eintraten, erfuhr die saisonmäßige Abwanderung von Land- 
arbeitern zur Industrie eine Stockung, die bei ihrem stürmisch fortschreitenden 
Ausbau diesen Arbeitermangel unangenehm zu fühlen bekam und sich durch Ver- 
günstigungen und Verträge mit den Kollektivwirtschaften die nötigen Arbeitskräfte 
zu sichern suchte. Die Mechanisierung und Rationalisierung der Landwirtschaft im 


ee 
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roßbetrieb (Getreidefabriken) aber machte Millionen von Arbeitskräften frei und 
tgrößerte den ländlichen Bevölkerungsüberschuß. Dieser Umstand und die 
hwere Lage der Kolchosbauern führten zu einer neuen Landflucht. 
ie Städte und Industriegebiete füllten sich mit Beschäftigung und Lebensunter- 
alt suchenden Bauern. Wenn auch die Industrie einen großen Teil der agrarischen 
bervölkerung aufnehmen konnte, die Mehrzahl der — meist ungelernten — 
rbeiter ging über ihren Bedarf. Die ungeheure Bedeutung des Industrieausbaues 
om volkswirtschaftlichen und bevölkerungspolitischen Standpunkte aus ist von der 
wjetregierung klar erkannt worden. Sie wurde um so stärker in den Vordergrund 
estellt, je mehr sich die Schwierigkeiten und Beschränktheiten der inneren Kolo- 
isation bemerkbar machten. 

Nach dem Fünfjahresplan war die Umsiedlung von etwa 2 Mill. Menschen 
orgesehen, d. h. etwa 1/3 des natürlichen Bevölkerungszuwachses. Man wollte sie 
erster Linie in Sibirien, dem Fernen Osten und Kasakstan bringen, kleinere Teile 
den Murmanrayon, die Krim und die östlichen Baumwollebezirke von Aserbeid- 
han. 1928/29 erreichte die Zahl der Übersiedler 320000; sie stammten meist aus 
em West- und Leningrader Rayon, aus der Ukraine und Weißrußland, und 
andten sich in der Mehrzahl nach Sibirien, dem Fernen Osten und dem Ural, 
ährend Wolgagebiet und Kasakstan nur geringe Menge aufnahmen. Es zeigte 
ich jetzt entgegen den Beobachtungen aus der Vorkriegszeit, daß auch die Bauern- 
chaft der Industriegebiete größeren Anteil an die Übersiendlung nahm. 1929/30 
iel die Zahl auf 72000, von denen die Hälfte wieder nach Europäisch-Rußland 
urückkehrte. Die Maßnahmen der Sowjetregierung zur Kollektivierung und 
ründung von Getreidefabriken, aber auch die ungenügende Sorge für die Siedler 
jatten diesen Rückgang herbeigeführt. Die Getreidefabriken hatten sich vor allem in 
BE kstan, Westsibirien, dem südlichen Ural, an der Wolga und im Nordkaukasus 
En auf Böden ausgebreitet, die ruhten oder verlassen worden waren, wodurch der 
ür sie in Betracht kommende Raum eingeschränkt wurde. Nur im Nordkaukasus 
ınd im nördlichen Kasakstan schob sich der Ackerbau etwas in die jungfräuliche 
Steppe vor. Seit dem Jahre 1930 hat die (freiwillige) Übersiedlung im wesentlichen 
wufgehört. 

Der Verstädterungsprozeß machte aber nun unheimliche Fort- 
chritte. Er übertraf in der Wirkung weit die Kolonisation. Der 
"ünfjahresplan sah in seiner Optimal-Variante ein Anwachsen der Stadtbevölkerung 
on 24% vor; tatsächlich wuchs sie von 1927 bis 1932 um ı2 Mill., von 25 auf 
7 Mill., d.h. um 4800 

Es gab 1932 allein 128 Städte mit einer Bevölkerung über 50000, von denen 44 reine 
ndustriestädte sind; 45 Städte haben heute eine Bevölkerung von über 100 000, 1897 waren 
s deren nur ı4. In der Zeit von 1897— 1931 zeigen Zunahmen von über 400% die Städte: 


3rosny, Archangelsk, Tscheljabinsk, Stalingrad, Swerdlowsk, Baku. Andere Städte sind. ganz 
jeu entstanden. In der Zeit von 1926— 1931 haben die stärkste Zunahme die Städte: Makejewka 
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(Dmitrjewsk), Tscheljabinsk, Stalingrad, Stalin (Jussowo), Archangelsk, Marjupol, Swerdlowsk, ‚F 
Gorki, Grosny, Perm, Nowo-Sibirsk, Iwano-Wosnessensk. 


Man sieht hier deutlich die Entwicklung der Hauptindustriezentren und vor allem ı 
die Dezentralisation der Industrie nach den Hauptrohstoffgebieten 1), die vielfach ı 
an der Peripherie des Reiches liegen. Diese Industriezentren ziehen nun auch einen 
großen Teil der überschüssigen Bauern — aber auch Stadtbevölkerung an (s. Kar- 
ten A u.5). 


Als besonders charakteristisch sei auf das Wachstum der 5 größten Industrieorte West- 
sibiriens hingewiesen: 


1926 Ende 1932 
Nowo-Sibirsk.....»..... ++» 180 000 300 000 
StahusEer cn en en ee 3901 240 000 
Prokopjewsk ........cr.... 10 735 150 000 
Komarowoc. «sea e see 23 215 130 000 
LENNSR ee else ae 19 676 80 000 


Und wie war die weitere Entwicklung auf dem Lande? 1930 brachte dank gün- 
stiger klimatischer Verhältnisse eine relativ gute Ernte; die Mißernte des Jahres 
1931 dagegen rief erneut Ernährungsschwierigkeiten in den Hauptlandwirtschafts- 
gebieten hervor, die einen beträchtlichen Teil der Bauern auf die Wanderschaft 
trieben. Auch die Ernte des Jahres 1932 endete mit einem Mißerfolg. Zwar war 
die Anbaufläche seit 1928 um aı Mill. ha vergrößert worden, dafür aber der 
Ernteertrag pro ha erheblich zurückgegangen. Eine extensive Erweiterung der An- 
baufläche war so gut wie unmöglich gewesen. Der Viehbestand war weiter in be- 
drohlichster Weise zusammengeschrumpft. Von der geplanten Produktion an tie- 
rischen Erzeugnissen wurde nur 1/3 erreicht. Auch die übrigen für die Volks- 
ernährung in Betracht kommenden Wirtschaftszweige blieben in ihrer Produktion 
teilweise hinter den Planaufgaben zurück. Die Kollektivierung machte 1932 nur 
mehr wenig Fortschritte; der Bauer aber wurde noch mehr an sie gebunden, da 
ihm die Möglichkeit genommen wurde, bei seinem Austritt aus der Kollektive die 
von ihm eingebrachten Produktionsmittel wieder zurückzuerhalten. Die Getreide- 
fabriken erfüllten nicht die in sie gesetzten Erwartungen; sie begannen sich zu 
teilen und zu verkleinern. Durch die fortschreitende Kollektivierung und Mechani- 
sierung war eine weitere Zahl von Arbeitskräften frei geworden. Nach den Berech- 
nungen des Moskauer Kolchos-Institutes vom Jahre ıg3r waren in den Kollektiv- 
wirtschaften 6 bis 8 Millionen überzählige Menschen; die wirkliche Zahl dürfte 
wohl noch größer gewesen sein. Dazu kam die Verlangsamung des Tempos des 
industriellen Ausbaues und eine größere Rationalisierung auch hier, die abermals 
Arbeitskräfte frei machte. Die Städte waren überfüllt und die Kolonisations- 
gebiete noch zu unerschlossen. 


Die Fluktuation der Industriearbeiter nahm immer größere 


1) Vgl. die Karte zu Semjonow, Das Nationalitätenproblemn in der Sowjetunion, Heft 5/ 1932, 
Seite 283. 
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Ausmaße an; besonders groß wurde sie beim Bergbau, geringer bei Metallurgie 
und Maschinenbau. Sie zieht sich durch die ganze Planwirtschaftsperiode und 
erreichte im Jahre der Haupikollektivierung 1930 ihre größten Werte. Als Haupt- 
grund dafür sind die schlechten Entlohnungs- und Wohnverhältnisse anzusehen. 


Was diese Fluktuation für den ganzen Arbeitsprozeß bedeutete, ist klar. Als Beispiel für 
die großen Ausmaße dieser Bewegung seien nur einige Zahlen aus dem Donez-Kohlenrevier 
angeführt: 1932 liefen 423000 Arbeiter und Angestellte von den Gruben weg, während zur 
gleichen Zeit 408000 neu eingestellt wurden; die entsprechenden Zahlen für den Januar 1933 
betragen 32 000 und 35.000. 


Durch neue Regierungserlasse sollte dieser zwischen der Industrie und dem Dorf 
hin und her flutende Strom eingedämmt und Maßnahmen zur Bildung ständiger 
Arbeiterkaders eingeleitet werden. Die Arbeiter sollten 2 bis 3 Jahre an ihre 
Arbeitsstätte gebunden, eine strenge Arbeitsdisziplin eingeführt werden. 

Die Umsiedlungsprojekte mußten zurückgestellt werden. Wohl 
hatte die Sowjetregierung im Laufe der Durchführung der Planwirtschaft eine 
Umsiedlung der Bevölkerung nach meist politischen Gesichtspunkten in großem 
Umfange durchgeführt, und zwar vor allem in Gebiete, welche der freiwillige 
Siedler ungern aufsuchte: an das Weiße Meer und in die sibirische Taiga. Zahlen 
lassen sich dafür schwer angeben. Die ungünstige Ernährungslage des Winters 
1931/32 brachte in den Mißerntegebieten an der Wolga und in Sibirien, in der 
Ukraine und in Kasakstan die Landbevölkerung in eine besonders starke Bewegung; 
ganze Dörfer und Landstriche verödeten; die Landflucht nahm Formen an, 
welche die Sowjetregierung zwangen, zu außergewöhnlichen Maßnahmen zu greifen. 

Um der drohenden Übervölkerung der größeren Städte zu begegnen, wurde im 
April 1933 eine Regierungsverordnung über die Ausgabe von Pässen erlassen, um 
unerwünschte Elemente aus ihnen zu entfernen und fernzuhalten. Sie betraf 
28 Städte, Sitze der großen Industrien und wichtige Grenzpunkte. Die Zahl der 
auf diese Weise Entfernten dürfte vielleicht 2 Mill. betragen; sie setzen sich meist 
aus Leuten zusammen, die im Laufe der beiden letzten Jahre infolge der Kollek- 
tivierung in die Großstädte gekommen waren. Ob dieses Mittel eine nachhaltige 
Wirkung haben wird, ist zu bezweifeln. Heute flutet die vor dem Hunger 
fliehende Bevölkerung des ganzen südlichen und südöstlichen 
Rußland in großen Massen durch das Land und brandet an die 


Städte. 


Immer mehr richtete sich das Augenmerk der Leiter des Sowjetstaates auf die 
Intensivierung der Landwirtschaft, auf die Einführung einer rationellen Frucht- 
folge, Hebung der Bodenkultur als den einzigen Weg, auf dem der agrarischen 
Übervölkerung ernstlich zu Leibe gegangen werden kann. Sie steht hier vor einer 
ungeheuren Aufgabe, die zu lösen auch ungeheure Kräfte und Opfer erforder- 


lich sind. 
Die Gesamtzahl der Bevölkerung der Sowjetunion wird heute mit etwa 165 Mill. 
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angenommen, wovon 128 auf das Land und 37 auf die Städte entfallen. Sie 
verteilt sich auf die einzelnen Republiken in runden Ziffern wie folgt: 


Republik: Gesamt: Stadt: Land: (in Millionen) 
BRSESR REP Rare 113 25 88 
UÜkramı SSR Seren 32 2 25 
Weißruss. SSR......... 5,4 1 4,& 
Transkauk. SFSR. ..... 7 2 6} 
WsDekı BSSR.E- rose 4,8 1,2 3,6 
Turkmen. SSR. ....... 4,2 0,2 1 
Tadschik. SSR. ....... 1,2 0,1 11 


Dem Geschlecht nach gibt es 80 Mill. Männer und 85 Mill. Frauen. Der Geburtenüberschuß 
betrug 1930 im europäischen Teil 16,9°/,, (Deutschland 6,5 0/90). Die Sterblichkeit war nach 
Angabe der Sowjet-Statistik erheblich zurückgegangen und betrug 19,3 °%/. geenüber 28,6 0/6 
im Durchschnitt der Jahre 191 1— 1913. 


Ich habe versucht, auf Grund des neuesten sowjetstatistischen Materials eine Karte 
der Bevölkerungsverteilung von Stadt und Land (Karten 4, 5, 6, 7) zu zeichnen; 
sie mußte sich in ihrer Ausführung nach dem vorhandenen Zahlenmaterial richten. 
Aus ihr geht aber zur Genüge die Bedeutung des Verstädterungs- und Industriali- 
sierungsprozesses und das Bild der Besiedlung des flachen Landes hervor. Ein 
Vergleich mit der Bevölkerungsverteilung von 1913, ja selbst der von 1928, dem 
Beginn der ersten Fünfjahresplanperiode, zeigt deutlich die starke Verlagerung. 
Darauf näher einzugehen, fehlt hier der Raum. i 

Es ist verwunderlich, daß trotz der empfindlichen Notlage der russischen Be- 
völkerung ihre Zahl dauernd in so hohem Maße zunimmt. Sollte das wirklich 
auf eine geringere Sterblichkeit, auf größere Hygiene und Volksaufklärung zu- 
rückzuführen sein? Oder ist es die typische Erscheinung der Verelendung der 
Massen, wie wir sie bei unserem Proletariat beobachten? Wird vielleicht gerade 
durch den Sozialisierungs- und Kollektivierungsprozeß, durch die staatliche Kinder- 
fürsorge ein Anreiz zur Vermehrung gegeben? Das sind Fragen, auf die wir heute 
noch kaum eine befriedigende Antwort finden können!). 

Überblicken wir nochmals kurz das Bild der heutigen Lage. Die natürliche 
Bevölkerungsvermehrung läßt die agrarische Übervölkerung immer bedrohlicher 
anwachsen. Die in den letzten Jahren ungesund angeschwollenen Städte und Indu- 
striegebiete vermögen keine nennenswerte Menschenzahl mehr aufzunehmen. Die 
Städte, deren Versorgung immer schwieriger wird, müssen bereits durch besondere 


1) Die Antwort wird wohl nur von der kommenden Bevölkerungswissenschaft (Volkskunde) j 
und dort vom Biologen gegeben werden können. Es mag aber schon an dieser Stelle darauf 
hingewiesen werden: hier liegt eine Parallelerscheinung zum deutschen Volkskörper vor. 
Ebenso wie dieser in seiner Gesamtheit — auch außerhalb der Reichsgrenzen — von @e- 
burtenrückgang und Verkümmerung erfaßt ist, so hat umgekehrt der Wachstumsvorgang den 
russischen Volkskörper in seiner Gesamtheit erfüllt. Diese Lebensvorgänge ganzer Volks- 
körper scheinen von dem, was wir unter „wirtschaftlichen Voraussetzungen‘ verstehen, weit- 
gehend unabhängig zu sein. Sie vollziehen sich nach Gesetzmäßigkeiten, die wir zu sehen 
beginnen, aber noch nicht kennen und noch weniger begreifen. Die Schriftleitung. H 


VON NIEDERMAYER: WACHSTUM UND WANDERUNG II hı5 


Kontrollmaßnahmen gegen Zuzug abgeschlossen werden. Die Industrie sucht sich 
einen festen Stamm von Arbeitern zu erhalten, muß aber ihre Arbeiterzahl eher 
einschränken als vermehren. Die für Kolonisation ohne größere Meliorationen 
geeigneten Böden in Asien sind besetzt und kommen für eine Massenabnahme 
vorläufig nicht in Frage. Wohl ist eine Erweiterung der Anbaufläche in der Taiga 
und Steppe möglich, aber nur nach größeren Meliorationen, mit großen Geld- 
mitteln und vor allem nach Ausbau der Verkehrswege. Eine Übergrenz- 
wanderung größeren Stiles ist ausgeschlossen; im Gegenteil, die gelbe Einwan- 
derung droht das fernöstliche Gebiet dem russischen Siedler mehr und mehr zu 
nehmen. Und die Landwirtschaft? Die Sowjetgüter suchen ihren Arbeiterstand 
ähnlich wie die Industrie durch strenge Maßnahmen zu binden; sie haben ihren 
Bedarf im wesentlichen gedeckt. Ähnlich steht es mit den Kollektivwirtschaften; 
sie haben wohl nur für Saisonarbeiter Verwendung, die sie aber im Winter nicht 
ernähren können. Das Klein- und Hausgewerbe aber liegt darnieder. Der Einzel- 
bauer spielt keine Rolle mehr. Also bleibt nur die Intensivierung der Feldbauwirt- 
schaft, und zwar da, wo auch die Bevölkerung am dichtesten siedelt und die kli- 
matischen Bedingungen (Niederschlagsmengen!) dies gestatten, Sie durch die 
Maschinisierung zu erreichen, hat seine schweren Gefahren. Bei der kulturellen 
. Zurückgebliebenheit der Bauernbevölkerung und den immer noch vorhandenen 
großen Mängeln der industriellen Produktion kann es sich nur um einen allmäh- 
lichen vorsichtigen Prozeß handeln. Als Betätigungsfeld einer großzügigen Maschi- 
nisierung und Kollektivierung bieten sich die dünn besiedelten weiten Steppen- 
gebiete des Südens und Südostens an, sehr viel weniger die dichter besiedelten west- 
lichen und zentralen Gebiete. In der trockenen Steppe aber setzen wieder die klima- 
tischen Bedingungen eine natürliche Grenze. Die Überschätzung der Bedeutung der 
Maschine hat hier bereits zu ernsten Rückschlägen geführt. 

Die Landwirtschaft und damit die gesamte Wirtschaft des Staates befinden sich 
in einer schweren Krise, deren Erkenntnis sich auch die Sowjetregierung nicht ver- 
schließt. Ihre Lösung ist nicht nur eine rein russische Frage. Die Garantie äußeren] 
Friedens würde eine sehr viel langsamere, gleichmäßigere und gesündere Entwick-. 
lung der Volkswirtschaft des Landes ermöglichen. Dann wird vielleicht endlich 
auch Frieden kommen diesem gequälten, seinem Boden entwurzelten, unstet hin 
und her irrenden, nach neuen, besseren Lebensformen suchenden russischen Volk. 
Die Maschine beherrschte die Periode des ersten Fünfjahres- 
planes; in einer Schärfe wie nie zuvor ist in Rußland heute das 
Problem „Mensch“ gestellt. 
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Max MEISNER: 


Bergwirtschaft und Geisteswelt 
Eine geopolitische Betrachtung 


Zu den Hauptaufgaben der Bergwirtschaft zählt die Bereitstellung der wichtigsten 
Kraft- und Werkstoffe für die rastlos arbeitende Kulturmenschheit. Hierdurch ist 
die Bergwirtschaft an der gesamten Weltrohstoffversorgung sehr wesentlich betei- 
ligt; und mithin erscheint sie zunächst ihrer inneren Wesenheit nach von ausge- 
sprochen stofflicher Natur. 

Trotzdem ist sie aber auch mit der Welt des rein Geistigen aufs innigste ver- 
bunden, weil vielseitige Wechselbeziehungen sie mit dieser verknüpfen und zahl- 
reiche Einwirkungen aus ihr sie beeinflussen. 

Solche Beziehungen und Einflüsse sind nicht überall gleich ohne weiteres ersicht- 
lich. Ihre Gesamtheit aber wird bei kritischer Betrachtung der Erde als Ganzes leicht 
kenntlich, und ihre Einzelheiten treten namentlich im Lichte geopolitischer An- 
schauung deutlich zutage. 

Die Betrachtung der ganzen Erde zeigt nämlich auf den ersten Blick, daß die 
bergwirtschaftliche Rangordnung von Völkern und Staaten keineswegs ihren geo- 
graphischen Ausmaßen oder ihrem natürlichen Mineralreichtum entspricht. Das 
Deutsche Reich z. B. ist an der ganzen Oberfläche der Erde mit 0,1%, ‚an ihrer 
bloßen Landoberfläche mit 0,3 und an ihrer Bevölkerung mit fast 3, an: ihrer Ge- 
samtbergwerkserzeugung dagegen mit rund 8% beteiligt, steht also als Bergwirt- 
schaftsgebiet unverhältnismäßig hoch. Ähnlich verhalten sich auch die meisten 
anderen Kulturvölker. Das hier offenbare Mißverhältnis kann aber nicht allein auf 
der geographischen Mineralverteilung beruhen und ist somit nicht stofflich be- 
gründet — denn nutzbare Lagerstätten gibt es fast überall, und gerade die reichsten 
von ihnen liegen oft in noch wenig erschlossenen Gebieten ohne viel Kultur. Es muß 
also eine andere Ursache haben. Diese aber findet sich tatsächlich auf geistigem 
Gebiet, nämlich im hohen Stande der geologischen Wissenschaft bei den Kultur- 
völkern, welche ihre Lagerstätten aufsucht und durchforscht, andererseits auch in 
der Leistungsfähigkeit ihrer Bergtechnik, welche die als bauwürdig erkannten Vor- 
kommen aufschließt und ausbeutet. 

Die Betrachtung der Erdkarte veranschaulicht noch mehr. Sie zeigt recht sinn- 
fällig, daß die Kraft- und Machtverhältnisse der heutigen Menschheit recht un- 
gleichmäßig und eigenartig verteilt sind, nämlich folgendermaßen: 

Der größte Teil aller heute auf der Erde vorhandenen technischen, weltwirtschaft- 
lichen und namentlich weltpolitischen Energien vereinigt sich offensichtlich auf 
ganz wenigen, scharf umgrenzten Kraftfeldern, von denen das größte etwa nord- 
atlantisch, ein anderes, kleineres mongolisch oder fernöstlich genannt werden 
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könnte. Jenes umfaßt die nordatlantischen Staaten oder Staatengruppen, d. h. die 
eisenerzeugenden Industrieländer Nordamerikas und Westeuropas in Gestalt von den 


- Vereinigten Staaten, England, Belgien und Frankreich — Deutschland (Minette- 


Ruhrkoks), dieses Nordostchina mit Japan und benachbarten Küstenstrichen. Im 
Lichte geopolitischer Betrachtungsweise nun erscheinen diese Kraftfelder gleich- 
zeitig als die natürlichen Heimatgebiete der beiden Nutzminerale, deren Gewinnung 


‘am Anfang jeder technischen Kultur steht — Kokskohle und Eisenerz. Woraus sich 


ergibt, daß das technische, wirtschaftliche und politische Antlitz der Erde letztlich 
bergwirtschaftliche Grundzüge trägt; und dies bedeutet — weil die Technik als Nutz- 
barmachung der Naturkräfte, die Wirtschaft als menschliche Zweckführung des 
großen Kraft- und Stoffhaushalts der Natur und die Politik als Kunst sinnvoller 
Staatenlenkung alle drei schließlich im Geistigen wurzeln — im ganzen nichts 
anderes als eine innige Verbundenheit von Bergwirtschaft und Geisteswelt, deren 
Hauptelemente eben durch die Wechselbeziehungen zwischen Bergbau oder Berg- 
wirtschaft einerseits und Technik, Weltwirtschaft und Weltpolitik andererseits ge- 
bildet werden. 

Die Beziehungen zwischen Bergwirtschaft und Technik sind ebenso zahlreich wie 
vielgestaltig. Im ganzen ist das Verhältnis zwischen beiden längst gegenseitig ge- 
worden. Die Bergwirtschaft liefert der Technik die unentbehrlichen Kraft- und 
Werkstoffe Kohlen, Erdöl und Metalle; sie verdankt ihr dafür ihren besten Absatz- 
markt und das technische Rüstzeug des Bergmanns. Es ist durchaus sinn- 
fällig, daß z.B. die erste Dampfmaschine zur Wasserhaltung und 
die erste Eisenbahn als Abfuhrweg eines Bergwerks gedient hat, 
denn hierin kennzeichnet sich nur der natürliche Grundzug einer zwangsläufigen 
kulturgeschichtlichen Entwicklung. Gerade die Spitzenleistungen der Technik in 
Gestalt ihrer Erfindungen und Entdeckungen haben von jeher Bergbau und Berg- 
wirtschaft durch Verbesserung ihrer Arbeits- und Absatzbedingungen allseitig belebt, 
und der Bergbau hat deshalb im technischen Zeitalter der Erfindungen und Ent- 
deckungen allenthalben einen gewaltigen Aufschwung genommen, wobei der gün- 
stige Einfluß des technischen Fortschritts bis in viele Einzelheiten gut verfolgbar 


erscheint. 
Beispielsweise hat die Erfindung der Sicherheitslampe die Leistungsfähigkeit des Kohlen- 
bergbaus durch wesentliche Verminderung seiner Gefahrenquellen beträchtlich gesteigert; die 


"Erfindung der Dampfmaschine wurde zum Anstoß alsbaldiger starker Zunahme der Welt- 


kohlenförderung und diejenige von Explosionsmotor und Dieselmaschine zu wichtigen Mark- 
steinen der Erdölgewinnung. Der Aufschwung der neueren Elektrotechnik wurde zum Lebens- 
nerv der ganzen Kupferwirtschaft und die rasche Entwicklung von Luftfahrt und Flugwesen 
zum Anlaß stärkerer Durchforschung, Gewinnung und Verwendung der verschiedenen Leicht- 
metalle. 

- Darüber hinaus sind auch durch Erfindungen und Entdeckungen eine ganze Reihe früher 
wertloser Bodenschätze überhaupt erst verwertbar geworden. Beispielsweise hat die Erfindung 
‚des Thomasverfahrens den vordem fast unbrauchbaren Phosphorerzen, die Erkenntnis vom 
Düngewert des Kalis den bislang achtlos zur Halde gestürzten Staßfurter Abraumsalzen, und 


27 
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die Erfindung der Stahlveredlung den ursprünglich mißachteten Nickelerzen plötzlich zu 
großer Bedeutung verholfen, während Goldschmidverfahren und Tonerdehydrolyse erst die 
praktische Verwendbarkeit der bislang unerschwinglichen Metalle Chrom und Aluminium er- 
möglichte und, neuerdings, die Entdeckung des Radiums die Wertigkeit der früher kaum 
ausgenutzten Uranerze mit einem Schlage vervielfachte. 


Diese Aufzählung ließe sich unschwer noch durch weitere Beispiele vermehren; 
andererseits wäre sie aber auch unvollständig ohne einen kurzen Hinweis darauf, 
daß der technische Fortschritt den Bergbau nicht immer nur begünstigt, sondern 
ihn unter Umständen auch recht schädlich beeinflussen kann. 

So z. B. ist die schon erwähnte Thomasschlacke zum Wettbewerber des Natur- 
phosphats geworden. Die verbesserte Ausnutzung gewisser Kraftstoffe, wie Staub- 
feuerung, Kohlenveredlung oder Rohölhydrierung, und die Erfindung brauchbarer 
Ersatzmittel für sich verknappende Bergwerkserzeugnisse, wie z. B. Luftsalpeter, 
Kunstgraphit und Petrolasphalt in und seit dem Kriege sind schließlich nur zu 
Lasten der Bergwirtschaft gegangen, und die Zukunft birgt vielleicht mit weiterem 
Fortschreiten der Technik hier noch ungeahnte Möglichkeiten. Es kann z.B. als 
sicher gelten, daß die sog. Kohlenverflüssigung die Aussichten der Naturöle keines- 
wegs verbessern wird, und noch ernstere Befürchtungen umschließt möglicherweise 
auch die Zukunftsfrage der praktischen Atomzertrümmerung. Wenn es zutrifft, daß 
im Falle des Gelingens ihrer technischen Vollendung aus ı kg Kohle eine Energie- 
menge gewinnbar wird, „mit der ein 20000-t-Schiff rund um die Welt fahren 
kann“, so würde das offenbar eine weitere starke Verelendung des ganzen Welt- 
kohlengeschäftes zur unausbleiblichen F olge haben, welche hinwiederum mit Ver- 
vielfachung der Absatznöte und Arbeitslosenheere schließlich zu einer neuen Welt- 
wirtschaftskrise von ungeahntem Ausmaß führen müßte, nachdem schon die heutige 
wenigstens zum Teil offenbar der neuerdings vollzogenen technischen Eroberung 
der Welt zur Last liegt. 

In solchen Zusammenhängen bekundet sich bereits die enge Verbindung zwischen 
Bergbau und Weltwirtschaft. Diese Bindung ist schlechthin selbstverständlich, weil 
der Bergbau als einer der wichtigsten Rohstofferzeuger zu den Hauptstützpfeilern 
des ganzen Weltwirtschaftsgebäudes gehört. Sie ist auch zahlenmäßig gut nachweis- 
bar. Wenn man den Geldwert der gesamten Urproduktion, d. h. der Rohguterzeu- 
gung, deren Umsatz, Verwertung und Verbrauch die Weltwirtschaft verkörpern, 
heute mit etwa 1/4o—ı6o Milliarden Reichsmark veranschlagt, so beteiligt sich daran 
der Bergbau mit schätzungsweise 35—4o Milliarden oder rund 25%. Schon diese ' 
Zahlen kennzeichnen deutlich die hohe weltwirtschaftliche Bedeutung des Bergbaus, 
die außerdem auch in der graphischen Statistik bildhaft hervortritt. Denn hier 
folgen die wichtigsten Förderkurven so genau der gleichzeitigen weltwirtschaftlichen 
Gesamtentwicklung, daß einige von ihnen, wie z. B. die Erzeugung von Kohle und 
Eisen, geradezu als Richtwege der Weltwirtschaftskurve gelten können. Und wie- 
derum sind es auch bei der allgemeinen Weltwirtschaft deren klare Spitzenleistun- 


MEISNER: BERGWIRTSCHAFT UND GEISTESWELT 419 


gen, die Hochkonjunkturen und Wirtschaftskrisen, welche die Schicksalsgemeinschaft 
mit Bergbau und Bergwirtschaft am besten widerspiegeln, weil sie gerade auf den 
bergbaulichen Förderkurven als deutlich ausgeprägte Wellenberge und Wellentäler 
besonders plastisch hervortreten. 

Ebenso belangreich wie für die Weltwirtschaft als Ganzes erscheinen Bergbau und 
Bergwirtschaft auch für einzelne Volkswirtschaften. Denn es gibt nicht wenige 
Länder, deren staatliches und wirtschaftliches Dasein fast von einem bestimmten 
Bergbauzweige abhängt. So lebenswichtig, um nur einiges zu nennen, der schon 
erwähnte Chilesalpeter für Chile erscheint, so wichtig ist etwa auch die Platin- 
gewinnung für Kolumbien und die Goldproduktion für Südafrika, der Eisenerz- 
bergbau für Lothringen-Luxemburg, der Graphit für Ceylon und die Kohle für 
England und Deutschland. Namentlich dies letzte hat erst die jüngste Vergangenheit 
bestätigt. 

Es darfheuteals ausgemacht gelten, daß dem Deutschen Reiche 
hauptsächlich die Kohle seinen beispiellosen Aufstieg vor, sein 
Durchhalten in und seine allmähliche Wiedererhebung nach dem 
Weltkriege ermöglicht hat!). Und ebenso kann auch als ausgemacht gelten, 
daß für England der Kohlenbergbau und namentlich die meisterhaft als politisches 
Kampfmittel gehandhabte Kohlenausfuhr wichtige Hauptstützen der hohen bri- 
tischen Weltgeltung sind. 

Der Hinweis auf die Verwendung der englischen Kohle als politische Waffe, 
die übrigens nicht vereinzelt dasteht, denn in gleicher Weise sind auch schon 
andere Mineralschätze, wie z. B. das russische Platin und namentlich die verschie- 
denen großen Erdölvorkommen wiederholt ausgespielt worden, eröffnet bereits einen 
guten Ausblick auf die Beziehungen zwischen Bergwirtschaft und Weltpolitik. Diese 
treten zwar meist nicht so klar zutage, wie die anderen bergwirtschaftlichen Ver- 
flechtungen, sind aber darum nicht weniger belangreich. Und auch sie sind am 
leichtesten nachweisbar bei den Spitzenleistungen, welche die Politik als ‚Fort- 
setzung mit anderen Mitteln“ vollbringt, wenn die zünftige Staatskunst versagt, d. h. 
bei Kriegen oder kriegsähnlichen Streitfällen. Gerade die neueren Kriege erscheinen 
im Lichte geopolitischer Betrachtung fast durchweg mit bergwirtschaftlichem Hin- 
tergrunde. Hier ist z. B. der Streit um Elsaß-Lothringen und Oberschlesien keine 
Nationalitätenfrage mehr, sondern lediglich ein Kampf um das reichste Eisenerz- 
gebiet und das zweitreichste Kohlenrevier Europas; die Ruhrbesetzung galt vornehm- 
lich dem Ruhrkoks, der über die politischen Grenzen zur Minette strebt. Der Klein- 
krieg im bolivianischen Chako erscheint als Ringen um erdölhöffliches Neuland, und 

1) Diese Feststellung erscheint gerade im Augenblick zeitgemäß, wo sich die Ruhrbesetzung 
zum zehnten Male jährt und es noch frisch erinnerlich ist, wie damals dieser Verlust des 
besten deutschen Kohlenreviers binnen kurzem die bislang trotz allem noch leidlich wider- 
standsfähige Markwährung bis zur völligen Auszehrung unterhöhlte und Deutschlands ganze 


Volkswirtschaft an den Rand eines bodenlosen Abgrundes brachte. 
275 


hao AUFSÄTZE Heft 7 


der Großkampf um die Mandschurei geht um aussichtsreiche und seit Jahrzehnten 
umkämpfte Kohlen- und Eisenerzvorkommen. 

Besonders nach dem Weltkrieg haben bergwirtschaftliche Bedingtheiten die große 
Politik viel zwingender beherrscht, als dem Besten der Völker dienlich war. Un- 
richtige und kurzsichtige Behandlung bergwirtschaftlicher Lebensfragen im „Frie- 
densvertrag‘ von Versailles tragen die Hauptschuld, daß der Weltbrand des großen 
Krieges bis heute nur gedämpft, aber noch nicht abgelöscht werden konnte, so daß 
er gewissermaßen unterirdisch weiter schwelt, um von Zeit zu Zeit immer wieder 
an den verschiedensten Stellen zu heller Flamme neu hervorzubrechen. Es ist des- 
halb nur folgerichtig und gewiß kein Zufall, daß die Stellen dieses Aufflackerns, 
sei es die Ruhr oder Oberschlesien, Mexiko, Mesopotamien oder Persien, der Chako 
oder der neue Mandschukostaat, durchweg wichtige Bergwirtschaftsgebiete sind. 
Denn es handelt sich bei ihnen um lauter Landstriche mit noch unerschlossenen 
Vorräten von Kohle und Erdöl als der Bodenschätze, deren Gewinnung am Ende der 
technischen Kultur steht. 

Hier bekundet sich mithin abermals ein deutlich geopolitischer Hintergrund der 
Bergwirtschaft, und gerade die Entwicklung seit Versailles berechtigt wohl dazu, 
die genannten Gebiete auch noch für die Zukunft als bedenkliche Reibungsflächen 
anzusprechen, an deren einer sich möglicherweise über kurz oder lang ein nächster 
Weltbrand entzünden kann). 

Aber die Erörterung der Verflechtung zwischen Bergwirtschaft und Weltpolitik 
braucht keineswegs nur in den düsteren Ausblick auf einen neuen Krieg einzu- 
münden. Denn auf der anderen Seite darf nicht vergessen werden, daß gerade die 
gemeinschaftliche Bearbeitung weltumspannender Bergwirtschaftsfragen seit dem 
letzten Krieg recht viel zur geistigen Wiederannäherung der Völker und damit zur 
allgemeinen Wiederbefriedung der Welt beigetragen hat. Als Beispiel dafür sei 
nicht gerade der Aufgabenkreis des Genfer Völkerbundes angeführt, weil dessen 


bergwirtschaftlichen Arbeiten bislang nur wenig praktischer Erfolg beschieden ge- 


wesen ist, wohl aber die Tätigkeit der Internationalen Geologenkongresse mit ihren 
dankenswerten Mineralbestandsaufnahmen, ferner die Weltkraftkonferenz, die Welt- 
montanstatistik u. ä. m, 

Abschließend bliebe noch anzumerken, daß die Bergwirtschaft nicht nur auf dem 
Umweg über Technik, Wirtschaft und Politik, sondern stellenweise auch ganz un- 
mittelbar aus der reinen Geisteswelt beeinflußt und beherrscht wird. Es ist z.B. 
längst bekannt, daß der Weltedelsteinhandel seine Hauptstützen in ‚‚der Eitelkeit der 
Frauen und in der Dummheit der Männer“, also auf rein geistigem Gebiete hat); 
und die neuesten Wirrungen in der Geldwirtschaft der Welt haben abermals bewie- 


1) Vgl. Meisner, M., Erdöl und Kohle in der Weltpolitik. Berlin 1922. 2) Vgl. Meisner, M., 
Edelmetalle und Edelsteine am Irrwege der Weltwirtschaft. Berlin 1931. Ä 
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sen, daß der Hauptwert des Goldes nur in der menschlichen Einbildungskraft, also 
rein psychologisch begründet ist!). 

Der vorstehend dargelegte innige Zusammenhang zwischen Bergwirtschaft und 
Geisteswelt könnte eigenartig erscheinen, weil die Bergwirtschaft, wie eingangs be- 
tont, vorwiegend stofflicher Natur ist. Trotzdem aber ist er im Grunde keineswegs 
befremdlich, weil eine enge Verbundenheit zwischen Stofflichkeit und Geistigkeit 
wie etwas Naturgebotenes überhaupt die gesamte Erscheinungswelt beherrscht. Denn 
sie offenbart sich schon gefühlsmäßig im allgemeinen Menschenleben, wo das wirk- 
liche Verhältnis jedes Einzelnen zur Umwelt nur von seiner geistigen Einstellung 
zu den Dingen abhängt. Darüber hinaus aber ist sie auch wissenschaftlich nachweis- 
bar mittels der neueren Erkenntnisse der naturwissenschaftlichen Forschung, in 
deren Licht bekanntlich alles stoffliche und geistige Geschehen als wesenseins, weil 
letztlich dem gleichen Urgrunde entwachsen erscheint. Denn der moderne Natur- 
forscher sieht heute beides als Frucht der gesetzmäßigen Bewegung im unendlich 
kleinen. Er hat die großen Naturkräfte, wie Schall, Licht, Wärme, Farbe und Elek- 
trizität längst als Luft- oder Ätherwellen erkannt und ausgedeutet; er sieht sogar 
den Stoff schlechthin, d. h. die Eigenart der Grundstoffe, wesensbedingt durch den 
Elektronentanz im inneren Atomgefüge; und er vermutet auch als Wurzel jeder 
Geistesregung und Gedankenbildung nichts anderes als einen — vielleicht auch 
elektrophysikalisch beschwingten — Zellkernreigen in der grauen Hirnrinde, dem 
Denkwerkzeug aller vernunftbegabten Wesen. — 

Bewegung ist alles. Dies ist gewissermaßen zeitloses Naturgesetz, und als solches 
offenbar seit Jahrtausenden von der Menschheit intuitiv erfühlt und durch berufene 
Vertreter ihrer Geistigkeit im Wechsel der Zeiten schon mehrfach ausgesprochen 
worden. Denn man darf Heraklits klassisches zdvra oei aus Hellas’ grauem Altertum 
hier wohl im gleichen Sinne werten wie aus Deutschlands geopolitischer Reifezeit 
siebentausend Jahre später das feinsinnige Künstlerwort: „Im Anfang war der 


Rhythmus!“ 


WILHELM HEILIG: 
Ein englisches Stadt- und Landbaugesetz 


In England trat im Jahre 1925 ein Gesetz in Kraft, das eine Regelung des Aus- 
baues der Städte zum Ziele hatte. Das Gesetz trug die Bezeichnung „Town Planning 
Act“ (Städtebaugesetz). Mit Wirkung vom 1. April d. J. ist dieses Gesetz außer 
Kraft gesetzt. An seine Stelle tritt „Town and Country Planning Act‘ (Stadt- und 
Landbaugesetz). Was veranlaßte England zu der Maßnahme, ein erst vor acht 
Jahren geschaffenes Gesetz durch ein neues zu ersetzen? Die Frage läßt sich auf 


1) Vgl. Meisner, M., Der Januskopf des Goldes. Berlin 1928. 
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einfache Weise beantworten. England sieht sich — wie Deutschland — 
vor der Tatsache, daß der Ausbau seiner Städte in der bisher ge- 
übten Art zum Stillstand gekommen ist. Es sieht sich — wie Deutsch- 
land — vor der Aufgabe, den Um- und Ausbau seiner stadtwirtschaftlichen An- 
lagen und die überall einsetzende Stadt-Land-Bewegung planvoll durchzuführen. 
England hat in genau demselben Maße unter den Auswirkungen der Streusiedlung 
zu leiden, wie dies in Deutschland der Fall ist. Unter Streusiedlung ist in diesem 
Zusammenhang nicht etwa die im Münsterland heimische, bäuerliche Siedlungs- 
art zu verstehen, die dort von altersher üblich und ein echt germanisches Erb- 
stück ist. Hier handelt es sich um Stadtfluchterscheinungen, um den plötzlich aus 
der Not heraus entstandenen Trieb zur Scholle, der alle bestehenden Baugesetze 
zu überrennen droht und in den Ausstrahlungsgebieten der Großstädte zu üblen 
Folgen führen muß. Dies ist der tiefere Grund der Unzulänglichkeit des englischen 
Städtebaugesetzes, und daher erfolgte die Vorlage und Genehmigung eines Stadt- 
und Landbaugesetzes. 

In wortgetreuer Übersetzung lautet dessen Einleitungsbestimmung: ‚Ein Gesetz, 
den Entwurf von Plänen zu genehmigen für Geländeerschließung auf städtischem 
oder ländlichem Gebiete und in diesem Zusammenhang das Städtebaugesetz auf- 
zuheben und mit Berichtigungen von neuem zu verordnen. Das Gesetz soll außer- 
dem für den Schutz ländlicher Schönheiten, für die Erhaltung von Gebäuden 
und anderen schönen oder interessanten Objekten Sorge tragen, die Erwerbung von 
Land für Gartenstädte erleichtern und sonstige Verfügungen im Zusammenhang 
mit den vorgenannten Angelegenheiten treffen.“ 

Nach den Bestimmungen des Gesetzes können Ortsbehörden oder Grafschaftsräte 
die Ausarbeitung oder Annahme eines Planes durchführen. Je nach örtlichen Ge- 
gebenheiten können sie sich zu einer Planungsgemeinschaft zusammenschließen. 
Ein solcher Zusammenschluß bedarf der Genehmigung des Gesundheitsministers. 
Auch seitens der Grundeigentümer können Planungsvorschläge den zuständigen Be- 
hörden unterbreitet werden. Wir sehen in solchen Maßnahmen ein Anstreben der. 
gleichen Ziele, die wir in Deutschland durch den allmählichen Ausbau der Landes- 
planungsstellen verfolgen. 

Das besondere Verdienst des englischen Gesetzes ist in einer Regelung der Be- 
griffe der Eigentumsbeschränkung, Enteignung, Zwangserwerbung und Entschädi- 
gung, eines Wertzuwachses, gewisser Bauverbote und Baubeschränkungen zu suchen. 

Je dichter die Besiedlung eines Landes ist, um so notwendiger 
erweisen sich im Interesse der Allgemeinheit gewisse Einschrän- 
kungen eines unbedingten Verfügungsrechtes des einzelnen über 
sein Grundeigentum. Rücksichtnahme auf Verkehrsbelange, auf gesundheit- 
lich unbedingt notwendige Maßnahmen, auf eine gewisse Beschränkung öffentlicher 
Ausgaben für Erschließungszwecke ist Voraussetzung für eine ersprießliche Ent- 
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wicklung aller Gemeinwesen. Ein Gesetz, das diese Berücksichtigungen einschließt 
und von Enteignungsmaßnahmen gleichzeitig sparsamsten Gebrauch macht, dürfte 
am ehesten dazu angetan sein, zur Entwicklung eines gesunden Gemeinsinnes bei- 
zutragen. 

Man muß gestehen, daß das vorliegende englische Gesetz dem Eigentumsbegriff 
weitgehende Rücksichtnahme entgegenbringt. Nur im Falle der Weiterentwicklung 
der Gartenstadtbewegung werden Zwangserwerbungsmaßnahmen besonders ins Auge 
gefaßt, jedoch unter ausdrücklichem Hinweis auf eine entsprechende Entschädigung 
der Grundeigentümer, denen ein Einspruchsrecht bis zum höchsten Gerichtshof 
eingeräumt wird. 

Das englische Gesetz, das Schottland in seine Maßnahmen einbezieht, läßt sich 
keinesfalls auf deutsche Verhältnisse übertragen. Schon der Verwaltungsapparat ist 
von dem deutschen grundverschieden. Immerhin sind die Regelungen auf dem 
Gebiete der vorgenannten Eigentumsbeschränkungen für uns von großem Inter- 
esse, um so mehr, als die deutschen Verhältnisse eine endgültige Gleichschaltung 
unseres Baurechtes gebieterisch fordern. 

Unsere Ortschaften und Städte leiden an einer Zerrissenheit ihres Ausbaues, die 
nur durch unsere rasche wirtschaftliche Entwicklung einigermaßen entschuldigt 
werden kann. Nun sind wir im Begriffe, eine Umstellung unseres Wohnungs- 
wesens zu vollziehen, einen Übergang vom Etagenhaus zum Flachbau. Ein Ge- 
setz, das durch Planungs-Beschränkungsmaßnahmen der ein- 
setzenden Bodenspekulation entgegentritt, ist nichtinurserfor- 
derlich, sondern in höchstem Maße dringlich, und ein solches Ge-. 
setz kann weder seiner Bezeichnung noch seinem Inhalt nach als ausgesprochenes 
Städtebaugesetz in Frage kommen. Es muß den Charakter eines Reichsmantel- 
gesetzes tragen und unter Ausschaltung aller technischen Vorschriften und Maß- 
nahmen eine reichseinheitliche Regelung grundsätzlicher Art auf all den Gebieten 
bringen, die bisher als unumschiffbare Klippen angesehen werden mußten und 


die ich oben bereits nannte. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


„Die Achtundfünfzigste“ (Weltkonferenz) — mit dieser höhnischen Überschrift 
begrüßt die „Moskauer Rundschau“ den Beginn der Verhandlungen in London; 
siebenundfünfzig Weltkonferenzen seit Versailles — und was ist dabei herausgekom- 
men? Der Schluß liegt nahe, daß man auch von der Achtundfünfzigsten nicht viel 
erwartet. Trotzdem sind die meisten Staaten mit ihrer „ersten Garnitur‘ zum min- 


desten aus dem Bereich ihrer Wirtschaftspolitik vertreten; aber darin liegt schon 


der erste und entscheidende Geburtsfehler der Konferenz: es gibt keine „Wirt- 
schaftspolitik“ im alten Stile mehr; die Wirtschaftspolitiker können zwar Empfeh- 
lungen geben, aber diese Empfehlungen werden nicht befolgt und können gar nicht 
befolgt werden, weil sie im Gegensatz zu den politischen Selbstbehauptungs- 
wünschen vieler, wenn nicht der meisten Staaten stehen — derselben Staaten, die 
Wirtschaftspolitiker der älteren Schule noch als Sachverständige reden und raten 
lassen. So ist es kein Wunder, daß die Londoner Wirtschaftskonferenz noch 
weniger zielgerichtet, noch führungsloser erscheinen muß als andere Konferenzen 
der letzten Jahre. Weltumspannender Wirtschaftsaustausch ist immer — und völlig 
unabhängig von den Besitzformen und von den Formen der privaten oder staat- 
lichen Organisation, in denen er sich abspielt — eine Sache des Gebens und Neh- 
mens, niemals eine Sache des Nehmens oder des Gebens allein. Wo der Wille zum 
Nehmen aufhört, ist es auch mit der Fähigkeit des Gebens früher oder später zu 
Ende. Man kann nicht ausführen wollen, wenn man die Einfuhr sperrt; man kann 
nicht Zinsen verlangen, wenn man dem Schuldner die Ausfuhr sperrt. Es gibt 
einige wenige, sehr klare Grundtatsachen: gerade die aber werden höchstens theo- 
retisch anerkannt; in der Praxis geschieht das Gegenteil. Beispiele gibt es hundert- 
fach. Mancher Staat ist nur zu gern bereit, die Maschinenausfuhr nach der Sowjet- 


union zu fördern; russisches Getreide und russisches Holz dafür hereinzulassen 


— dessen weigert er sich. Die Vereinigten Staaten verlangen von Kuba die Erfüllung 
aller Verpflichtungen finanzieller Art; auf den kubanischen Zucker — das einzige 
Produkt, mit dem die Insel wirksam zahlen kann — legt man einen so hohen Ein- 
fuhrzoll, daß es für die Kubaner billiger ist, wenn sie ein Drittel ihrer Ernte ver- 
faulen lassen, als wenn sie den Versuch machen, die Zollschranken der Vereinigten 
Staaten zu überspringen. Der gleiche amerikanische Farmer, der sich freut, wenn 
er seinen eignen Zucker zu guten Preisen los wird — wenn er dann etwa Geld. an 
seinen kubanischen Hotelaktien verliert, so ist er wenig erbaut. Chile: man verlangt 
von ihm die Zahlung seiner Verbindlichkeiten, man will gerne dorthin exportieren 
— aber Kupfer und Salpeter aus Chile finden keinen Abnehmer... Es ist überall 
das gleiche. Das ‚freie Gefälle‘ des Welthandels ist zerstört durch den Weltkrieg, 


-. 
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pen Frieden, der kein Frieden war, und die anschließende Entwicklung; die poli- 
tischen Kräfte, die den wirtschaftlichen den Rang abgelaufen haben, treten nach 
außen in vielen Staaten nur getarnt auf, das staatliche Außenhandelsmonopol ist 
einstweilen erst an wenigen Stellen eingeführt; gleichzeitig mit abnehmender Wirt- 
schaftsfreiheit stellt die Technik immer schnellere Verkehrsmittel, eine immer 
stärkere Überwindung des Raumes (zu friedlichen, wie zu weniger friedlichen 
Zwecken) zur Verfügung — und dann soll eine Konferenz, deren Teilnehmer von 
den vielfältigsten Teilinteressen gebunden sind, etwas Entscheidendes vorwärts- 
bringen! Das kann sie nicht. Solange die herrschenden Staaten der Welt sich wei- 
gern, an die großen Fragen der politischen Weltorganisation: der Gleichberechtigung 
der Besiegten, der Revision der Verträge, der Militärorganisation, der wirtschaft- 
lichen Arbeitsteilung nach großen Gesichtspunkten heranzugehen, solange sehen wir 
keinen Erfolg irgendwelcher Weltkonferenzen auch nur als Hoffnung. Mit einem 
taktischen Spiel um Währungsparitäten, um Gold oder Nicht-Gold ist es nicht 
getan. Grundsätzlich freilich ist die Währungsfrage besonders wichtig, weil jede 
wirtschaftliche Operation davon abhängt, daß der Maßstab, in dem man rechnet, 
als gültig vorausgesetzt wird (man überlege sich einmal, wo die Welt technisch 
stünde, wenn Gewichts-, Längen- und Flächenmaße nicht nur von Land zu Land 
verschieden wären [was sie ja teilweise noch sind], sondern in ihrem Maßinhalt 
variabel!). Man schlachtet die Kuh, die man melken will, wenn man die Währung 
„schleifen“ läßt, um vielleicht vorübergehend Exporterleichterungen zu gewinnen. 
Englands Abgehen vom Pfund war eine Kampfmaßnahme gegen gefährliche Gold- 
und Währungsspiele der anderen (es ist gut, wenn gerade von deutscher Seite 
daran erinnert wird, daß der Angriff auf die fremde Währung eines der be- 
liebtesten Mittel französischer Staatskunst gewesen ist; heute will man in Paris 
davon nichts wissen und tritt als getreuer Schirmherr der stabilen Währungen auf, 
die auf keine Weise in die Gefahr politischen und wirtschaftlichen Experimen- 
tierens gebracht werden dürften); aus der Abwehrmaßnahme von damals ist ein 
Dauerzustand geworden, an dem schon große Teile der englischen Wirtschaft 
Gefallen gefunden hatten — bis die Freude durch die japanische und die ameri- 
kanische Nachfolge wieder erheblich verringert wurde. Es geht mit den Währungs- 
experimenten wie mit vielen anderen: der erste, der sie macht, hat für einen kurzen 
Zeitraum einen gewissen Vorteil; folgen die anderen nach — und sie sind meist 
dazu gezwungen —, dann gibt es nur mehr einen allgemeinen Schaden, der auch 
für den ersten den Anfangsvorteil wieder aufhebt. Daß Dollar und Pfund wieder 
stabilisiert werden müssen — darüber besteht kein Zweifel. Es fragt sich nur, welche 
Erfahrungen vorher gemacht werden müssen, bis die Stimmung sowohl in England 
wie in den Vereinigten Staaten dafür reif ist. Am Beispiel der ‘Vereinigten Staaten 
läßt sich zeigen, daß man Erfahrungen anderer Völker selten nützt: das Wohl- 
gefühl, das sich in den ersten Stadien einer Inflation ergibt, wird nach Dauer und 
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Wirkung erheblich und betrüblich mißverstanden. Die innere Unsicherheit der 
Führung ist in Washington groß; sie strahlt in empfindlichster Weise nach London 
herüber. 

So zerflattert die Londoner Konferenz, kaum daß sie begonnen hat; es sieht aus, 
als ob man wieder einmal nur Einzelergebnisse zu registrieren hätte (die freilich, 
wie z. B. eine mögliche russisch-englische Verständigung über den jüngsten Streit, 
nicht unterschätzt werden sollen). Die großen Fragen werden nicht gelöst, sie wer- 
den nur vertagt werden — und dann kann das alte Spiel von vorn beginnen. 
Wie in London, so in Genf. Teilnehmer an der Abrüstungskonferenz zu sein: das ist 
heute schon ein Lebensberuf. Und selbst für den Fall, daß die Abrüstungskonferenz 
einmal zu einem formalen Abschluß ihrer Beratungen käme — dann ist im „Vier- 
mächtepakt“ für eine neue Basis der Verhandlungen gesorgt. 

Der Abschluß des Viermächtepakts ist ein bemerkenswertes Ereignis der euro- 
päischen Politik. Er kam zustande aus dem Wunsch des Entgegenkommens gegen- 
über einem (wie sich nachträglich herausstellt) nicht oder nicht genügend vorhande- 
nen amerikanischen Bedürfnis, sich an der europäischen Stabilisierung zu beteiligen 
— und durch die bekannte Energie ‘des italienischen Ministerpräsidenten. Der 
Wortlaut des Paktes ist ein diplomatisches Meisterstück insofern, als er sachlich 
genug sein mußte, um überhaupt etwas auszusagen, und dehnbar genug, um eine 
sehr verschiedenartige Interpretation zu erlauben. Die Ziele, die man mit dem 
Viererpakt in Rom und in Paris verbindet, sind einigermaßen entgegengesetzt; es 
sind die alten einander widerstreitenden Ziele der französischen und der italie- 
nischen Politik: Stabilisierung des europäischen Systems der Gegenwart auf der 
einen Seite, Lockerung und Umgestaltung auf der anderen Seite. 

Ein Vertrag, der England, Frankreich, Deutschland und Italien zu besonderer 
und bevorzugter Beratung aller Probleme der großen europäischen Politik vereint, 
kann sehr verschieden angewandt werden. Er kann zunächst dazu dienen, die Basis 
für neue Verhandlungen zu bieten, wenn bestehende Konferenzen am Ende ihres 
Lateins angelangt sind. Er kann darüber hinaus zu geeigneten Zeitpunkten dem‘ 
Interesse der einzelnen Mächte dienstbar gemacht werden. Für Italien ist es vorteil- 
haft, in einem Kreis beraten zu können, in dem Freunde und Gegner der Vertrags- 
revision der Stimmenzahl nach anders verteilt sind als im Völkerbundsrat und in der 
Völkerbundsversammlung. Frankreich ist jede neue Garantie der bestehenden Gren- 
zen erwünscht. England ist an jeder Vereinbarung freundlich beteiligt, in der ihm | 
selbst die Rolle des Vermittlers mit einiger Bewegungsfreiheit vorbehalten bleibt. 
Der Kampf zwischen Frankreich und Italien ging nun hauptsächlich um zwei’ 
Punkte: um das Prinzip der Ausschließlichkeit der Großmächte, d. h. praktisch um 
die Ausschaltung Polens und der Kleinen Entente aus dem Vertragstext; um das 
größere oder geringere Maß der Bindung des Viermächtepakts an die Friedens- 
verträge, die Völkerbundssatzung, Locarno und Kellogg-Pakt. Die Einigung bedeutet 
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ein Kompromiß: Frankreich hat sich damit einverstanden erklärt, daß es ohne seine 
kleinen Verbündeten den neuen Vertrag eingeht (wobei die Kleine Entente und 
Polen in sehr verschiedener Weise sich verhalten haben: in Prag hat man sich 
öffentlich mit den von Frankreich geschaffenen Garantien zufrieden erklärt; in 
Warschau hat man offiziell geschwiegen, inoffiziell um so deutlicher gezeigt, daß 
man unzufrieden ist). Auf der anderen Seite hat Frankreich eine enge Bindung 
- des Textes vor allem an die berühmten Paragraphen ı6 und 19 der Völkerbunds- 
satzung erreicht, die als Schlingen gegenüber allzu energischen Bewegungen revi- 
sionsfreudiger Mächte gedacht sind und bisher leider durchaus in dem gewünsch- 
ten Sinne gewirkt haben. Soviel zum Grundsätzlichen des Viermächtepakts. Seine 
erste praktische Bedeutung wird darin liegen, daß er die Verhandlungsgrundlage 
bilden wird, wenn die Abrüstungskonferenz endgültig gescheitert ist. 

Neben den internationalen Konferenzen in:London und Genf, über die sehr viel 
berichtet wird, steht eine andere internationale Konferenz, über die sehr viel weniger 
berichtet worden ist und die doch — ein seltenes Ereignis! — mit einem positiven 
Ergebnis abgeschlossen hat. Allerdings wurde auch das erst erreicht, nachdem die 
Mehrzahl der Delegierten bereits auf gepackten Koffern saß. Es ist dies die Euro- 
päische Wellenkonferenz in Luzern. Deren Aufgabe war, die Überfüllung des euro- 
päischen Luftraumes mit konkurrierenden Radiowellen durch ein friedliches Über- 
einkommen zu beseitigeri. In den Kinderjahren des Rundfunks hatte man ohne viel 
Überlegung neue Stationen eingerichtet und in den einzelnen Ländern wenig 
Rücksicht aufeinander genommen. Infolgedessen lagen die Stationen mit ihren 
Wellen zu dicht aneinander, Störungen waren häufig; man kam schon früh zu der 
Einsicht, daß eine Einigung über die Verteilung der Wellen international nötig sei. 
Man hat auch schon früh gewisse Übereinkünfte erzielt. Immer wieder aber kamen 
Vorstöße, bald hier, bald dort; es begann schon innerhalb Europas ein wahrer 
Wettkampf der Wellen, die Sender wurden verstärkt und vermehrt, jedes Land 
suchte seine Nachbarn zu überschreien. Das war schon der Zustand im kleineren 
Europa; östlich aber grenzt an Europa die Sowjetunion, und diese hatte sich grund- 
sätzlich an keiner europäischen Wellenkonferenz beteiligt; die russischen Sender 
kümmerten sich nicht um die Wellen des übrigen Europa und funkten rücksichts- 
los dazwischen. Sie griffen dabei nicht nur in den Wellenbereich des Unterhaltungs- 
funks hinein, sondern auch in den Teil des Wellenbandes, der aus durchaus be- 
rechtigten Gründen der Sicherheit dem Seeverkehr vorbehalten ist. Am Seeverkehr 
hat Rußland ein verhältnismäßig geringes Interesse — im Gegensatz zu den west- 
europäischen Staaten, vor allem England. Die Hauptaufgabe der Luzerner Konfe- 
renz also war, die Russen an den Verhandlungstisch zu bringen. Das ist gelungen; 
die Russen haben sich an dem neuen europäischen Wellenplan beteiligt; Europa 
im Sinne des Rundfunks reicht also nunmehr bis zum 4o. Grad östlicher Länge und 
zum 30. Grad nördlicher Breite, also bis zur Linie Archangelsk—Moskau—Rostow 
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im Osten und bis Kairo und zum Sahararand im Süden. Einige kleinere europäische 
Staaten haben sich freilich von dem allgemeinen europäischen Funkfrieden aus- 
geschlossen, weil sie mehr als die eine Welle beanspruchten, die ihnen zugewiesen 
wurde, oder weil sie mit deren Länge und Nachbarschaft nicht zufrieden waren. 
Die Einigung im Funkbereich beruht auf der Erkenntnis, daß. allerdings die 
strenge Behauptung der staatlichen Souveränität auf einem Gebiet von derartiger 
Schnelligkeit der Raumüberwindung, konsequent durchgeführt, zur Zerstörung des 
Funkwesens führen muß. Wenn jeder Staat das Recht hat, auf jeder Welle zu 
funken, dann versteht man überhaupt nichts mehr. Deshalb die Notwendigkeit einer 
Einigung, die nichtsdestoweniger, nachdem sie erfolgt ist, begrüßt werden muß — 
weil im Leben des einzelnen wie der Völker und Staaten das Nötige keineswegs 
immer geschieht. Es ist seltsam genug, wenn zur selben Zeit, wo der europäische 
Wellenplan fertiggestellt wird, die Freiheit des Empfangs beseitigt wird. In der 
Tschechoslowakei z. B. wird man bestraft, wenn man die Reden reichsdeutscher 
Persönlichkeiten aus der Luft in den Lautsprecher einfängt. Die deutsche Stimme 
soll über Böhmen stumm bleiben; die Tschechoslowakei schließt sich damit an die 
russischen Methoden der Funkbehandlung an. In der Sowjetunion werden aus 
politischen Gründen Empfangsapparate für Fernempfang nicht ausgegeben. Der 
durchschnittliche russische Hörer kann nur die offizielle Sowjetmeinung im Rund- 
funk hören. Er darf nichts wissen, was sonst gesendet wird. Das hindert den 
Sowjetstaat nicht, von der Rundfunkfreiheit der übrigen Welt intensiven Gebrauch 
dadurch zu machen, daß in den verschiedensten Sprachen revolutionäre Propaganda 
über die Welt verbreitet wird. Darin liegt ein ernsthaftes Problem. Rundfunkwellen 
sind nicht an staatliche Grenzen gebunden, sie können im höchsten Maße sowohl 
dem Völkerfrieden wie dem Völkerunfrieden dienstbar gemacht werden. So un- 
angenehm der Rundfunk sein kann, wenn er einer politischen Macht von außen her 
als Träger einer fremden Propaganda entgegentritt, so angenehm ist er, wenn er 
aktiv als Mittel der Propaganda gebraucht werden kann. Bei dem gegenwärtigen 
Zustand der technischen Entwicklung, die schwerlich zurückgeschraubt werden kann 
auf den Punkt, wo nur der Ortssender empfangen werden konnte, werden sich alle 
Staaten der Welt bewußt sein müssen, daß die politische Nutzung des Rundfunks 
in der Außenpropaganda eine passive und eine aktive Seite hat, welche sorgsam auf- 
einander abgestimmt werden müssen. Ähnliches gilt, freilich längst nicht so kraß, 
von der Presse. Versucht man (wie es in jüngster Zeit zum Beispiel von Seiten 
der Tschechoslowakei gegenüber dem Deutschen Reich geschehen ist) eine Grenz- 
wand gegen die gesamte öffentliche Meinung anderer Länder zu errichten, so führt 
das zur Selbstisolierung und dadurch früher oder später zu dem Schaden, der dann 
erwächst, wenn ein Volk seine Nachbarn auch in dem begrenzten Umfange nicht mehr 
kennt und versteht, in dem solches Kennen auch zwischen benachbarten, ja sogar zwi- 
schen stammverwandten Völkern (wie etwa Engländern und Amerikanern) möglich ist. 
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Nach diesen allgemeinen und grundsätzlichen Betrachtungen über ein für die 
Dauergestaltung des geopolitischen Weltbildes in Europa sehr wesentliches Thema 
noch einige Einzeltatsachen aus dem Bereich der atlantischen Welt. Aus dem Sowjet- 
bereich genaue Zahlen zu bekommen, ist schwierig nicht nur für den Ausländer. 
Wenn in so hohem Maß wie in der Sowjetunion — in noch höherem Maß, als es 
jede, auch die objektivste Statistik erfordert — Ziffern frisiert werden, dann kommt 
es leicht vor, daß in einem bürokratischen Aufbau auch solche Ämter, die unfrisierte 
Zahlen haben müßten, nicht mehr wissen, wie weit sie sich auf statistische Quellen 
verlassen können. Daher die große Unsicherheit, die über Wirtschaftszahlen der 
Sowjets besteht, und die Scheu, die jeder gewissenhafte Berichterstatter haben muß, 
solche Zahlen zu benutzen. Sie sind immer nur teilweise richtig. Aber gewisse An- 
haltspunkte geben sie doch. Und so entnehmen wir einem Aufsatz von K. Nixdorff 
aus der „Moskauer Rundschau“ vom 25. Juni folgende Zahlen über die soziale Um- 
schichtung der russischen Bevölkerung im Gefolge des Fünfjahresplanes von 1928 
bis ı931. Danach waren aus einer Gesamtbevölkerung von jeweils 150,6 und 
160,6 Millionen 

m Jahre 
1928 1931 


Arbeiter und Angestellte ...........c..... 11,6 18.5 Millionen 
JXOlChoSbDauern a ee na oe stein e wine 2,0 59,6 m 
EiInZelBauernen se anein oe oc abekepiekereleler sin leiden 110,0 50,0 er 


Die Liquidation des russischen Bauerntums in nüchternen Zahlen! Bemerkenswert 
sind im übrigen auch die Schichten, die in dieser Zusammenstellung nicht ent- 
halten sind... 

Aus dem mitteleuropäischen Bereich sei der Besuch des ungarischen Minister- 
präsidenten Gömbös in Berlin erwähnt — verbunden mit einer unzweideutigen Ab- 
sage an den ungarischen Legitimismus ein erfreulicher Beweis dafür, daß fran- 
zösische und italienische Ausrichtung den Donauraum nicht völlig unterworfen haben. 
Gömbös’ Besuch kam nicht aus heiterem Himmel nach Berlin. Er war ein Ergebnis 
außenpolitischer Arbeit, die vielleicht gerade deswegen erfolgreich war, weil sie 
still war. 

In Spanien hat eine fünftägige Regierungskrise zur Neubildung der Regierung 
Azafıa geführt. Der Versuch des Präsidenten, das Steuer langsam nach rechts zu 
drehen, ist damit mißlungen. Die Entkirchlichung des spanischen Lebens schreitet 
mit schnellen Schritten vorwärts; es muß sich zeigen, ob Staat und Kirche aus den 
Vorgängen früherer Jahrzehnte und Jahrhunderte in anderen romanischen Ländern 
etwas gelernt haben. Die spanische Entwicklung kommt ein Menschenalter nach der 
französischen und berührt sich mit dem Kirchenkampf in Mexiko, wie er anderen 
gleichartigen Kämpfen in lateinamerikanischen Staaten vorausgeht. 

An südamerikanischen Einzeltatsachen seien kurz gestreift: eine sich langsam an- 
bahnende Besserung des chilenischen Wirtschaftslebens, verbunden mit einer poli- 
tischen Beruhigung; die vorläufige Einstellung des Konflikts zwischen Kolumbien 
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und Peru im oberen Amazonasgebiet; steigende innerpolitische Spannung in Kuba, 
wo revolutionäre Explosionen ebenso denkbar sind wie der dann folgende „Zwang“ 
für die Vereinigten Staaten, nordamerikanisches Leben und Eigentum zu schützen; 
die Errichtung einer japanisch-brasilianischen Handelskammer in Säo Paulo, welche 
die Stärkung des wirtschaftlichen Austausches zwischen Brasilien und Japan zum 
Ziele hat und je nach dem Standpunkt als Zeugnis kühnen Unternehmungsgeistes 
oder als Warnungssignal für andere Mächte gewertet wird; endlich eine Annäherung 
zwischen den ‘Vereinigten Staaten und Mexiko in wirtschaftlichen Fragen, die aus- 
geht von dem gemeinsamen Interesse an der Stabilität des Silberkurses. In den Ver- 
einigten Staaten selbst zeichnet sich ein hohes Maß von innerer Unsicherheit der 
gesamten Staatsführung ab. Die sozialen Krisenerscheinungen, vor allem in den 
Farmerstaaten, haben stellenweise recht bedrohlichen Charakter angenommen; die 
Autorität der politischen wie der wirtschaftlichen Führung (Untersuchung gegen 
Morgan!) ist stark erschüttert. Isolierende Kräfte haben stark an Boden gewonnen. 
Die Rückwirkung zeigt sich in der Gespaltenheit der amerikanischen Delegation 
auf der Londoner Konferenz. Sie eröffnet die schlechtesten Aussichten für deren 
Zukunft. 


KArL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Der chinesisch-japanische Waffenstillstand — ein Kraftausgleich beider Mächte 
im Raum zwischen der chinesischen Mauer und den Bahnen von Tientsin über 
Kalgan in ihrem mandschurischen Streit — ist eine ungeheure Nieder- 
lage aller übervölkischen Einrichtungen zum angeblichen Schutze des Friedens und 
der Schwachen und Wehrlosen. Er ist zugleich ein Beweis der Überlegenheit faschi- 
stischer Lebensformen über loser gebündelte Räume, Reiche und Völker — mögen 
sie nun Jung-China oder SSSR. (Sowjetbünde) oder USA. oder British Empire 


oder Commonwealth über ihre Firma schreiben. Er ist alles eher als ermutigend für h 


solche Menschen — besten Willens voll —, die ihren Glauben auf eine baldige 
Überwindung der Gewalt durch die Macht des Rechtes gesetzt haben; es sei denn, 
daß hinter dessen Buchstaben, auch den ungerechten, die nötige Macht stehe. 

Trotz der Niederlage, die zugleich das bisherige jungchinesische Staatssystem und 


seine internationalen Verankerungsversuche bloßstellt — namentlich von Eugen 


Chen über Indien, USA. (Th. Peoples Tribune, Shanghai, V. 33) und panasia- 
tische Vorschläge neu zu beleben versucht —, klafft die grundsätzliche Spaltung 
in der Staatskulturauffassung zwischen Internationalismus und Nationalismus als 
primäre Grundlage vielleicht nirgends schärfer, als augenblicklich zwischen China 
und Japan. Dabei können freilich von der chinesischen Volksmasse mit ihren 


4180 Millionen, die etwa 37 der Mandschurei mit Jehol bereits als abgezweigt an- | 


gr 
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gesehen werden, so daß rund 130 gegen 40 stehen. Auch die kontinentalen Riesen- 
räume des sogenannten wilden Westens Chinas (Sinkiang-Aufstand) sind in be- 
denklicher Bewegung, die auf Losreißung und Hineintriften in den Sowjetbereich 
hinauslaufen könnte, wie bei der Außenmongolei. (Peoplis Tribune, 16. 5. 33.) 


Diese Abzweigung geht von einem Reich mit etwa 92 Millionen unmittelbarer 


Zugehörigkeit aus, von denen nur 65 als Träger des Reichswillens — und diese 
weitgehend bevormundet — angesehen werden können. 


Daß einer achtfachen Überlegenheit das Gesetz von einer solchen Minderzahl 
überhaupt auferlegt werden konnte, beweist, daß die Minderheit den Zeitpunkt des 
Vorgehens ausgezeichnet wählte, aber doch vor allem, daß die Mehrheit nur etwa 
ein Achtel des politischen Auftriebs und Machtwillens ihrer Gegner besaß. 

Letzte geopolitische Gründe dieses Willensunterschiedes werden uns klar, wenn 
wir etwa die Rede des bedeutenden chinesischen Finanzministers Dr. T. V. Sung 
(Schwager von Chiang-Kai-Check, wirtschaftliche Seele der Kuo-Min-Tang- 
Regierung von Nanking) vor der Weltwirtschaftskonferenz prüfend mit ähnlichen 
japanischen Äußerungen zur gleichen Frage vergleichen („Times“, 16. 3. 33, S. 9) 
und des in Berlin wohlbekannten Generals J. Matsui Aufsatz (a. d. „Gaiko Jiho“, 
engl. i. „Iranspacific v. ıı. 5. 1933, S. 6). 

Wir halten damit geopolitische Auffassungen leitender, ihrer Verantwortung be- 
wußter Staatsmänner beider führenden Völker Ostasiens, etwa aus der gleichen Zeit 
über dasselbe Thema. Wie grundlegend ist aber der Unterschied! Sung betont den 
Gegensatz des Mangels, der Unterentwicklung und fehlenden Kaufkraft in China zu 
Überproduktion, Fülle und Marktübersättigung in andern Ländern und leitet daraus 
seine unerschütterliche Überzeugung von der Verwerflichkeit aller Isolierung her, 
die wir doch in Wirklichkeit weltüber am Werk sehen. Dann vergleicht er die 
Raumgliederung und Verkehrserschließung der ungefähr gleich raumweiten USA. 
mit der chinesischen: 275000 miles Eisenbahn gegen 7000; 300000 miles Motor- 
straßen gegen 20000; 2600 Goldmark Handelswert auf den Kopf gegen 7 und ähn- 
liche Kontraste, die nach seiner Meinung zur Entwicklung Chinas durch fremdes 
Kapital und zur Investierung einladen sollten — nur daß es eben am Sicherheits- 
faktor fehlt. Dann führt Sung mit Recht und Stolz die Leistung der Wiederher- 
stellung der Yangtsedämme ins Treffen, die ı93r der Hochflut Einlaß auf den 
Grundbesitz von 43 Millionen Menschen gewährten und bereits 1932 wieder in einer 
Ausdehnung von rund 8000 Kilometer stark genug waren, um eine Rekordernte in 
derselben strombefruchteten Landschaft völlig zu schützen. (Neue Flutgefahr wird 
für ı933 befürchtet.) 

Vom Ruf ‚‚Asien für die Asiaten‘ aber sagt er ablehnend: ‚Die Monroelehre 
für Asien und ähnliche Schlagworte sind befremdlich für unsere Auffassung von 
internationalem Geschäftsverkehr, und wir haben nicht die Absicht, ihnen zu £fol- 
gen.“ „Wir verwerfen nationale oder regionale Isolierung.“ „Wir hoffen, die Ver- 
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brauchskraft und die Lebenshaltung, die Wirtschaftsentwicklung und die Ausbeu- 
tung unsrer Rohstoffe durch Methoden zu fördern, die internationales Zusammen- 
wirken (cooperation) steigern und davon Gewinn zu ziehen. Wir heißen fremdes 
Kapital und fremde Geschicklichkeit willkommen. Wir bestreben uns, eine Zoll- 
und Steuerpolitik aufrechtzuerhalten, die das Eindringen fremder Güter nicht er- 
schwert.“ Die Praxis freilich handelt vielfach anders; besonders begreiflich ist am 
Schluß der Rede des chinesischen Finanzministers der Aufschrei: „Wir müßten 
wahrlich ohne jedes Wirklichkeitsgefühl sein, wenn wir uns einbilden sollten, 
irgendein hier erreichbarer Erfolg könne dauern, wenn wir nicht auch eine be- 
friedigende Lösung für das Problem der Abrüstung, Entwaffnung und Sicherheit 
fänden.“ 

Wie ganz anders las man es bei General Matsui: 

„Der Mandschureistreit ... hat sich vor allem als Werkzeug zur Bloßstellung 
der Grundfehler des Völkerbundes erwiesen.‘ — „Alle die Pakte sind das Erzeugnis 
einer europäischen Geisteshaltung (mentality), nur gemacht für die Rassenpsycho- 
logie der europäischen Völker (aller??); es war unmöglich und unvernünftig, zu 
erwarten, daß sie sich auf rassenfremde Völker und Kulturen in anderer sozialer 
Umwelt und Seelenstimmung würden anwenden lassen.“ „Asiaten müssen in ihren 
eigenen Kulturgewändern bleiben.“ 

„Der Grundzug der Weltpolitik geht auf die Schaffung von Großblöcken aus 
mehreren Ländern mit jeder Möglichkeit des Wettbewerbs zwischen den Groß- 
blöcken, Großräumen. Großbritannien bildet nur einen der sichtbarsten, ein volles 
Siebentel der 56 Völkerbundstimmen umfassend, einen Völkerbund innerhalb des 
Völkerbundes. Frankreich hat eine Gefolgschaft aus Polen und Kleiner Entente mit 
Tschechoslowakei, Südslawien und Rumänien, und kann auf diese Weise den 
Völkerbund unter Druck setzen. Ebenso sind USA. als kontrollierende Macht ganz 
Amerikas und die Sowjetbünde politische und wirtschaftliche Einheiten. In Asien 
nun bilden Japan und China solche Einheiten, aber das Unglück ist, daß sie nicht 
zusammen arbeiten, im Völkerbund nie im Einklang gehandelt haben; und daher 
kommt das Unheil der Verschleppung ihres Streites vor dieses Forum.“ 

„Das Problem aber hätte zur Lösung durch die beiden streitenden Teile unter 
sich gedrängt und zur Bildung eines ostasiatischen Blocks nach seiner Entschei- 
dung, statt zur Entfremdung der beiden asiatischen Großvölker.‘“ ‚Asien muß seine 
Probleme allein lösen; das ist ein unerschütterliches Faktum!‘“ (Wie ganz anders 
betrachtet es Japan, als China vorher!) — Dann kommt bei Matsui eine wahre 
Fundgrube fernöstlicher geopolitischer Leitsätze, die wir unmöglich erschöpfen kön- 
nen. Nur noch ein paar Proben: „Es gibt nur zwei Wege, Asien für die Asiaten zu 
sichern: einen durch pflegliche Steigerung des Gegensatzes zu Europa und Amerika, 
um Asien in diesem Zeichen zu verfestigen, und den andern: den Weltfrieden durch 
enge Zusammenarbeit mit Europa und Amerika zu versteifen.“ 
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„Nun kann aber ein Verband schwacher Nationen, so viele ihrer sein mögen, nie- 
mals hoffen, einen ernsthaften Kampf gegen eine große, starke Volkheit zu be- 
stehen.“ (Quintessenz der japanischen Erfahrung von 1931 bis 1933.) „Jeder 
solche Versuch würde zu schwere Lasten auf Japans Schultern legen.“ „Man kann 
ja auf diese Sorte Asiatenbund hoffen, aber noch ist dafür nicht die Zeit.“ — 
„Sowjetrußland hat zu einer ähnlichen Sorte Verband aufgerufen; mit seinem 
Schlagwort der Emanzipation der Rassen Asiens; aber das ist nur ein Mittel zur 
Überwältigung der kapitalistischen Staaten durch Bolschewisierung Asiens. Die Ein- 
heit Asiens muß ganz anderer Art sein und durch Kooperation mit andern Groß- 
blöcken in andern Weltteilen wirksam werden.‘ Man sieht: die kleineren staatlichen 
Bruchstücke, die ‚Fragments“, zählen für solche Betrachtung schon überhaupt nicht 
mehr! Nur „eine von Frankreich geführte zentraleuropäische Gruppe“ läßt Matsui 
gelten, ganz unsentimental, wie er ist! 


„Der chinesisch-japanische Streit ist ein Gipfel schmachvoller Selbstvergessenheit 


der Asiaten.‘ — ‚„Selbstverständlich müßten in einen solchen Asienbund nicht nur 
die unabhängigen asiatischen Räume einbezogen werden.“ (Indien! — beiderseits, 


von Eugen Chen für China, von vielen Japanern für Japan umworben, in schnel- 
ler Erfüllung der Vorhersagen von Dr. Das in „Indien in der Weltpolitik“, vgl. 
„Geopolitik“, Heft 12/32, S. 763/64. 

Schließlich münden Matsuis Vorschläge in ein großzügiges Kooperationspro- 
gramm zwischen China und Japan, freilich unter japanischer Führung. 


"Wir haben dieser Auseinandersetzung des japanischen Faschismus über 
seine Vorstellung von der Form künftigen Zusammenarbeitens mit der Welt, und 
der bald kosmopolitisch, bald nationalistisch schillernden Nachfolger Sun Yat 
Sens mit ihr deshalb soviel Raum gegeben, weil sie uns kennzeichnend für zwei 
große Grundrichtungen geopolitischer Weiterentwicklung überhaupt scheinen — 
mindestens im indopazifischen Kraftfeld: 

Die eine geht von höchstmöglicher Durchgestaltung eigenwertiger, selbständiger, 
kräftiger Teilräume und Volkheiten aus, die erst dann, wenn sie das Höchste an 
Eigenwuchs, auch im Raume, erreicht haben, mit ihrem Originalbeitrag zum Ganzen 
streben wollen. 


Die andre faßt als Hauptziel die Herstellung eines Völker- und Länderbreis mit 
verwischbaren und verwischten Grenzen ins Auge, der dann wieder in willkürlich 
geballten Teilräumen und Rassen- wie Volksgemischen zum erneuten Aufgehen ge- 
bracht werden soll. Die Mittel dafür bewegen sich in den verschiedensten Breiten: 
von hochkapitalistischen und rein manchesterlichen bis zu marxistischen, mensche- 
und bolschewikischen; nur scheinen uns die vorgeschlagenen Backpulverrezepte, 
meist rein materialistischer Art, vielfach mehr aufgewärmtes Altpapier als lebens- 


kräftige Keime zu enthalten. 
28 
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Dem ersten Weg hat sich im indopazifischen Bereich entschlossen J a - 
pan verschrieben; den zweiten verkündet die Kuo-Min-Tang-Regierung, 
wenn auch vielleicht mit dem Hintergedanken: wenn wir euch erst auf dem Majo- 
ritätsprinzip haben, sorgen wir schon für das Gewicht unsrer 500 Millionen; wenn 
wir das fremde Kapital erst herein haben, mag es sehen, wie es wieder hinaus- 
kommt, wofür ja Beispiele genug vorliegen; und wenn wir den Fremden ihren 
„Skill“ abgesehen haben, werden sie schnell wieder draußen liegen, wofür es auch 
naheliegende Muster gibt, die ja auch Indien schon ins Auge faßt. 

Warnen könnte die Fremden vor allzu großer Vertrauensseligkeit — von der die 
Welt ohnehin heute nicht voll ist — das furchtbare Bild innerer Zerfahrenheit in 
China, das z.B. „Far Eastern Review“ aufrollt und kartographisch belegt 
(„Red scourge in China“, Bd. XXIX, Nr. 4, S. 145—147)- 

Einige bisher unbestrittene Zahlen aus dem Nankinger Bericht General Ho 
Ying-chins: Vom Juni 1928 bis Mai 1931 sind über 260000 Andersdenkende 
von den Kommunisten umgebracht, 220000 Häuser verbrannt und für 940 Millio- 
nen Goldmark Werte vernichtet worden, 1,5 Millionen Menschen aus ihrem Besitz 
geflohen. In Honan, wo angeblich die Ordnung eine Weile durch Chiang-Kai- 
Checks Feldzug wiederhergestellt war, wird die Zahl der toten oder landflüchtigen 
Opfer des Kommunismus auf 3 Millionen geschätzt. 

Die Zentralkräfte der kommunistischen Organisation werden beiderseits des 
Yangtse auf nicht mehr als 140000 Köpfe, aber wirkliche Köpfe, angeschlagen, 
denen Fliegende Kolonnen und Rotgarden unterstehen, die Führer meist noch von 
Russen (Galen) herangebildet. Auf Grund aller seiner Informationen zeichnet O. M. 
Green eine Chinakarte, deren rote Schatten über vier Fünftel von Kiangsi, zwei 
Drittel von Hunan, Hupe, Fukien, ein Drittel von Kwangsi (West), von Kwangtung 
(Nord) umfassen und nach Szechuan, Kweichow, Anhwei und Honan reichen, 
Herde auch in Kiangsu und Chekiang nachweisen. Er bestätigt die schon einmal von 
uns gebrachten Angaben, daß es sich um Lähmung oder Neugestaltung von fast 
ı Million Quadratkilometer, z. T. besten Bodens, und go Millionen Menschen han- 
delt, also Umfang und Volkszahlen von mitteleuropäischen Ausmaßen. 

Neben diesem soziopolitischen Ringen um Raum geht das ethnopoli- 
tische stiller, aber noch unaufhaltsamer rund um den Pazifik einher. Es wird 
uns etwa aus den sorgfältig ausgewerteten Zahlen der letzten kanadischen Zäh- 
lung (VI. 1931) klar. Ein Alarmruf aus Ottawa (Times, ı6. VI. 33, S. ı3) zeigt‘ 
dem Briten das Sinken britischen Blutanteils von 57,3% (1901) auf 54,08% (igır) 
— nach einem Anschwellen auf 55,40% (rgaı1) — (Kriegsauftrieb!) herab zu 
51,86% — eine recht knappe Mehrheit. Der französische Blutanteil umfaßte 1931 
2928000, der deutsche 47/000, dann folgten an fremdstämmigen 225 000 Ukrainer, 
157000 Juden, 146000 Polen, dann erst 123000 Indianer, mit weitem Abstand 
16519 Chinesen und 23342 Japaner, im ganzen 84458 Fernostasiaten. Aber die 
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Japaner wuchsen im letzten Jahrzehnt um 50 %, der französische Anteil um rund 
20%, der britische um rund 10,5% — bei einem Stand von 53/1000 unter 
10377000 (1931). Ein Vitalitätssignal im Nordpazifik! 

Zwischenvölkische Bestrebungen machen sich im kleinen Stil auch in Indien 
bei den zwei augenblicklich akuten Länderfragen geltend: in Alwar und der Neu- 
bildung von Orissa, wo es immerhin bei der Abgrenzung gegen Madras um die 
Zuteilung von 1750000 Menschen geht, wobei die Uryas den Ganyam-Distrikt (im 
Süden) zugunsten Orissas erweitern wollen, die Andhra-Organisationen Berhampur 
und sein Küstenland bei Madras belassen möchten. Beide Parteien führen histo- 
rische, soziale und wirtschaftliche Gründe ins Treffen und brauchen höchst modern 
Geopolitik als Kampfmittel. 

Andrer, noch heiklerer Art ist das wiederholt gezeigte Alwar-Problem, bei 
dem nun der Herrscher außer Landes weichen mußte, während anglo-indische 
Funktionäre sein Land ‚wieder in Ordnung bringen“, d.h. einer turbulenten 
Islamminderheit zum Durchtrotzen gegenüber einer überwiegenden Hindumehr- 
heit verhelfen, was der Radja verhindern wollte. Das dringt als Wahrheitshinter- 
grund selbst durch die Darstellung der „Lesson of Alwar“ in d. „Times of In- 
dia“ v. 23. 5. 33. „S. Hoheit hat bei den letzten Wirren langsamer begriffen, wie 
der Strom des Geschehens lief, als die, welche darüber wachten.“ Das heißt, er ver- 
mochte dem „Wigelwagel“ gegenwärtiger Macdonaldscher Indienpolitik nicht ela- 
stisch genug zu folgen, was auch sehr wackere, konservative Mitglieder des indi- 
schen Beamtenkörpers oft nicht können. Darum wurde er als Sündenbock in die 
Wüste geschickt. Aber das begegnet oft den Charakterfesten von charakterschwä- 
cheren Händen; und wenn es geschieht, ist es immer ein bemerkenswertes Zeichen 
der Zeit und von unsicherer Herrschaft (Lost dominion!). Die Rolle der indischen 
Regierung zwischen den Fürsten und ihren Fürstenstaaten ist oft nicht beneidens- 
wert: die Tatsache aber hier, daß man einem Islamdruck von außen in der ge- 
rechten Sache eines kleinen Fürsten nachgab und diesen opferte, statt den Islam- 
hetzern den Herrn zu zeigen. „Eine Sektion Punjabfarmer kam ihren Glaubens- 
genossen in Alwar bei direkter Aktion gegen die Regierung zu Hilfe.“ Merkwür- 
dige Freizügigkeit! Mit welchem Recht steckt man dann von England aus seine 
Nase hinein, wenn Ähnliches innerhalb seelenverwandter volkspolitischer Struktur 
in Mitteleuropa geschieht? 

Nach anglo-indischer Reichslogik müßte man Herrn Dollfuß außer Landes 
schicken! 

„Kehrt erst zu Hause vor der eigenen Tür“, könnte man mit Recht, an die Vor- 
gänge in Alwar anknüpfend, reichsbritischen Konservativen und Liberalen sagen, 
„ehe ihr euer Licht in Mitteleuropa ungebeten leuchten laßt.“ 

Ausgezeichnete Hilfsmittel zur wirtschaftlichen Überschau indopazifischer 
Gebiete haben in jüngster Zeit geschaffen: Professor Eijiro Honjo-Kyoto mit 
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einer „Bibliographie zur Japanischen Wirtschaftsgeschichte in europäischen Spra- 
chen von 1796—1931“, soweit sie dem hervorragenden Forscher über die letzten 
200 Jahre japanischer Wirtschaftsgeschichte bemerkenswert schien (Kyoto, Japan 
1933 — in englischer Sprache); eine Übersicht, die jedes Wirtschaftsinstitut haben 
müßte, die auf der Linie neuerer Arbeiten von Inouye, Rosinski, Schepers, auch 
der vorzüglichen fortlaufenden literarischen Beobachtungen und Verzeichnisse von 
Dr. Hans Praesent liegt (u. a. „Ostasiatische Rundschau“). 

Weiterhin Prof. Dr. Benoy Kumar Sarkar mit den Aufsätzen: „Economic 
and Social Developments in Modern India“ (Journal of the Bengal Nat. Chamber of 
Commerce, März 1932); „Economic Planning for Bengal“ (Insurance and Fin. 
Review, Calcutta, März ı933; „The Pursuit of science & scientific Research in 
Modern Bengal‘“ (India and the World, Nov. u. Dez. 1932). Die Gestaltung der 
Probleme zeigt, wie ähnlich im Grunde auch im indopazifischen Bereich die Haupt- 
richtungen der geistigen geopolitischen, staatspolitischen Bewegungen mit vielen der 
europäischen sind. Hsi Chia, Finanzminister von Manchukuo, beschreibt kurz 
und gut dessen Finanzen in „Supplement to Intern. Gleanings from Japan“ (League 
of Nat. Assoc. Tokyo, IV, 1933), worin auch ein Aufsatz von Solf über die Ur- 
sachen des Fernostkonflikts nachgedruckt ist, der uns zeigt, wie aufmerksam kluge 
und unparteiische Äußerungen des Westens dort aufgenommen werden. 

Ein Grund mehr, sie auf die Goldwaage zu legen, und nicht zu glauben, man 
überhöre dort die aus der Ferne eingeschlagenen Fenster. Pierre Liautey 
wußte, warum er seine Mahnung für Frankreich schrieb: L’Extr&me-Orient et la 
societe des Nations (Revue de Paris, 15. 5. 33). Sie ist voll gepfefferter Wahrheiten! 

„Retouräl’Asiatisme.... impose“ .... auch durch die Kunst der USA.! 
Wahrhaftig, wenn Italien, Japan und Deutschland nicht der Reihe nach von selbst 
auf die ihnen wesensgemäße Form des Faschismus gekommen wären: Sowjets von 
der einen Seite, Angelsachsen und Westmächte von der andern hätten ihn allen 
dreien beigebracht. 


Georg Wegener zum 70. Geburtstag! (31. Mai 1933) 


Verspätet, aber von Herzen wünscht die Geopolitik Georg Wegener ihr ‚ad multos annos“! 
Schuld trägt, daß auch Freunde nicht ahnten, der ewig junge, farbensprühende Schilderer 
seiner Weltreisen, der Flugzeugführer des „Zaubermantels“ (F. A. Brockhaus), der Lenker 
seines „Neuen Fluges“ könne je in die Nähe der Bank der Alten kommen. War er doch in 
seinem Leben, das immer zwischen Krieg und Frieden, weltüber, durch Gefahren fuhr und 
von ihnen seine Weihe erhielt, auch einer unsrer besten Kriegsberichterstatter, dem wir den 
„Wall von Eisen und Feuer“, die umfassende, von Vaterlandsliebe durchglühte Schilderung 
der Westfront so wenig vergessen wollen, wie sein koloniales Werk und seine ahnungsvolle 
Kündigung einer neuen Zeit — Trotz alledem! — aus dem Jahre 1920, seit dem er so 
Vielen die Seele stärkte, als ein echter Pionier der Geopolitik, aus innerstem, raumbezwin- 
gendem Wesen heraus. 

K. Haushofer. 
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Vorbemerkung 


zu W.Volz, Die deutsche Wirtschaftsstruktur und das Problem 
der Ostsiedlung Il 


Im folgenden zieht Geheimrat Volz die Folgerungen für den Osten aus dem 
Überblick über die Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur Deutschlands, den wir im 
Juniheft veröffentlichten. Der Aufsatz weist auf die Notwendigkeit hin, neben der 
Siedlung im Osten, deren Ausmaß begrenzt ist, vor allem auf die Lebensmöglichkeit 
des deutschen Ostbauern zu achten; in diesem Zusammenhang redet er der Stadt- 
bildung und Industrialisierung im deutschen Osten das Wort. Damit wird eine 
Forderung erhoben, der auch die Geopolitik zustimmt. 

Allerdings muß sie auf Grund der Feststellungen über das Wesen der Ver- 
städterung warnen, das Ziel der Ostarbeit in einer von städtisch-wirtschaftlichen. 
Gesichtspunkten diktierten „Prosperität“ zu sehen. Die Notlage des Ostens rührt 
zum guten Teil aus seiner Einseitigkeitsentwicklung her, aus den großen landwirt- 
schaftlichen Monokulturen. Sie gilt es aufzulösen mit einem Wall weitgehend 
selbstgenügsamer, also nur teilweise für den Markt arbeitender Bauernsiedler. 
Damit wird auch der Stadt- und Industrieentwicklung Ziel und Grenze gesetzt. 
Es darf sich bei ihr nicht um die Ausweitung und Weitertreibung der Mono- 
kulturen handeln, die etwa für die Ernährung des übrigen Deutschland mit Ge- 
treide oder Schweinen zu sorgen hätten. Ziel muß sein, unsere Ostprovinzen, auch 
durch Umsiedlung nicht standortgebundener Industrien aus anderen Teilen Deutsch- 
lands, weitgehend selbstgenügsam zu machen. 

Denn wir wollen eines nicht vergessen: im Gefolge von Stadt und Industrie- 
monokultur marschiert unweigerlich der Geburtenrückgang. Ihn in den Ost- 
gebieten zu stärken, heißt, sie erst recht verlieren. Es gibt aber ein organisch 
ausgewogenes Zusammenspiel zwischen Stadt und Land. Dieses für unseren Osten 
mit behutsamer, aber entschlossener Hand zu schaffen, ist die schwere Aufgabe der 
Staatsführung. Die Schriftleitüng. 


WILHELM VOLZ: 
Die deutsche Wirtschaftsstruktur und das Problem der Ostsiedlung Il 


Wir stehen an der Schwelle einer neuen Zeit; die Nachkriegsentwicklung hat 
manches Alte zusammenbrechen lassen, und nicht nur bei uns, auch sonst in der 
Welt ist vieles in Trümmer gegangen. Unser Ziel aber ist es, neues Leben erblühen 
zu lassen, den in seinen Fugen krachenden Wirtschaftsbau unseres Vaterlandes neu 
und fest erstehen zu lassen für eine glücklichere Zukunft. Aber wie? 

Da tritt die Planung in ihr Recht. Es heißt, sich Rechenschaft geben — über 
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das Alte — über die Grundlagen des Alten — über die Richtung der neuen Ent- 
wicklung — über ausgenutzte, aber auch unausgenutzte Möglichkeiten —, damit 
man so die Ansatzpunkte zum Handeln finde. 

Die Grundlage des deutschen Wirtschaftslebens ist aus der 
Natur des Landes heraus die Landwirtschaft — der Bauer. Ein ge- 
sunder Bauernstand, der von seiner Arbeit lebt und fest auf seiner Scholle sitzt, 
muß das Fundament des Reiches sein — so, wie er das Fundament der sicheren 
geschichtlichen ‘Entwicklung war. Noch besteht die deutsche Landwirtschaft in an- 
gestammter Wichtigkeit als wesentlicher Grundpfeiler deutscher Wirtschaft — 
noch steht der gesamte anbaufähige Boden unter dem Pfluge in allen Teilen des 
Reiches, und eine gleichmäßige Schicht landwirtschaftlicher Bevölkerung über- 
deckt alle Stücke unseres Vaterlandes. Aber die Landwirtschaft leidet bittere Not, 
und am schwersten ist die Not dort, wo der Bauer stark auf sich selbst angewiesen 
ist und der gewaltige Überschuß der Produktion infolge ungünstiger Verkehrslage 
unter bösen Absatzschwierigkeiten leidet, wo die hohen Transportkosten eine ren- 
table Verwertung ausschließen — in unserem Osten. Und gerade dort brauchen 
wir, schon aus Gründen unserer äußeren Sicherheit, einen starken und dichten 
deutschen Siedlerwall. Aber unser Osten ist dünn besiedelt, und die Bauernschicht 
unseres Ostens ist dünn, wie nirgend sonstwo in unserm Vaterlande! Also zwei 
Aufgaben ergeben sich für unsern Osten: Gesundung der Landwirtschaft 
und Erhöhung der Volksdichte! 

Unwillkürlich erhebt sich da die Frage: in welchen Gebieten unseres Vaterlandes 
ist die Bauernschicht am zahlreichsten? und aus welchen inneren Gründen? 

Aus den Tabellen ist leicht zu ersehen: im Südwesten mit 42—44 Landwirten 
pro Quadratkilometer und der Rheinprovinz mit ihrer 39; außerdem in Ober- 
schlesien mit 43. Das ist aber das Anderthalbfache bis fast Doppelte des Ostens. 
Neben historischer Entwicklung sind klimatische Gunst, gute Verkehrslage und 
reichliche Industriebildung, welche mit ihren Menschenmassen guten Absatz der 
Agrarprodukte sichert, die Ursachen. 

Klimatische Gunst läßt sich für unsern Osten nicht schaffen; eher schon ist das 
Verkehrsproblem planvoller Förderung und Ausgestaltung zugänglich. Sicher 
aber wird man am Aufbau einer beachtlichen Industrie im Osten 
bewußt arbeiten müssen. Der Vorteil liegt auf der Hand: Industriebevölke- 
rung als unmittelbare Konsumenten der landwirtschaftlichen Produktion; damit 
wird zugleich das Verkehrsproblem gemildert. Aber wie Industrie schaffen? 

Vergegenwärtigen wir uns das Bild, das die Volkszählung von 1925 uns gibt: 


Schlesien mit seiner (auf der Tabelle zumeist unter „sonstige Betriebe“ aufgeführten) 
Schwerindustrie und die Niederlausitz hat eine beachtliche Industrie; im übrigen Osten hin- 
gegen ist sie überaus gering entwiekelt. Ein sehr großer Teil geht auf das Handwerk und 
kleine Gewerbe ab, das in seinen mannigfachen Branchen für Stadt und Land unentbehrlich ist, 
so daß für eigentliche Industrie nur ein bescheidener Anteil obiger Zahlen übrigbleibt. Auch 
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Es waren beschäftigt (in Tausenden von Personen) in: 


a 7} 

DR: Eı 3 arg 

88 8 & = |%83 

=) 
= 5 E = [FE 
ie) = = 

Industrie und Handwerk ..... 54 83 |40 37 33 
Handel und Verkehr......... 78 | 176 84 83 |18 31 67 125 22 16 
Steine und Erden, Glas usw... | 15 | 29 | 40 | 23 1!/| & 4|\3 3 2 
BUISCHWATEN ses on nenne nncanae 10 17 41 10 | 2 3 5 3 2 
Maschinen- usw. -bau ........ 10 24 18 16 | A ) 6 2 4 7 
Mechanik und Optik......... [A 10 4 5 PR! So 4 4 
Hextilindustrie, ......ncscns.. 10 34 42 48 |— 4 4 1 — | 
Bekleidungsgewerbe .......... 17 95 25 251] 4 8 12 6 9 3 
Baugewerbe. ......-.rc...... 30 48 31 32 | 8 13 21 8 8 3 
Nahrungsmittelindustrie....... 23 42 25 23 | 5 8 13 | 6 6 7 
Holz- usw. -gewerbe ......... 15 29 23 24 | 5 8 10 5 8 4 
Papierindustrie ....-......... 7 13 11 5 I— 3 & 4 —_—|— 
Lederindustrie............... 1 [A 3 2 |— 4 1 „| — | — 
Sonstigen Betrieben.......... 68 43 22 27 |— 1 4 |— 2 & 


diese Industrie, meist in kleineren Betrieben, dient wesentlich dem Lokalbedarf, z. B. 
Fabriken landwirtschaftlicher Maschinen, Reparaturwerkstätten, Ziegeleien usw. Eine Ver- 
arbeitung eigener Rohprodukte findet eigentlich nur in der Nahrungsmittelindustrie und dem 
Holzgewerbe statt; aber auch hier sind es erst Anfänge — vergleicht man die Arbeiterzahlen 
mit denen Schlesiens, so sieht man, wie bescheiden die Anfänge sind; der Regierungsbezirk 
Breslau allein hat in diesen Branchen fast ebensoviel Arbeiter wie der gesamte Osten zu- 
sammengenommen. Hier ist also für den Osten noch ein weites Feld der Entwicklung. 


Aber — dies Bild ist dasjenige von 1925. Es besteht nicht mehr. Schon durch 
die Tatsache der Grenzzerschneidung ist ein nicht unbeträchtlicher Teil dieser In- 
_ dustrie der Absatzgebiete beraubt und damit zum Erliegen gebracht worden, und 
schließlich bis auf bescheidene Reste der Agrarkrise und der wirtschaftlichen Not 
zum Opfer gefallen. Aber auch im übrigen Reich hat ja die Industrie einen kata- 
strophalen Zusammenbruch erlitten. — 

Es muß neu aufgebaut werden allenthalben. Da sollte vor allem auch an unsern 
Osten gedacht werden, und mit der Sanierung der Landwirtschaft 
sollte im Osten planmäßig und zielbewußt eine starke Industrie 
aufgebaut werden! — natürlich eine Industrie, wie sie dem Osten auf Grund 
der natürlichen Ausstattung eignet: Verarbeitung und Veredelung der landwirt- 
schaftlichen Produkte und der Holzreichtümer. Gelingt es, diese an Ort und Stelle 
zu hochwertigen Erzeugnissen zu verarbeiten, so ist damit auch das schwierige 
Transportproblem zu einem guten Teile gelöst; die veredelten Waren werden die 
hohen Transportspesen tragen können. 

Und weiter, sind erst einmal die geeigneten industriellen Anlagen da, so wird 
der Landwirt sich in seinem Betriebe auf die regelmäßige Belieferung derselben 
einrichten können und einrichten. Haben wir im Osten erst Großschlächtereien, 
welche die Schweine zu Speck und Schmalz und Schinken usw. verarbeiten — und 
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der deutsche Bedarf ist groß! —, so werden die Landwirte ihr jetzt unverkäufliches 
Getreide, ihre Kartoffeln, die jetzt in Mengen unverwendbar verderben, rationell 
und rentabel an Schweine verfüttern können. Unser Osten ist ja auf Grund seiner 
natürlichen agrarischen Ausstattung der naturgegebene Schweinelieferant unseres 
Vaterlandes — der Nordwesten dagegen hatte diese Rolle nur auf Grund seiner 
Hafennähe und billigen ausländischen Getreides übernommen !). Dies Beispiel ließe 
sich auf vielerlei andere Produkte sinngemäß anwenden. 

Gerade die“jetzige Zeit, wo allenthalben im Reich ungezählte industrielle Be- 
triebe aller Art zusammengebrochen sind, sollte beim Neuaufbau ausgenutzt wer- 
den, um den Osten industriell genügend auszustatten — natürlich nur im Rahmen 
des dem Osten Eignenden. So muß es sich unschwer erreichen lassen, die Zahl der 
industriellen Bevölkerung im Osten stark zu heben, vielleicht zu verdoppeln 
— ein bescheidenes, aber immerhin bedeutsames Ziell Damit wird auch die 
übrige Bevölkerung entsprechend ansteigen, die Städte werden 
wachsen. 

Die Stadt hat große wirtschaftliche und kulturelle Aufgaben, und die Bildung 
gesunder, kräftiger Stadtwesen hat eine nicht zu unterschätzende Bedeutung; sie sind 
die natürlichen Zentren für eine weite Umgebung. Die kleine Landstadt hat ihr 
natürliches Umland, und wie sie von einer mehr oder weniger großen Zahl 
umliegender Gemeinden ihr Leben hat, so versorgt sie ihrerseits dieselben mit 
vielerlei wirtschaftlichem Bedarf und ist allenthalben der Mittelpunkt. Dasselbe 
gilt in gesteigertem Maße für die mittleren und größeren Städte. Ein gesunder 
Binnenmarkt, der lebt und leben läßt. Gleiches besteht in vielleicht noch stärkerem 
Maße auf kulturellem Gebiet?). Für das religiöse Bedürfnis ist ja in jeder 
Landgemeinde gesorgt, und Arzt und Apotheke und Rechtsbeistand bietet auch 
das kleinste Städtchen; aber schon das gute Buch, die höhere Schule, die größere 
Zeitung, und gar Theater und Konzert, Museen, Ausstellungen und gute Vor- 
träge wird man nur in größeren Städten finden, ebenso ist es mit wirtschaftlicher, 
nationaler und sonstiger geistiger und kultureller Anregung. Schon dieser Grund 
allein ist wichtig genug, die ostdeutsche Stadt zu fördern — sie hat eine große, 
auch außenpolitische Bedeutung. Fördern wir die Industrie, so fördern wir die 
Stadt; — fördern wir die Stadt, so fördern wir auch die Kultur. 

1) Es scheint sich ‚hier bereits eine Umstellung im angegebenen Sinne anzubahnen. Die 
jüngste Schweinezählung in Preußen hat ergeben, daß trotz stark geschrumpfter Nachfrage 
und damit einer Verringerung des Gesamtbestandes doch Brandenburg, Niederschlesien und 
Oberschlesien ihre Bestände noch aufbauen, während in den Gebieten der nordwestdeutschen 
Schweinehaltung die Bestände auffallend stark abgenommen haben. Beides zusammen 
deutet auf eine Abwanderung der Schweinemast nach dem Osten — was nur sehr zu be- 
grüßen wäre. .2) Gerade hier ist unser Osten arg vernachlässigt. Das kommt z. B. schon in 
der Verteilung der Hochschulstädte zum Ausdruck; während unsere Westgrenze von 16 Hoch- 


schulen in doppelter Reihe besetzt ist, stehen im weiten Osten Königsberg und Breslau völlig 
allein da — hierzu kommt noch Danzig. 
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Industrie erzeugt Leben. Die erhöhte Menschenzahl kommt unmittelbar der 
Landwirtschaft zugute, die einen vergrößerten Kreis von Abnehmern ihrer Er- 
- zeugnisse, die mit gesichertem Absatz auch verbürgte Rentabilität findet. Und da- 
mit wächst die Möglichkeit, auch von kleinerer Fläche den Lebensunterhalt zu 
haben; dann aber wird die Aufnahmefähigkeit auch für eine erhöhte Anzahl 
von Landwirten steigen. Die landwirtschaftliche Bevölkerung wird zahlenmäßig 
wachsen. Damit ist das zu erstrebende Ziel erreicht — und alle drei Maßnahmen: 
zur Gesundung der Landwirtschaft, zum Aufbau einer Industrie und zur Förderung 
der ostdeutschen Städte in wirtschaftlicher und kultureller Beziehung — arbeiten 
einander in die Hand, und jede unterstützt die andere in ihrer Auswirkung, zum 


Besten möglichst inniger Durchdringung. — 

Was der „deutsche Siedlerwall‘ bzw. eine größere Volksdichte im Osten für 
die deutsche Gesamtheit bedeutet, lehrt eindeutig ein Vergleich mit dem von 
unseren östlichen Grenzmarken umrahmten Teilstück unseres polnischen Nachbarn. 


Einwohner Fläche | Einwohner 
Geburten- 3 in tau- Provinz. bzw. Wojewod- in tau- |. Geburten- 
häufigkeit pro |intausend | send Reg.-Bezirk schaft send jintausend | pro häufigkeit 
qakm| Köpfen qkm Köpfen |qkm 

20—25 61 2,296 37 | Ostpreußen Warschau 29 3,710 | 86| 30—35 
20—25 48 681 44 | Köslin Pomerellen 16 1,086 | 66| 25—30 
20—25 78 951 42 | Stettin Posen 27 2,114 | 80| 2530 
20—25 43 343 8 | Grenzmark Lodz 19 2,633 | 138) 30—35 
unter 20| 67| 1,293 19 | Frankfurt Kielce 26 2,937 |114| 30—35 
20—25 | 118 3,230 27 | Niederschles. Schlesien 4 1,298 | 301 | 25—30 
25—30 |142| 1,379 10 | Oberschlesien Krakau 17 2,297 |132| 30—35 
20—25 79| 10,172 127 | Osten | W.-Polen 138 | 16,075 |109| 30—35 

Also einer Bevölkerung von ı0 Millionen bei uns stehen in Polen auf leidlich 
gleichem Raume 16 Millionen gegenüber — 4 Großstädten (oder wenn man das 


deutsche Danzig hinzurechnet, ihrer 5) stehen in Polen deren 9 gegenüber. Bei 
alledem hat Polen auch noch den großen Vorteil der inneren Linie, also der 
Konzentration, während unser Osten ein langes schmales Band darstellt — und den 
anderen, je länger, desto stärker sich auswirkenden Vorteil einer erheblich grö- 
ßeren Geburtenzahl, d. h. sehr viel schnellerer Volksvermehrung. 

Es wird verständlich, wenn die Polen von Westwanderung sprechen und mit der 
Oder- oder gar Elbgrenze liebäugeln. Das für unsern Osten geprägte, traurige Wort 
„Raum ohne Volk“ hat leider einen tiefen Sinn! Es hilft uns nur ein deut- 
scher Siedlerwall im Osten — ein dreifältiger Wall: ein Wall deutscher 
_ Menschen, ein Wall starker Wirtschaft und ein Wall blühender deutscher Kultur. 

Wenn uns das gelingt, diesen dreifältigen Wall zu bauen, so können wir wieder 
singen: „Lieb Vaterland, magst ruhig sein!“ — und es wird hohe Zeit, ans Werk 
zu gehen. Aber vielleicht ist trotz der wirtschaftlichen Schwierigkeiten die heutige 
Zeit nationaler Erweckung gerade die rechte Zeit für dies lebensnotwendige Werk! — 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Literaturbericht aus der atlantischen Welt 


Otto Hoetzsch: La Politique exterieure 
de l’Allemagne de 1871 a 1914. 87 8. 
Librairie Kundig, Genf 1933. Geh. RM. 4,—. 

Die Aufgabe, für einen ausländischen 
Leserkreis eine Übersicht über die deutsche 
Außenpolitik ven 1871 bis ıgı4 zu schrei- 
ben, ist schwer, Hoetzsch hat sie mustergültig 
gelöst. Sein Buch enthält eine wertvolle Zu- 
sammenfassung eines fast unübersehbaren Ma- 
terials und ist geschickt auf den Leserkreis 
abgestimmt, für den es bestimmt ist. 

Wolfgang Hartke: Kulturgeographische 
Wandlungen in Nordostfrankreich seit 
dem Kriege. Der Wiederaufbau der zer- 
störten Gebiete. 83 S., 13 Karten. J. Engel- 
horns Nachf., Stuttgart 1932. Geh. RM. 3,—. 

Was ist in der Nachkriegszeit aus den Ge- 
bieten Nordostfrankreichs geworden, in denen 
der Krieg das ganze Landschafts- und Sied- 
lungsbild entscheidend geändert hatte? Eine 
Frage, über die merkwürdigerweise nicht ein- 
mal in Frankreich geschrieben worden ist. 
So füllt die Arbeit von Hartke eine wesent- 
liche Lücke aus. Ausgehend von der „Kriegs- 
landschaft“, werden behandelt: die rechtlichen 
Grundlagen des Wiederaufbaus, die Wieder- 
herstellung der Landwirtschaft, der Neubau 
von Städten und Straßen, die Industrialisie- 
rung und die damit zusammenhängenden, 
sehr wichtigen Fragen der Bevölkerungszu- 
sammensetzung, Binnenwanderung und Aus- 
länderzufuhr. Die Arbeit fußt auf genauer 
eigener Kenntnis und reichem Material — als 
Gesamtergebnis ist festzuhalten, daß die 
„Kriegslandschaft“ erstaunlich schnell in eine 
normale Kulturlandschaft rückverwandelt wor- 
den ist —, ein Bild, das jeder bestätigen 
wird, der das Kampfgebiet in den letzten 
Jahren ‘selbst durchfahren hat. 

Otto Stolz: Dia Ausbreitung d. Deutsch- 
tums in Südtirol im Lichte der Urkun- 
den. 3. Bd. 2. Teil. 336 S., 11 Tafeln. R. Ol- 


denburg, München und Berlin 1932. Geh. 
RM. 12,50. 


Der zweite Teil des dritten Bandes dieses 
schon früher in seiner grundsätzlichen Be- 
deutung gewürdigten Werkes enthält die ge- 
schichtlichen Urkunden für das Deutschtum 
des Südtiroler Kerngebiets um Bozen und 
Meran für das Hochmittelalter. Die Sprache 


der Urkunden ist völlig eindeutig. Es ist 
dankbar zu begrüßen, daß die Publikation 
in dieser Vollständigkeit möglich gemacht 
werden konnte. 

Friedrich Vortisch: Die Aalandfrage. 
2148., 2 Karten. Carl Heymanns Verlag, Ber- 
lin 1933. Geh. RM. 10,—. 

Die Aalandsinseln in der nördlichen Ost- 
see haben etwas über ı0o0o Jahre lang eine 
große geopolitische Bedeutung gehabt: von 
dem Verlust Finnlands an Rußland im Jahre 
ı80g9 bis zu dem Abschluß der Aalandskon- 
vention zwischen Schweden und dem wieder 
selbständigen Finnland im Jahre ıg21 ist 
der Name der Aalandsinseln in jeder poli- 
tischen Krise des Ostseegebietes aufgetaucht, 
von ı812 bis zum Weltkrieg. Grund dafür 
war die beherrschende seestrategische Lage 
der Inseln in der nördlichen See, welche die 
Frage ihres Besitzes und ihrer Befestigung 
zur entscheidenden Herrschaftsfrage in der 
nördlichen Ostsee machte. Weltkrieg und 
russische Revolution ließen Rußland diese 
zentrale Position verlieren. Wer das Erbe 
antreten würde, war zweifelhaft: denn die 
Aalandsinseln hatten schwedische Bevölkerung, 
aber standen im finnischen Staatsverband. Sie 
blieben nach vielem Hin und Her (in dem 
die deutsche Finnlandexpedition eine nicht 
unwesentliche Rolle spielt) bei Finnland. — 
Die ganze Geschichte der Aalandsfrage be- 
handelt Vortisch mit starker Betonung des 
Historisch-Rechtlichen — darin freilich er- 
schöpfend. Die volkspolitischen Zusammen- 
hänge werden sichtbar gemacht, die Behand- 
lung der strategischen und geopolitischen 
Grundlagen — die ja erst die „Aalandsfrage“ 
zu ihrer Bedeutung gebracht haben — ist 
etwas knapp bemessen. Im ganzen ist die 
Arbeit als ein wertvoller Beitrag zur Ge-. 
schichte und Geopolitik der Ostsee zu be- 
grüßen. 


Otto Schiller: Die Krise der sozialisti- 
schen Landwirtschaft in der Sowjetunion. 
Aus „Berichte über Landwirtschaft“, Neue 
Folge, 79. Sonderheft. 82 S. Paul Parey, Ber- 
lin 1933. Geh. RM. 6,40. 

Der Verfasser ist einer der besten Kenner 
der russischen Agrarpolitik. Das vorliegende 
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Werk, das frühere Arbeiten (‚Die Kollekti- 
vierung der russischen Landwirtschaft“, „Die 
landwirtschaftlichen Probleme der Sowjet- 
union 1931/32‘) fortführt, ist die beste Über- 
sicht über den Stand der russischen Land- 
wirtschaft zu Ende des Fünfjahresplanes, die 
wir kennen. Der Titel besagt schon viel. Die 
hemmungslose Vernichtung des Bauerntums 
durch die Sozialisierung der Landwirtschaft 
hat in Verbindung mit den teilweisen Miß- 
ernten von Ig3ı und 1932 zu einer schweren 
Krise der russischen Landwirtschaft und der 
Ernährungsbasis der ganzen Sowjetunion ge- 
führt. „Die russische Landwirtschaft befindet 
sich infolge der Schwierigkeiten der Agrar- 
sozialisierung in einem kritischen Stadium 
der Entwicklung. Die Bodenerträge sind stark 
zurückgegangen, die Viehbestände zusammen- 
geschrumpft. Die unzureichende Agrarpro- 
duktion ist die Ursache einer Ernährungskrise, 
die auch die übrigen Zweige der Volkswirt- 
schaft in Mitleidenschaft zieht. Die fortschrei- 
tende Mechanisierung hat sich an der ent- 
scheidenden Stelle, nämlich bei der Boden- 
bearbeitung, infolge der Verminderung des 
Zugviehbestandes und der schlechten Arbeits- 
leistungen noch nicht auswirken können. Ohne 
eine bessere Bearbeitung der Felder können 
auch die agrartechnischen Maßnahmen keinen 
entsprechenden Erfolg zeitigen. Die Verbesse- 
rung der Ackerkultur erfordert ebenso wie 
die Hebung der Viehzucht eine mehrjährige 
Arbeit. 

Die maschinelle Ausrüstung der Landwirt- 
schaft hat sich verbessert. In den Grundsätzen 
der Betriebsorganisation hat man sich von den 
schädlichen Übertreibungen zu zweckmäßige- 
ren Methoden zurückgefunden. Die Anbau- 
fläche soll zunächst nicht weiter ausgedehnt 
werden. Nach den Jahren der Expansion, der 
überstürzten Schaffung neuer Großbetriebe 
will man zur Konsolidierung und Intensivie- 
rung der Landwirtschaft übergehen. 


Die weitere Entwicklung ist abhängig von 
dem Produktionsfaktor „Mensch“, dessen Ver- 
sagen die gegenwärtige Krise verursacht hat. 
Die agrarpolitischen Maßnahmen des Jahres 
1932 (Kolchoshandel, verminderte Kontrahie- 
rung, ständige Brigaden, neue Richtlinien der 
Ertragsverteilung), die durch wirtschaftliche 
Zugeständnisse die Arbeitsfreudigkeit heben 
sollten, haben keine wesentliche Besserung 
herbeigeführt. Es waren halbe Maßnahmen, 


die nur bei konsequenter Weiterentwicklung 
auf längere Sicht hätten wirksam werden 
können. Die im Herbst in neuer Schärfe zu- 
tage tretenden Schwierigkeiten, der passive 
Widerstand der Bauernschaft und die zahl- 
reichen Sabotageakte machten neue Maß- 
nahmen erforderlich. Durch die Einrichtung 
der politischen Abteilungen, durch eine Ver- 
stärkung des politischen Druckes, durch eine 
neue Form des Klassenkampfes, durch harte 
Gesetze und eine strenge Arbeitsdisziplin sol- 
len bessere Arbeitsleistungen erzwungen wer- 
den, für die andererseits nach wie vor auch 
materielle Vorteile einen Anreiz bieten sollen. 

In ihrem Kampf um die Sozialisierung der 
Landwirtschaft gleicht die Sowjetregierung 
einem Heerführer, der alle Kräfte auf den 
Ausbau einer neuen Stellung und auf die 
Verbesserung der technischen Ausrüstung kon- 
zentriert hat und in dem Augenblick, wo 
auf diese Weise die äußeren Vorbedingungen 
für einen Erfolg gegeben erscheinen, der 
Geist der Truppe versagt. Ohne den strategi- 
schen Plan aufzugeben, versucht man zunächst 
durch Änderungen der Taktik und durch 
materielle Versprechungen und schließlich 
durch drakonische Maßnahmen, gewissermaßen 
durch die Einführung des Standrechts, die 
Disziplin wiederherzustellen.‘“ 

So faßt Schiller die Ergebnisse seiner Be- 
trachtung zusammen, um dann freilich davor 
zu warnen, westeuropäische Maßstäbe an rus- 
sische Verhältnisse anzulegen. Den Kern der 
Schwierigkeiten legt er bloß, wenn er zum 
Schluß sagt: „Der Verlust an landwirtschaft- 
licher Substanz, die in erster Linie nicht in 
der Menge der Maschinen oder der Zahl der 
Kolchose und Sowchose, sondern in den Lei- 
stungen und der Arbeitsfreudigkeit der Men- 
schen, in der Kultur des Bodens und der Zahl 
und Leistungsfähigkeit des Viehes ihren Aus- 
druck findet, ist so groß, daß zu ihrer Wie- 
derherstellung sowohl im einen wie im andern 
Falle eine längere Zeit erforderlich ist.“ 

Im einzelnen sei zunächst dıe zusammen- 
fassende Agrarstatistik hervorgehoben (S. 19), 
die das Wachstum der Anbauflächen ebenso 
zeigt wie den Rückgang in der Intensität des 
Anbaus. Das Wachstum der Anbaufläche ‚ist 
aber nicht als organisches Wachstum anzu- 
sehen“. Stark gewachsen ist die Anbaufläche 
der technischen Kulturen; gerade sie erfor- 
dern jedoch besondere Sorgfalt; hier ist der 


hä 


Ertragsrückgang pro Flächeneinheit besonders 
empfindlich. Die weitaus günstigste Entwick- 
lung hat der Baumwollanbau genommen (Er- 
trag gegenüber der Vorkriegszeit verdoppelt). 
Hingegen bleibt der Zuckerertrag 1931 und 
1932 trotz riesig gesteigerter Anbaufläche 
hinter dem Vorkriegsertrag zurück. Ähnlich 
steht es beim Getreide. Die Getreideernte 
ı9dı und 1932 hält sich auf der Durch- 
schnittshöhe 1909—ı913 und ist geringer als 
die von 1913. “(Vergleicht man damit das 
Bevölkerungswachstum, so versteht man die 
Ernährungsschwierigkeiten!) Am schlimmsten 
aber steht es mit der Viehzucht, wie die 
folgenden Ziffern (in Mill. Stück) beweisen. 


Rindvieh Schweine Schafe 
1916 (Krieg!) 60,6 20,9 113,0 
1928 (vor Beginn des 
Fünfjahresplanes) 70,5 26,0 133,3 
BP orange 29,2(!) 10,10) 47,00) 


Ein schöner Erfolg des Fünfjahresplanes! 
— Besonderes Interesse verdient auch die 
kritische Behandlung des Sernotrusts im zwei- 
ten Teil der Arbeit: Die Ausdehnung des 
Getreidebaus in semiraride Gebiete (Nord- 
kaukasien) ist, genau wie in Nordamerika, ein 
sehr zweifelhafter Erfolg gewesen. Gerade 
die „Getreidefabriken“ der Sowchose stecken 
tief in der Krise, tiefer als die bäuerlichen 
Kollektivwirtschaften. — Die Entwicklung 
der Agrartechnik und Agrarpolitik wird klug 
beleuchtet, der passive Widerstand des Landes 
durchaus richtig erklärt — kurz: Wer sich 
ein zutreffendes Bild über russische Agrar- 
verhältnisse der Gegenwart machen will, der 
greife zu diesem knapp und sachlich ge- 
schriebenen Werk. 

B. Brutzkus, W. v. Poletika und A. v. 
Ugrimoff: Die Getreidewirtschaft in den 
Trockengebieten Rußlands. Aus „Berichte 
über Landwirtschaft‘, Neue Folge, 67. Son- 
derheft. 138 S., 10 Karten, 2 Abbildungen. 
Paul Parey, Berlin 1932. Geh. RM. 15,00. 

Die Ausdehnung der Landwirtschaft, vor 
allem des Getreidebaus, in die Trockengebiete 
ist ein Problem von allgemeinster Bedeutung, 
das z. B. für Nordamerika schon eingehend 
behandelt worden ist. In der Sowjetunion ist 
während des Fünfjahresplans versucht wor- 
den, die Getreidegrenze weit in die Trocken- 
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gebiete Nordkaukasiens, Westsibiriens und des 
kaspisch-aralischen Bereiches vorzuschieben. 
Voraussetzungen und Erfolge dieses Versuchs 
werden in dem vorliegenden Werke kritisch 
untersucht. Nach einer kurzen Darstellung 
des russischen Kolonisationsvorganges durch 
Ugrimoff gibt Brutzkus eine klare 
Übersicht über die russische Getreidewirt- 
schaft vor dem Krieg, während der Kriegs- 
und Revolutionszeit, vor und nach dem Fünf- 
jahresplan (mit eingehender Betrachtung der 
Kollektivierung). In einem zweiten Abschnitt 
untersucht Poletika das Problem der Er- 
weiterung des Getreidebaus in den Trocken- 
gebieten zunächst nach seinen klimatischen 
und ökologischen Voraussetzungen; daran 
schließt Ugrimoff eine Untersuchung der 
Bodenverhältnisse in den russischen Steppen. 
Beide Arbeiten kommen (unserer Ansicht nach 
zu Recht) zu recht skeptischen Ergebnissen 
in bezug auf die Ausdehnungsfähigkeit des 
Getreidebaus nach Südosten (wesentlich ist 
der Vergleich mit den sehr viel günstigeren 
Verhältnissen Nordamerikas auf S. 69/70). Die 
praktische Erfahrung der letzten Jahre scheint 
den Verfassern recht zu geben. — Ugri- 
moff behandelt weiter die technischen Vor- 
aussetzungen der Erweiterung des Getreide- 
baus, Brutzkus setzt sich mit den „Ge- 
treidefabriken‘ als einer Form der Erschlie- 
ßung auseinander. Bei diesen großen Staats- 
gütern zeigt sich ein stärkstes Auseinander- 
klaffen zwischen quantitativer und qualita- 
tiver Leistung: die Anbaufläche ist groß, der 
Ertrag erstaunlich gering. „Der heutige Zu- 
stand der Zernosovchoze zeigt, daß die wegen 
ihrer Warnungen ins Gefängnis geworfenen 
Fachleute recht hatten. Eine hohe Technik 
darf nur allmählich und mit guter Vorberei- 
tung auf einen neuen, kulturell unreifen 
Boden übertragen werden. Der überstürzte 
und in den Größenabmessungen übertriebene 
Ausbau der mechanisierten Sovchoze mußte 
notwendig zu einem Mißerfolg führen.“ Im 
Ausland ist — der russischen Propaganda 
folgend — die Leistung und Bedeutung der 
russischen „Getreidefabriken“ stark überschätzt 
worden. Es ist ein Verdienst dieses Buches, 
daß es hilft, die Maßstäbe zurechtzurücken. 


Wir empfehlen die „Erdkundlichen Neuerscheinungen“, welche der Verlag Hirt & Sohn, 
Leipzig, im beiliegenden Prospekt ankündigt, dem Interesse unserer Leser. 
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Das 11. Beiheft zur Zeitschrift für Geopolitik: 
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 Bie Adriafraae 
41. Beiheft zur Zeitschrift für Geopolitik 
Mit Geleitwort von Karl Haushofer 


4 Kartenskizzen 


Wenn wir einmal über die Brandherde an unserer eigenen Grenzehinausschauen ins übrige 


Adria. Um dies Meer und über seine Fluten hinweg tobt der Haß zwischen Italien und 
Südslawien. Ein Gegensatz, hinter dem der größere steht: zwischen Frankreich und Italien 
in ihrem Kampf um den Balkan. Bei einer solchen Lage ist es dem Unbeteiligten schwer, 
sich über die Tatsachen zuverlässig zu unterrichten. Mag er die Geographie, die Geschichte, 
mag er das Volkstum oder seine Kultur betrachten: alles ist zur Waffe im Streit zweier 
Völker geworden. Es gibt somit bisher kaum eine wissenschaftlich einwandfreie Literatur 
über die Adria, es gab bis heute überhaupt keine Gesamtdarstellung des Adriaproblems. 
Aufgabe der Geopolitik ist es, solch heiße Fisen anzufassen. Sie tut es in diesem Bud, 


vieler Reisen. Sorgfältig hat der Verfasser die Tatsachen geprüft und gewertet. Wenn keins 
der beiden streitenden Völker zufrieden sein wird mit dem Ergebnis: dem deutschen Volk, 
der internationalen Wissenschaft und der Politik ist mit ihm die ungeschminkte Kenntnis 
der Tatsachen gegeben, dem Reisenden aber ein Handbuch, das ihm vieles an diesem 
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- Europa: am stärksten und brennendsten glüht das verborgene Feuer des Krieges an der _ 


dem Professor Haushofer ein Geleitwort mitgab, auf Grund langjähriger Studien, aufGrund - | 


schönen Land erschließt, ihn vieles verstehen läßt, an dem er sonst vorübergegangen wäre. 


Vorbemerkungen — Vergleichendes Ver- 
‚zeichnis der Ortsnamen — I. Das Gesicht 
der Adriafrage / Sonderart der Adriafrage / 
Gliederung der Adriafrage — Il. Die geo- 
graphischen Verhältnisse des Adriagebietes. 
- Allgemeines f Die einzelnen Abschnitte des Küsten- 
landes / Die Ostküste der Adria / Besonderheiten 
der örtlichen Lage — III. Verkehr. Die Verkehrs- 
räume f Die Verbindungen zum Hinterland. Die 
= Straßen / Die Flüsse / Die Eisenbahnen / Der See- 
verkehr in der Adria / Die Seehäfen der Adria / Der 
Schiffsverkehr Jugoslawiens — IV. Die Wirtschaft 
in der Adria. Die wirtschaftliche Seite der Adria- 
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(Subskribenten M 6.10, Leinen M 6.75) 


Kurt Vomincel Verlag SmbP. 


frage. Die Nachkriegsverträge / Beziehungen der 
‘Adriastaaten untereinander / Die Wirtschaft des öst- 
lichen Küstenlandes / Die albanische Wirtschaft / Die 
See- und Küstenschiffahrt — V. Die Völker der 


Adtrialänder. Allgemeines / Gesellschaftlidie Ver- 


hältnisse / Die Mischgebiete — VI. Adria und 


Adriafrage in der Geschichte. Allgemeines } 
Vorrömische Zeit / Römische Zeit / Frühes Mittelalter! 


Auftreten Venedigs / IQ. Jahrhundert: Die ‚Adria in 
der europäischen Politik/ Balkankrise und Weltkrieg/ 
Der Weltkrieg. Londoner Vertrag / Nachkriegszeit — 


VII. Albanien — VII. Die militärishen 


Gesichtspunkte — Schlußworte. 


Es wurde an 
PETER QUANTE 


: Die Flucht aus der Z andwirtfchaft 


Umfang und Ursachen der 


ländlichen Abwanderung, 
dargestellt 


auf Grund neueren Tatsachenmaterials 


Staatsmaßnahmen werden vielfach von wissenschaftlichen Ideen 
geleitet. So lag der deutschen Agrarpolitik der Nachkriegszeit 
der Gedanke zugrunde, der Großgrundbesitz trage durdı 
sein Dasein und seine Ausbreitung die Schuld an der Abwan- 
derung vom Land. Vor allem war es Oppenheimer, der sein 
Lehrgebäude und seine von der Regierung weitgehend über- 
nommenen politischen Forderungen auf dieser Idee aufbaute. 
Diese Idee ist falsch, und damit ist ein wesentlicher Teil 


unferer Rahkriegs-Agrarpolitik fallch: 
die sorgfältige Durcharbeitung der preußischen Bevölkerungs- 
statistik ergibt ein ganz anderes Bild über Ursachen und Aus- 
maß der Landfluct. Das ist der Kern der Untersuchung von 
Regierungsrat Dr. Quante im vorliegenden Werk. Über diese 
Tatsachenfeststellung hinaus baut der Verfasser die wissen- 
schaftlihen und politischen Folgerungen aus. Somit wird in 
diesem Werk ein wirklich einschneidender und grundlegender 
Beitrag zur Umgestaltung der Wirtschaftswissenschaft wie der 
Agrarpolitik gegeben. + Zugleich fällt neues Licht auf die Frage 
der Werftädterung, also eines der grundlegenden geopoliti- 
schen Probleme, über das noch sehr wenig exaktes Material 
vorhanden ist. In der Beurteilung der Siedlung und ihrer Mög- 
lichkeiten kommt der Verfasser zu denselben Ergebnissen wie 
Burgdörfer in seinem letzten Werk: Zurück zum Agrarstaat? 


EHEN RER 


UNE 


Dada #4 2.4 2 14051; 


*, N h 
A u SS EZB ine al er Sa Zn m. . Ze 


A 


Oktav, 384 Seiten / Kartoniert M 5.60, Leinen Eu 6.80 


